
Saiyid Muḥammad b. Ṣafdar al-Ḥusainī, bekannt als 
Ǧamāl ad-Dīn al-Afġānī (1838-97), gilt vielen als 
bedeutendster islamischer Reformer und Vertreter der 
arabischen Renaissance (an-nahḍa). Seine gesellschafts-
kritischen Schriften, philosophischen Abhandlungen 
und politischen Ideen werden in der muslimischen Welt 
bis heute rezipiert und geben noch immer Anregungen 
für Diskussionen über das Verhältnis von Islam und 
Moderne. Al-Afġānīs Fokus lag auf der zeitgemäßen 
Auslegung des Qurʾān. Es handelt sich - zumindest der 
Überzeugung al-Afġānīs nach - um eine Rückbesin-
nung auf den islamischen Ursprung, um die islamische 
Lehre und Gesellschaft zu modernisieren. Darüber 
hinaus ist seine politische Leistung, eine islamische Ant-
wort auf den europäischen Imperialismus gegeben zu 
haben, bis heute lehrreich und hat angesichts der aktuel-
len Weltlage wohl kaum an Bedeutung verloren. 
Al-Afġānī war aber nicht nur Theoretiker, sondern auch 
als Aktivist tätig. Im Folgenden sollen seine Ideen mit 
seinen politischen Erfahrungen verglichen werden. Zen-
tral dabei ist, welche gesellschaftlichen Akteure er als 
politisches Subjekt betrachtete, welche realen Erfahrun-
gen er mit seinem politischen Aktivismus sammelte und 
welche Grenzen seinem Handeln durch seine Ideen 
möglicherweise aufgezwungen wurden.

Mit der militärischen Besetzung Ägyptens unter Napo-

leon von 1798 bis 1801 ergab sich eine direkte Konfron-
tation zwischen dem aufstrebenden kapitalistischen 
Westeuropa und der islamischen Welt. Dies wird von 
vielen Wissenschaftlern als Ausgangspunkt der Mod-
ernisierungsentwicklungen in der arabischen Welt 
konstatiert. So war das Verhältnis von Anbeginn gespal-
ten. Man konnte dem Weg der »europäischen Moderne« 
versuchen zu folgen, oder aber sie grundlegend ableh-
nen: »Die Schwierigkeit einer Auseinandersetzung mit 
Europa liegt gerade in dieser Dichotomie zwischen 
einem fortschrittlichen Vorbild und einem brutalen 
ausbeutenden Rivalen.«1 Muḥammad ʿ Alī Paša, von 1805 
bis 1848 Gouverneur der osmanischen Provinz 
Ägypten, war bedeutender Befürworter der Idee, das 
Land nach europäischem Vorbild zu prägen. Ziel war es, 
die ägyptische Entwicklung voranzutreiben und Europa 
gegenüber ebenbürtig zu werden. So wurde unter seiner 
Herrschaft eine Modernisierung der Armee, der Verwal-
tung, der Bildung, des Steuersystems und der Land-
wirtschaft, sowie eine Industrialisierung in den Sektoren 
der Nahrungsmittel- und Textilverarbeitung wie auch 
der kriegswichtigen Güter eingeleitet.  Zudem kam es 
durch den Import von Maschinen und Produkten aus 
Europa zu neuen technischen Entwicklungen. Diese 

Maßnahmen führten zu einem tiefgreifenden 
sozioökonomischen Strukturwandel. Die bisherige, eher 
feudal geprägte, Produktionsweise veränderte sich und 
es bildeten sich neue Klassen heraus, die neue Ansichten 
und Interessen vertraten.3 »Der Einbruch der Lohnarbeit 
mit der Proletarisierung weiter Teile der Bauernschaft 
führte zur Landflucht in Großstädte.« Jedoch kam auch 
»eine neue Generation gebildeter islamischer Intellektu-
eller«, welche »kritisch gegenüber den externen Einflüs-
sen und der internen Wehrlosigkeit standen, (...) 
empor.«4

Für die Entwicklung dieser neuen Generation Intellek-
tueller spielten die in Beirut, Damaskus und Kairo 
etablierten französischen und britischen Missionsschulen 
– später kostspielige Bildungsreisen nach Europa – und 
der massive Ausbau von Bildungseinrichtungen5 eine 
entscheidende Rolle. Buch- und Zeitungsdruck wie 
auch die Übersetzung zahlreicher wissenschaftlicher und 
literarischer europäischer Werke gaben zusätzlich wich-
tige Impulse. Der Zugang blieb jedoch anfangs den 
wohlhabenden oder gebildeten Schichten vorbehalten. 
Dies vertiefte die Kluft zwischen den gebildeten Klassen 
und der großen Mehrheit der Bevölkerung, die einen 
traditionellen Lebensstil pflegten und kaum alphabeti- 
siert war, noch weiter.  Doch auch trotz des Versuchs, 
sich der europäischen Werte und Technologien anzu-
nehmen, wie beispielsweise unter Muḥammad ʿAlī, 
ebbte die Kolonialisierung muslimisch geprägter 
Regionen nicht ab. Ein wichtiges Ereignis war die 
blutige Niederschlagung des sog. Sepoy-Aufstandes 
gegen die englische Herrschaft in Indien durch die 
britische Kolonialmacht im Jahr 1857. Damit wurden 
die Illusionen von einer angeblichen moralischen Über-
legenheit der europäischen Großmächte für die meisten 
muslimischen Intellektuellen zerstört und die Ideale der 
propagierten europäischen Aufklärung durch die repres-
sive Eroberungspolitik der Kolonialstaaten diskreditiert.7

Darauf folgten weitere koloniale Feldzüge durch 
europäische imperialistische Mächte. Die Niederlage 
1878 im Osmanisch-Russischen Krieg, sowie die kolo-
nialen Unterwerfungen Tunesiens durch Frankreich 
1881 und Ägyptens durch Großbritannien im Jahr 
darauf waren ein heftiger Schlag gegen das einst 

unangefochtene Reich im Nahen Osten. Laut Albert 
Hourani stürzte dies die muslimische Mehrheit in eine 
»Identitätskrise«.8 Andererseits bestärkte es auch das 
Gefühl einer »islamischen Einheit«. So beschreibt Hou-
rani: 

»But it also aimed at reinforcing the loyalty of the Muslim 
peoples of the empire, a loyalty which might be shaken by the 
secularization of low, the spread of liberal ideas, or the conta-
gion of nationalism.«9

Weitere Niederlagen vertieften diese Wahrnehmung. Zu 
Afġānīs Lebzeiten waren dies vor allem die wirtschaft- 
liche und später militärische Kontrolle Ägyptens und die 
wirtschaftliche Abhängigkeit des Irans vom britischen 
Empire.

Doch nicht nur militärische, politische oder ökono-
mische Gründe sind für den Niedergang der islamischen 
Welt im 19. Jahrhundert zu betrachten. Ab dem 16. 
Jahrhundert trat ein Stillstand im Denken der 
islamischen Rechtswissenschaft ein, welcher sich auf die 
anderen Wissenschaftsbereiche ausdehnte. Die Dynamik 
in der islamischen Kultur, Wissenschaft und Technik 
geriet dadurch ins Stocken und es wurden weitgehend 
lediglich ältere Debattenstände reproduziert, während 
man neuere Forschung und Philosophie mit Skepsis 
betrachtet. Diese Furcht mancher Gelehrter, die 
vom rechten Pfad abzubringen, führte somit zu einer 
»Wissensabstinenz«.10 Laut Muhammed Sameer Murtaza 
war bereits Ibn Ḫaldūn al-Ḥaḍramī (1332-1406) der 
letzte größere islamische Denker bis zur Moderne.11

Dies entspricht auch den Ansichten vieler Denker der 
reformistischen Salafīya, die hart mit den kulturellen 
Praktiken der breiten Masse ihrer zeitgenössischen 
Glaubensgeschwister ins Gericht gingen. Sowohl die 
ältere Generation der ʿUlamāʾ, als auch die Mehrheit der 
Bevölkerung, die einen »Volksislam« ausübte, wurden 
kritisiert und die gesamte jüngere islamische Geschichte 
als »dekadent« bezeichnet.12 Hauptgrund für die stock-
ende Entwicklung wurde in der islamischen Rechts- 
praxis des taqlīd, der Nachahmung, gesehen. Der unhin-
terfragten Übernahme alter Rituale und Traditionen 
stellten die reformistischen Salafīya die Ratio und das 
selbstständige Denken durch die Methode des iǧtihāds
entgegen. Man besann sich auf die ursprünglichen Wur-
zeln des Islams, verkörpert in Qurʾān und sunna.13 Diese 

Konsequenzen für ihn hatte.«54

In der Realität scheitert er jedoch daran, Herrscher 
durch seine Argumente und Appelle an edle Motive und  
Vernunft zu überzeugen. Diese fürchteten letztlich 
stärker um ihre Macht, die zwar durch die Abhän-
gigkeiten von Europa beschränkt, zugleich aber auch 
gesichert war. So scheiterten al-Afġānīs epistemolo-
gisch-idealistischen Konzepte der Vernunft schlussend-
lich an der gesellschaftlichen Stellung der muslimischen 
Herrscher jener Zeit. Zwar luden ihn einige an ihren 
Hof ein und er umgab sich sein Leben lang hauptsäch-
lich mit Regierungschefs, Philosophen und Gelehrten, 
doch war ein sich wiederholendes Muster, dass jene 
Machthaber ihn nach einiger Zeit verstießen oder ihn 
isolierten. Dies spiegelte sich auch in seiner Anhänger-
schaft wieder. Seine politischen Aktivitäten formierten 
sich nie in einer festen Struktur oder Organisation, 
sondern blieben meist lose in Diskussionskreisen. Den-
noch gewann er viele Mitstreiter in den Schichten der 
Kaufmänner, Gelehrten, Offiziere, Intellektuellen, 
mittelständischen Bauern usw. Über Moscheen und 
islamische Bildungseinrichtungen konnte er seine 
Vorstellung des Panislamismus auch in die breitere Bev-
ölkerung tragen.55 Auch wenn al-Afġānī nicht 
vermochte, einen »auserwählten« Führer zu finden, so 
traf er mit vielen anderen Ansätzen den Nerv der Zeit.
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heiligen Schriften hätten hauptsächlich eine metaphy-
sische, spirituelle und moralische Botschaft, die es in der 
jeweiligen Zeit zu kontextualisieren gelte. Es war somit 
ein Versuch, mittels eines authentischen islamischen 
Wegs in eine neue Gesellschaftsordnung überzugehen.14

Auf diese Weise kehrte die reformistische Salafīya die 
wahrgenommene Unterlegenheit der Muslime 
gegenüber Europa und ihre dementsprechende Abwer-
tung um, indem sie die scheinbare Modernisierungs-
feindlichkeit des Islams gerade in der Abkehr und 
Entfernung vom „wahren“ und „ursprünglichen“ Islam 
interpretierte.15 Auch al-Afġānī teilte die Kritik an den 
fehlgeleiteten islamischen Wissenschaften und ihren 
negativen Einfluss auf die gesamte Gesellschaft. Dem 
ǧumūd, dem gesellschaftlichen und geistigen Stillstand, 
entschieden zu begegnen, sah er mit der Aufgabe 
verbunden, das rationale Wissen und die Interpretatio-
nen von Qurʾān und sunna auf die aktuelle Zeit anzu-
wenden. Für ihn stand dabei im Zentrum, ḥikma (ratio-
nales Wissen,) zu verbreiten. Dies sei der Schlüssel zur 
blühenden Gesellschaft. Al-Afġānīs Aufruf »zurück zum 
Qur’ān« war in dieser Epoche nichts Neues oder 
Einzigartiges. Vielmehr war er ein Kind seiner Zeit und 
seine Stimmen zunächst eine von vielen.

Grundlegend gilt es festzuhalten, dass al-Afġānī eine 
epistemologisch-idealistisch geprägte Vorstellung von 
Gesellschaft und Reformierung vertrat. So war eine 
Sentenz al-Afġānīs: »Wissenschaft regiert die Welt. (…) 
Es gab nie einen anderen Herrscher, gibt keinen und 
wird es niemals geben als die Wissenschaft.«16 Vor dieser 
Grundhaltung ist auch seine Betrachtungsweise des 
Kolonialisierungsprozesses im nordafrikanischen und 
asiatischen Raum zu verstehen. Al-Afġānī las darin 
primär eine Dominanz der Wissenschaft und erst im 
weiteren Sinne eine wirtschaftspolitische Besatzung.17

Somit ist die Auseinandersetzung mit Europa und der 
Kolonialisierung ein Kampf der Wissenschaften und des 
Wissens, wodurch sich die Frage aufdrängt, wie der 
Zustand einer blühenden Zivilisation durch ihre eigene 
Wissensproduktion zu erreichen ist. Denn das 70 Jahre 
andauernde blinde Kopieren des Wissens des Westens in 
europäischen Bildungseinrichtungen des Osmanischen 
Reichs brachte laut al-Afġānī keine muslimischen Wis-
senschaftler hervor. Er kritisierte, dass nicht zum selbst-
ständigen Denken angeregt wurde, sondern lediglich 
entweder Neues und Fremdes abgeschrieben oder altes 

Vertrautes rezitiert wurde.18 So beschrieb al-Afġānī den 
Werdegang der islamischen Bildung und Forschung 
folgendermaßen:

»Wisset, dass die islamische Gemeinschaft ( ) einst die 
hochrangigste und bedeutendste war. Sie war die 
intelligenteste, die verständigste und klügste. […] Später aber 
wandte sie sich zu Einfachheit und Faulheit. Es [das Wissen, 
A. S.] verblieb in den Ecken der Schulen (madrasa) und der 
Derwischorden. So weit, dass die Lichter tugendhafter Kraft 
beinahe ausgingen und die Banner der Bildung und 
Erziehung beinahe vergingen. […] Einige der islamischen 
Nationen kamen unter die Herrschaft anderer Nationen. Die 
Gewänder der Demütigung wurden angenommen. Die 
glorreiche  war gedemütigt.«19

Sprich, sowohl taqlīd der eigenen Geschichte als auch 
taqlīd der fremden Herrschaft verhinderten laut ihm das 
neuerliche Erblühen der islamischen Kultur: Man sei 
lediglich »Nachahmer der europäischen Nationen« und  
dazu geneigt, »die Ausländer zu bewundern, ihnen zu 
gehorchen und ihre Herrschaft über uns zu akzeptie-
ren«.20 Als Ausgangspunkt für den Aufbau einer 
eigenen, islamischen Wissenschaft sah al-Afġānī den 
Islam selbst. So müsse, um dem europäischen Imperialis-
mus begegnen zu können, der Islam reformiert werden. 
Für ihn war jedoch von zentraler Bedeutung, dass eine 
reformatorische Rückkehr zum Qur’ān auf der Ebene des 
oben beschriebenen erkenntnistheoretischen Rasters 
ansetzen und aus den schriftlichen Quellen des Islam der 
Gegenwart entsprechende Wissenskategorien und Inter-
pretationsmuster herausarbeiten müsse. In diesem Aus-
wertungsprozess der wegweisenden Aussagen des 
Qur’āns wird der Vernunft eine bedeutende Rolle zuges-
chrieben. Murtaza zufolge geht es al-Afġānī darum, zu 

»versuchen, die ursprüngliche Bedeutung [des Qur’āns] 
wiederzugeben, indem sie seinen Inhalt kontextualisieren und 
ihn in das symbolische Universum der Menschen des 7. Jh. 
einbetten, um die eigentliche Glaubenssubstanz herauszufind-
en.«21

Der Islam sei, davon war al-Afġānī fest überzeugt, 
prädestiniert für Entwicklung und Moderne. Es sei nur 
eine Frage der Umsetzung des Glaubens: 

»Die islamische Religion ist von allen Religionen der Wissen-
schaft und dem Wissen am nächsten. Zwischen Wissen, 
Wissenschaft und den Fundamenten des islamischen Glaubens 
gibt es keine Unvereinbarkeit«,

zeigte er sich überzeugt.

Ein weiterer wichtiger Aspekt ist al-Afġānīs Verständnis 
des Islam als Konzept der Befreiung. So wird die oben 
beschriebene Gemeinschaft ( ) über Nation, Reli-
gion und Sprache definiert, die auf gegenseitiger Soli-
darität fußt. Dies schließt nicht die Kooperation 
verschiedener Nationen der gleichen Religion oder 
verschiedener Religionen innerhalb einer Nation aus, 
um sich gegen die fremde Herrschaft gemeinsam zu 
vereinen.23 Dabei erhält die Religion die Funktion, dass 
Menschen für ihre Gemeinschaft kämpfen und sorgen. 
Die Religion ist somit Triebfeder für ein besseres Dies-
seits, indem das Streben nach dem Jenseits eine Moral 
erzeugt, die eine intakte soziale Ordnung schaffe. Auf 
der theoretischen Ebene sieht al-Afġānī im Islam die 
Wurzeln einer wahrhaft gerechten Gesellschaftsform 
skizziert und in seinen Regeln sozialgemeinschaftliche 
Verantwortung begründet. Dies umfasst die verschie-
denen Klassen innerhalb der , in welcher auch der 
»gerechte« Herrscher eingebettet ist. Islam ist für ihn 
keine auf das Jenseits vertröstende Religion, sondern 
auch im Diesseits wirksam. So konstatiert Murtaza über 
al-Afġānīs Denken: 

»Die befreiende Botschaft des Qur’ān konnte also nicht bloß 
eine spirituelle sein, sondern musste zugleich eine sozialpo-
litische und ökonomische sein.«24

Und weiter: 

»Befreiung bedeutete für Afghani auch Befreiung vom 
europäischen Kolonialismus und somit Befreiung von 
Ausbeutung und Fremdbestimmung.«25

Dabei unterschied er nicht zwischen Sunniten und Schi-
iten, was ein Novum darstellte. Al-Afġānī hebt hinge-
gen hervor, dass alle Muslime gleichermaßen durch den 
europäischen Kolonialismus bedroht seien. Die Refor-
men und das Überwinden konfessioneller Gräben ist in 
al-Afġānīs Augen vielmehr eine Frage des Überlebens. 
Deshalb könne durch die Vereinbarkeit von Islam und 
Wissenschaft sowie der Fähigkeit zu Einheit und 
Gerechtigkeit auch 

»ein gelehrter Muslim, der mit den liberalen Prinzipien Euro-
pas vertraut ist, diese mit Leichtigkeit seinem Volk mit der 
Autorität des Qur’ān vermitteln, ohne dabei den Schwie- 
rigkeiten zu begegnen, die ein Luther hatte.«

Denn al-Afġānī sah die potente Kraft, die jene iṣlāḥ
(Reform) umzusetzen vermöge, in einem geeigneten 
muslimischen Herrscher bzw. Führer.

Sein Konzept des »aufgeklärten« Anführers leitet 
al-Afġānī über mehrere Wege her. Er verweist zum 
einen darauf, dass weder im Qur’ān noch in den Hadīṯen 
in irgendeiner Form ein politisches System angeführt 
wird, und interpretiert daher 

»das Schweigen Gottes in dieser Angelegenheit als Imperativ, 
die menschliche Vernunft einzusetzen, um eine Staatsform zu 
wählen, die zum Wohle aller ist.«27

Zum anderen bezweifelt al-Afġānī, dass die ausgebeu-
teten und unmündigen Volksmassen ihr Recht auf 
Partizipation einfordern würden. So seien die Unterklas-
sen nicht für rationale philosophische Argumente emp-
fänglich und somit auch nicht zu einem aktiven 
Entwicklungsprozess fähig.28 Der Großteil der Bev-
ölkerung, der aus der Bauernschaft bestand, verstünden 
nicht mal ihre eigene Lage, geschweige denn dass sie zu 
einer gesellschaftlichen Emanzipation beizutragen 
vermochten.29 Es bedürfe deswegen eines »aufgeklärten« 
Herrschers, der die Gesellschaft lenke. Dieser Führer 
müsse aber möglichst kompetent und gebildet sein, um 
ein guter Herrscher sein zu können, was wiederum eine 
möglichst gebildete Gesellschaft voraussetze. So schrieb 
al-Afġānī:

»Schlechte Bildung ist die Quelle aller Mängel und allen 
Übels. Wenn das verstanden wird, so ist einzusehen, dass alle 
Klassen und Schichten einer Gesellschaft gleichzeitig 
aufblühen und fortschreiten werden, so sie eine gute Bildung 

erhalten. […] Das bedeutet, dass große Herrscher aus diesen 
Menschen aufgrund ihrer guten Bildung entstehen werden.«30

Folglich gedeihe eine Gesellschaft mit dem Bildungs-
grad ihrer Angehörigen, aus dem ein entsprechend 
gelehrter Anführer hervorgehe. Er führt diese These so 
weit, dass seiner Auffassung nach einer direkten Propor-
tionalität zwischen der Bildung und dem Wohl aller 
Klassen bestünde: Wären alle Mitglieder der milla gebil-
det, so ginge es automatisch auch allen Klassen gut. 

Somit ist al-Afġānī der Überzeugung, dass dieser Führer 
nicht vom Himmel entsandt wird, sondern dass er auf 
der Erde und innerhalb der Gesellschaft »geschaffen« 
werden muss, was der klassischen islamischen Heilser-
wartung des mahdī widerspricht.31 Auch hier wird die 
menschliche Vernunft als leitender Akteur in dem Auf-
bauprozess eines politischen Systems dargestellt. Farid 
Hafez hebt diesbezüglich die Wechselbeziehung, in der 
sich der Führer gegenüber der Gesellschaft befindet, 
hervor: »Der Leiter widerspiegele einerseits die 
Gesellschaft, andererseits führe er sie.«32 Seine Fähigkeit-
en und Befugnisse dürfe er jedoch nicht missbrauchen. 
Politische Führer dürften nicht ihren eigenen dynas-
tischen Interessen nachgehen, sondern müssten mit der 
muslimischen Gemeinschaft kooperieren. Der Herrscher 
dürfe kein Despot sein, sondern müsse sich mit den 
Beherrschten beraten. Al-Afġānī beschreibt diesen 
Dialogprozess mit dem Konzept der šūrā (Ratsversam-
mlung), wie es in der sūra »die Ameise« im Qur’ān
beschrieben werde.33 Er warnt jedoch vor der Wandlung 
der Menschen, wenn sie die Rolle des Anführers über-
nehmen und spricht dabei von »Selbstverliebtheit«.34

Eine solche schlechte Leitung durch den Herrscher 
führe zwangsläufig erneut zu starken sozialen Ungleich-
heiten, was wiederum Neid in den arbeitenden Schicht-
en hervorrufe und damit auch Gewalt. So legitimierte 
al-Afġānī in späteren Schriften Veränderungen durch 
gewaltsamen Umsturz, um Reformen im Land einleiten 
zu können, wenn ein »Despot die ganze Nation unter-
drückt und vergiftet.«35

Al-Afġānī in Aktion

Zu Ǧamāl ad-Dīn al-Afġānīs biographischen Daten 
gibt es bis heute unterschiedliche Auffassungen, die in 
der Wissenschaft diskutiert werden. Dabei geht es im 

Kern darum, ob sein Geburtsort in Afghanistan oder im 
Iran liegt.36 Anhand dessen leitet sich seine religiöse und 
gesellschaftliche Erziehung und Bildung ab, die eine 
jeweils unterschiedliche Interpretationsweise zulässt. 
Nikki Keddie vertritt die Ansicht, dass al-Afġānī im Iran 
aufgewachsen sei und somit vermutlich schiitisch erzo-
gen wurde. Sie rekonstruiert diese Annahme sehr 
ausführlich in ihrem Werk Sayyid Jamāl ad-Dīn ‚al-Af
ghānī‘- A Political Biography und ordnet daher seine phil-
osophischen Ansichten in die »offenere« schiitische 
Lehre ein, welche mehr philosophische Ideen zuließ und 
förderte.37 Hani Srour hält dagegen, dass al-Afġānīs 
religiöse Praxis von seinen Weggefährten als »sun-
nitisch« beschrieben wurde. So berichtete sein engster 
Freund und Schüler, Muḥammad ʿAbduh (1840-1905), 
dass al-Afġānī sich an der hanafitischen Lehre orientierte 
und er ihm nie eine schiitische Gesinnung angemerkt 
habe. Dabei vertritt Srour die Erklärung, dass in 
Afghanistan sowohl schiitische als auch sunnitische 
Bevölkerungsgruppen existierten und al-Afġānī aufgr-
und seiner Lebenserfahrung zur geeinten islamischen 

, der Islamīya Wahīd, über die fitna hinweg alle 
Muslime dazuzählte.38

Al-Afġānīs biographische Daten werden ab seiner 
Jugend hingegen weniger kontrovers beurteilt, auch 
wenn nicht alle Lebensabschnitte verifiziert sind. Als 
Zäsur in seinem Leben wird ein vierjähriger Aufenthalt 
in Indien ab 1856 angesehen. Dabei wurde er Zeuge, 
wie die britische Besatzung den Sepay-Aufstand blutig 
niederschlug. Damit hatte sich für ihn »die europäische 
Zivilisierungsmission als Tyrannei und kapitalistische 
Ausbeutung entzaubert.«39 Mit dieser Phase begannen 
al-Afġānīs politische Aktivitäten und er verfasste seine 
ersten Schriften. Eine weitere wichtige Station in seinem 
Leben war sein langer Aufenthalt in Kairo von 1871 bis 
1879, wo er an der Azhar-Universität lehrte. Dort 
vermochte al-Afġānī zum ersten Mal, viele Interessierte, 
besonders seine Studenten, unter denen sich spätere 
Köpfe des islamischen Reformismus wie Muḥammad 
ʿAbduh, Rašīd Riḍā und Saʿd Zaġlūl befanden, aber auch 
Beamte, Lehrer, Händler und weitere Teile des 
Bildungsbürgertums, um sich zu scharen. Al-Afġānī 
kritisierte das Curriculum der Universität für dessen 
seiner Meinung nach veraltete und falsch ausgelegte 

genoss er mit seinen Gedan-
ken und seinem Auftreten 
zunehmende Popularität. 
Mit den vermehrten Zug-
eständnissen der iranischen 
Regierung an europäische 
Staaten und Unternehmen 
und dem Ausbleiben von 
Systemreformen spitzte sich 
die politische Lage zu. Dies 
trieb besonders viele Iraner 
der Mittelschicht dazu, sich 
gegen die Regierung aufzu-

lehnen. Al-Afġānīs Kritik sowohl am politischen Quiet-
ismus der schiitischen ʿUlamāʾ, als auch an der wachsen-
den Autokratie und Eigennützigkeit der herrschenden 
Klasse im Königreich sowie deren Anbiederungspolitik 
an Europa, die zu massiver politischer und ökono-
mischer Abhängigkeit führte, traf somit auf fruchtbaren 
Boden. Aufgrund der wachsenden Proteste fürchteten 
der Schah und die Briten, dass al-Afġānīs Zuspruch sich 
in der Bevölkerung ausdehnen könnte. 1891 wurde 
al-Afġānī schließlich gewaltsam in den Irak abgescho-
ben.45

Ende desselben Jahres kam es im Iran zu den sogenannt-
en Tabakaufständen, die sich gegen die Monopolstel-
lung eines britischen Unternehmens wandten. Obwohl 
al-Afġānī nach Istanbul reiste, mischte er sich indirekt in 
die Proteste ein. Seine Anhängerschaft war aktiv an den 
teilweise gewaltsamen Aufständen beteiligt. Zudem 
forderte er Ayatollāh Mīrzā Muḥammad Ḥasan Šīrāzī 
auf, den Schah öffentlich anzuklagen. Kurz darauf kursi-
erte eine fatwā des Geistlichen, deren Echtheit 
inzwischen angezweifelt wird, in der jeglicher Gebrauch 
von Tabak als ein Vergehen gegen den verborgenen 
Zwölften Imam bezeichnet wurde. Die Aktivitäten 
al-Afġānīs in der iranischen Politik wurden anfangs am 
osmanischen Hof begrüßt, doch als 1896 ein Schüler 
al-Afġānīs den Schah erschoss,46 änderte sich dies. Nach 
der Ermordung des Schahs ließ der osmanische Sultan 
Abdülhamid II. al-Afġānī unter Hausarrest stellen. 1897, 
ein Jahr nach dem Attentat, starb dieser weitgehend 
isoliert in Istanbul.

Auf der Suche nach dem reformerischen Subjekt

Die für al-Afġānī wohl bedeutsamsten politischen 
Ereignisse als Aktivist waren die in Ägypten 1879 und 
im Iran von 1890-91. Es war bezeichnend, dass sich 
al-Afġānīs Hoffnungen in den ägyptischen Thronfolger 

Taufīq als eines »aufgeklärten« Herrschers just in dem 
Moment als Illusion entpuppten, als dieser an die 
Herrschaft gelangte. Der junge Monarch passte sich 
unmittelbar den bestehenden machtpolitischen Verhält-
nissen an und bekämpfte eben jene politischen Ideen, 
deren Anhänger er selbst noch kurz zuvor gewesen war. 
Trotz dieses Scheiterns hatten al-Afġānīs Theorien 
nachhaltige Wirkung auf den jungen ägyptischen 
Nationalismus. Sein Einfluss auf höhere gesellschaftliche 
Kreise bestand auch nach seiner Exilierung fort.47

Eine andere Erfahrung sammelte al-Afġānī hingegen 
am Königshof im Iran. Nach zwei erfolglosen 
Versuchen, auf die Regierungspolitik des Schahs einzu-
wirken, wandte er sich zunehmend an die gebildeten 
Schichten und religiöse Einrichtungen. 1891 mündete 
diese politische Arbeit in einer Massenbewegung und 
nachwirkend 1906 in der konstitutionellen Revolution 
im Iran. Al-Afġānīs Ziel, gegen die europäische 
Einflussnahme durch wirtschaftliche Abhängigkeiten 
und damit gegen die Politik des Schahs zu mobilisieren, 
ging letztlich auf und einte die Interessen von religiösen 

Gelehrten, Nationalisten und Reformern.48 Auch wird er 
als prägend für die Bewegung der Jungtürken im 
Osmanischen Reich angesehen.49 Darüber hinaus wird 
al-Afġānī, ob direkt oder indirekt, für die Ermordung 
des Schah zumindest mitverantwortlich gemacht.50

Dennoch brachte die Ermordung des Schahs für 
al-Afġānī nicht den erhofften Regimewechsel im Iran. 
In einem Brief kurz vor seinem Tod reflektiert er, dass 
der tyrannische Herrscher letztlich auch nur ein Indi-
viduum in einem despotischen System sei, der ersetzt 
werden könne. Er sah erst an seinem Lebensende in 
dieser Form der politischen Auseinandersetzung keine 
vielversprechende Strategie: »Bemüht euch, so gut ihr 
könnt, die Fundamente des Despotismus zu zerstören.« 
Das Abarbeiten an individuellen Vertreter sei Zeitver-
schwendung.51 Die vergebliche Suche nach einem 
geeigneten muslimischen Führer schwingt in al-Afġānīs 
Spätwerk um und er fokussiert nun mehr auf das gesa-
mtgesellschaftliche Umdenken. So könne wirkliche 
Veränderung »nur stattfinden, wenn die Grundlagen 
eines despotischen Systems zerstört werden, indem sich 
das Denken der Menschen ändert«, wie Murtaza 
resümiert.52

Im Kontext des 19. Jahrhunderts betrachtet, unterschie-
den sich al-Afġānīs politische Aktivitäten von den Tan-
zimat-Reformern seinerzeit in Tunesien, Ägypten und 
im Osmanischen Reich: Seine Forderungen waren viel 
weitreichender und gingen über die bloße Umstellung 
in politischen Institutionen und über technische 
Entwicklung hinaus. Sie umfassten religiöse und 
gesellschaftliche Umbauprozesse als notwenige 
Voraussetzung. Damit bewegten sich seine Ansichten 
nicht im gewohnten Rahmen der üblichen Debatten 
und bestehenden Herrschaftsverhältnisse und standen 
der herrschenden Politik oft konträr gegenüber. Eugene 
Rogan merkt dazu an, seine Ideen stellten 

»insofern eine Gefahr für die herrschende Schicht dar, als 
Afghani beabsichtigte, die muslimischen Herrscher durch 
Verfassungen einzuschränken, die er auf islamischen Prinzipi-
en fußend sehen wollte.«53

Dabei kämpfte al-Afġānī »für die Verbreitung seiner 
Ideale und Überzeugungen […], auch wenn es negative 
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Die »historischen« Ansprüche Marokkos

In seinem Beitrag zu diesem fast ein halbes Jahrhundert 
währenden Konflikt plädiert Herr Rechtsanwalt Azza-
dine Karioh für die Autonomie der ehemaligen span-
ischen Kolonie. Schon in dem seinem Text vorangestell-
ten Abstract wird angekündigt, dass der Autor sich »auf 
der Basis juristischer Argumentation bei gleichzeitiger 
Schilderung der historischen Aspekte des Themas ange-
nommen« hat. Genau diese rechtliche Bewertung des 
Konflikts aber fehlt in seinem Beitrag so gut wie völlig. 
Dies soll im Folgenden nachgeholt werden, da der Leser 
einen Anspruch darauf hat, diesen Konflikt zu verstehen.

Ja, Marokko ist im Wesentlichen bis heute eine 
Stammesgesellschaft. Dies zeigt das jährlich mit großem 
Pomp am 30. Juli gefeierte Thronfest, an dem die 
Stammesführer und hohen Militärs dem König die 
Hand küssen dürfen bzw. müssen, um ihre Loyalität 
zum »Herrscher der Gläubigen« (Amīr al-Muʾminīn) 
öffentlich zu demonstrieren. Inwieweit diese »Huldi-
gung« nach Meinung von Herrn Karioh Teil des 
marokkanischen Staatsrechts sein soll – es wäre ein 

staatsrechtliches Unikat – lasse ich hier dahingestellt. 
Diese Loyalität zum Herrscher hatte historisch schon 
immer die Reichweite der Macht des Sultans (heute 
König) bestimmt, deren Grenzen fluktuierten. Das Land 
bestand in vorkolonialer Zeit aus zwei Teilen, dem Bilād 
al-Maḫzan (»Land der Herrschaft des Sultans«) und dem 
Bilād as-Sība (»Land des Aufruhrs«), das allein von den 
jeweiligen Stämmen kontrolliert wurde.1 Die Ausdeh-
nung des Maḫzan fluktuierte also je nach der - vor allem 
militärischen - Macht oder aber Schwäche des jeweili-
gen Sultans. Seine heutigen geographischen Grenzen 
verdankt Marokko letztlich der französischen Kolonial-
macht.

Geradezu grotesk wird die Argumentation des Autors, 
wenn er die Zugehörigkeit der Westsahara zum Staats-
gebiet Marokkos mit den aus der Gegend der Westsahara 
stammenden Dynastien der Almoraviden und der 
Almohaden begründet, die im Hochmittelalter Marok-
ko und Andalusien eroberten. Nicht nur, dass mit 
solchen Begründungen die Bundesrepublik Deutsch-
land die Wiederherstellung des Heiligen Römischen 
Reiches Deutscher Nation, Italien im Gegenzug die 
Rückkehr zum Imperium Romanum fordern könnten. 

Folgt man dieser Logik konsequent, so heißt diese 
Forderung doch, dass nicht die Westsahara Teil Marok-
kos, sondern Marokko Teil der Westsahara sein müsste, 
weil es einst von den saharischen Stämmen erobert 
wurde.

Mit all diesen »historischen« Argumenten hat Marokko 
schon bald nach seiner Unabhängigkeit immer wieder 
große Gebietsansprüche erhoben. Dies zeigt eine 
offizielle Karte von »Großmarokko«, wie sie in den 
1960er Jahren in allen Amtsstuben des Königreichs zu 
sehen war (Abb. 1). Als »marokkanisch« werden 
beansprucht: Der Westen Algeriens, ein Teil Malis und 
das gesamte Territorium Mauretaniens - die Westsahara 
liegt genau in der Mitte dieses Gebiets! Mit diesen Ge- 
bietsansprüchen widerspricht Marokko klar den 
Prinzipen der Charta der Organisation für Afrikanische 
Einheit (OAU) und ihrer Nachfolgeorganisation, der 
Afrikanischen Union (AU), die in Art. II Abs. 1 lit. c als 
Ziel der afrikanischen Staaten die Verteidigung der Sou-
veränität, der territorialen Integrität (wie sie aus der 
Dekolonisation resultierte, W.R.) und der Unabhän-
gigkeit festlegt.

Marokko unternahm auch schon lange vor dem hier 
behandelten Konflikt massive Versuche, um seine terri-
torialen Ansprüche zu verwirklichen. So bedrohte es alle 
Staaten mit dem Abbruch der diplomatischen Beziehun-
gen, sollten diese das 1960 unabhängig gewordene 
Mauretanien anerkennen.3 Erst zu Beginn der 1970er 
Jahre erfolgte eine Annäherung beider Staaten, die sich 
auf die gemeinsame Besetzung und Aufteilung der zu 
dekolonisierenden Westsahara richtete. Gegen Algerien 
führte Marokko, immer gestützt auf »historische« 
Ansprüche, bereits anderthalb Jahre nach dessen 1962 
mühsam errungener Unabhängigkeit einen Angriff-
skrieg mit dem Ziel der Einverleibung der Grenzregion 
Tindouf (Tindūf) und damit den Versuch, die marok-
kanische Grenze auf Kosten Algeriens nach Osten zu 
verschieben. Dieser Konflikt konnte unter Vermittlung 
der OAU beendet werden. 

Die unvollendete Dekolonisation

Erstaunlich an der »historischen« Darstellung von 
Karioh ist auch, dass er auf die Kolonisation der Westsa-
hara durch Spanien kaum eingeht. So erwähnt er nicht, 
dass diese auf den Vereinbarungen der Berliner »Kon-
go-Konferenz« basiert, die von November 1884 bis 
Februar 1885 unter Vorsitz des deutschen Reichskanzlers 

Bismarck tagte und auf der die koloniale Aufteilung 
Afrikas beschlossen wurde.

Spanien erhielt das Territorium der heutigen West- 
sahara, wo es bereits Handelsstützpunkte besaß. Im 
Zuge der allgemeinen Dekolonisationspolitik zu Beginn 
der zweiten Hälfte des 20. Jahrhunderts forderte die 
UN-Generalversammlung 1965 erstmalig Spanien auf, 
das Gebiet in die Unabhängigkeit zu entlassen. Die 
UNO handelte dabei auf der Grundlage der Resolution 
1514 von 1960, in der die UN-Generalversammlung das 
Recht aller Völker auf freie Selbstbestimmung festlegte. 
Nachdem Spanien auf diese und die jährlich folgenden 
Aufforderungen zur Dekolonisation des Gebiets nicht 
reagierte, bildete sich die Frente-POLISARIO4 als 
nationale Befreiungsbewegung. Sie griff 1973 zu den 
Waffen und begann den Kampf gegen die spanische 
Kolonialmacht. Damit ist auch die Behauptung Kariohs 
widerlegt, die Frente-POLISARIO sei eine von Libyen 
und Algerien gesteuerte, sezessionistische, auf den Sturz 
der marokkanischen Monarchie hinarbeitende Organi-
sation: Schon bevor der Konflikt durch die Einmischung 
Marokkos eskalierte, kämpfte die Frente-POLISARIO 
für die Unabhängigkeit der Westsahara und gegen die 
damalige Kolonialmacht Spanien. 

Lange könnte noch debattiert werden über die Aus-
lassungen von Herrn Karioh zur Natur der 
Frente-POLISARIO (»Separatisten«, »undemokratisch«, 
»diktatorisch«, »Einparteienstaat« usw.). Allein der Name 
»Front« hätte ihn zu ein wenig mehr Vorsicht und 
Differenzierung veranlassen müssen, denn in dieser 

Front sind - wie bei fast allen afrikanischen Befreiungs-
bewegungen der damaligen Zeit - unterschiedliche 
politische Gruppierungen zusammengeschlossen, deren 
gemeinsames Hauptziel die Unabhängigkeit des Landes 
ist. 

Marokko und Mauretanien meldeten ihre oben 
erwähnten Ansprüche an. Wie Karioh richtig schreibt, 
erbat die UNO vom Internationalen Gerichtshof (IGH) 
eine Rechtauskunft zum Status des Gebiets und zur 
Rechtmäßigkeit der marokkanischen und maure-
tanischen Ansprüche. Herr Karioh nennt das Gutachten 
eine »fatale Fehleinschätzung«, statt es zu zitieren, 
berichtet er ausführlich über die Position dreier in der 
Minderheit befindlicher Richter, die die Position 
Marokkos und Mauretaniens stützten, und verweist 
darauf, dass »die fehlende fachliche Analyse des Instituts 
der Huldigung (…) das Gutachten (…) unverwertbar 
(machte).« Dass von dieser Huldigung als Rechtsinstitut 
im Gutachten gar nicht der Rede ist, verschweigt der 
Autor. Selbst der marokkanische König Ḥasan II. wür-
digte am Tage nach dem Gutachten in einer Rede 
lobend die Entscheidung der Richter, allerdings indem er 
behauptete, dass der IGH die marokkanische Position 
voll und ganz anerkannt habe. Um diesen Streitpunkt 
endgültig klarzustellen, sei hier der Kernsatz des von der 
Mehrheit der Richter des IGH formulierten Gutachtens 
im Wortlaut wiedergegeben:

»[…] dass weder die internen Akte noch die internationalen 
Akte, auf die Marokko sich beruft, die Existenz oder die inter-
nationale Anerkennung von juristischen Souveränitätsbind-
ungen zwischen der Westsahara dem marokkanischen Staat 
anzeigen. Selbst wenn man die besondere Struktur dieses 
(marokkanischen W.R.) Staats in Rechnung stellt, so zeigen 
sie nicht, dass Marokko eine wirkliche und ausschließliche 
staatliche Aktivität in der Westsahara ausgeübt hätte.«5

Als der IGH diese Feststellung traf, waren viele Zeug- 
nisse von Forschern und Seeleuten aus der zweiten 
Hälfte des 19. Jahrhunderts noch gar nicht bekannt. Sie 
alle bestätigen die fehlende Autorität des Sultans in der 
Westsahara.  König Ḥasan II. aber antwortete in seiner 
oben erwähnten Rede auf dieses klare Rechtsgutachten 
des Internationalen Gerichtshofs mit dem »Grünen 
Marsch« (al-Masīra al-Ḫuḍrāʾ), in dessen Rahmen 
zwischen 350.000 und 500.000 Marokkaner hoch 
organisiert und bewaffnet mit dem Koran, der sie 
vermeintlich legitimierte, wenige Kilometer in das 
Gebiet eindrangen. Zugleich griff die marokkanische 
Armee an. Hunderttausende Sahrawis flohen in Rich-

tung der algerischen Grenze. Die marokkanische Luft-
waffe bombardierte die Flüchtlingstrecks mit Splitter-
bomben und Napalm, der algerische Staatschef Boume-
dienne (Bū-Madyan) sprach in seiner Botschaft an die 
Blockfreien Staaten von einem »wahren Völkermordun-
ternehmen«.7 Der UN-Sicherheitsrat trat zusammen 
und forderte die Unterlassung jeder einseitigen 
Maßnahme (Res. 379 vom 2. Nov. 1975) und den 
Rückzug der Teilnehmer am »Grünen Marsch« (Res. 
380 vom 6. Nov. 1975).

Ungeachtet der Resolutionen der Generalversammlung 
und des Sicherheitsrats der Vereinten Nationen schlossen 
Spanien, Marokko und Mauretanien am 14. November 
1975 das sog. Dreierabkommen von Madrid, das bei 
Karioh noch nicht einmal Erwähnung findet. Spanien 
kündigte darin seinen endgültigen Rückzug aus der 
Kolonie für den 28. Februar 1976 an, übertrug seine 
Hoheit über das Territorium an Marokko und Maureta-
nien, war damit formal seine Kolonie los und versuchte, 
den Besatzern als »Rechtsnachfolgern« eine gewisse 
Legalität zu verschaffen. Im Gegenzug erhielt Spanien in 
einem geheimen Zusatzabkommen 35% der Anteile des 
Office Chérifien des Phosphates (OCP, s. u.) und umfang- 
reiche Fischereirechte in den Küstengewässern des Ge- 
biets.8

Spanien übergab also die Kolonie Westsahara, eine 
Sache, die ihm nicht gehörte, an Dritte. Die Gültigkeit 
dieses Vertragswerks ist daher mehr als zweifelhaft. Die 
Frente-POLISARIO rief am 27. Februar 1976 den Staat 
Demokratische Arabische Republik Sahara (DARS) aus, 
um kein völkerrechtliches Vakuum nach dem Abzug 
Spaniens entstehen zu lassen. Dieser Staat ist derzeit von 
ca. 60 vor allem afrikanischen und lateinamerikanischen 
Staaten anerkannt. Die marokkanische Annexion wird 
von keinem Staat der Welt für rechtmäßig erachtet. Die 
Vereinten Nationen erkennen zwar die DARS nicht an, 
aber die Frente-POLSARIO wird als »der legitime 
Repräsentant des sahrawischen Volkes« anerkannt und ist 
neben Marokko gleichberechtigter Partner in den von 
den UN geführten Verhandlungen über die Lösung des 
Konflikts.  

Ihren Befreiungskrieg hatte die Frente-POLISARIO bis 
weit nach Süd-Marokko und in Mauretanien sogar bis 
in die Hauptstadt Nouakchott getragen. 1978 schloss 

Mauretanien Frieden, zog sich aus der Westsahara 
zurück und erkannte die 1976 von der Frente-POLISA-
RIO ausgerufene DARS an. Daraufhin besetzte Marok-
ko auch diesen, von Mauretanien geräumten Teil des 
Gebiets. 1989 kam es zu einem - einmaligen - Treffen 
zwischen dem damaligen marokkanischen König Ḥasan 
dem II. und der Führung der POLSARIO. Am 29. April 
1991 verabschiedete der Sicherheitsrat der UNO die 
Resolution 690, mit der er die Einrichtung der MIN-
URSO beschloss. Das Kürzel steht für »Mission der 
Vereinten Nationen für das Referendum in der Westsa-
hara«: In einer unter Aufsicht der UN und der OAU 
durchzuführenden Volksabstimmung sollte die Be- 
völkerung die Wahl haben zwischen Unabhängigkeit 
und Anschluss an Marokko. Zusätzlich zur Vorbereitung 
der Volksabstimmung sollten Blauhelme der Mission 
den unter Vermittlung von UN und OAU geschlossenen 
Waffenstillstand zwischen den beiden Parteien überwa-
chen. Dieser Waffenstillstand hält bis heute.

Doch die Mission stand von Anfang an vor großen 
Schwierigkeiten.9 Marokko weigerte sich, seine im 
Territorium stationierte Armee von 160.000 Mann auf 
die vorgesehenen 65.000 zu reduzieren, es verbrachte 
auch schon in den 1990er Jahren etwa 200.000 Siedler 
aus Marokko in die besetzten Gebiete, ein klarer Völker-
rechtsverstoß. Die größte Schwierigkeit war aber die 
Identifizierung der Abstimmungsberechtigten: Jenseits 
der 73.497 in einem spanischen Zensus gezählten 
Sahrawis und ihrer Nachfahren bestand Marokko darauf, 
dass auch die inzwischen angesiedelten Marokkaner 

abstimmungsberechtigt sein sollten. Darüber hinaus 
schob Marokko eine Vielzahl von Wählern nach, die 
über Stammesälteste, die zum Teil in Marokko lebten, 
identifiziert wurden - ein schwieriges und problema-
tisches Vorgehen in einer nomadischen Gesellschaft, die 
sich nie um die Grenzziehung der Kolonialmächte 
geschert hatte. Trotz mehrerer Vorschläge der Vertreter 
des UN-Generalsekretärs konnte bisher keine endgül-
tige Einigung der Parteien erzielt werden.10

Marokko nutzte die Zeit des nun schon über dreißig 
Jahre dauernden Waffenstillstands nicht nur zur Besie-
delung und zum Ausbau des marokkanischen Bevölker-
ungsanteils, sondern auch zur militärischen Sicherung 
des Gebiets und zum Ausbau einer »Mauer«, die den 
größten Teil der Westsahara nach Westen absichert: 
Diese Befestigungsanlage beginnt nördlich der Westsa-
hara entlang der marokkanisch-algerischen Grenze und 
zieht sich über 2.800 km nach Süden zur maure-
tanischen Grenze, biegt dann nach Westen bis zum 
Atlantik ab. (Abb. 2) Sie besteht aus einem hohen Wall 
aus Geröll und Stein, wird gesichert durch gestaffelte 
Stacheldraht- und Elektrozäune und ist mit zehntausen-
den Landminen gesichert. Diese Minen werden von den 
alle paar Jahre wiederkehrenden sintflutartigen Regen-
fällen weit ins Gelände geschwemmt, wo sie eine 
permanente Gefahr für die Hirten und ihre Herden 
darstellen, die auf den von der Frente-POLISARIO 
kontrollierten Gebieten westlich der »Mauer« nomadis-
ieren. Entlang dieser »Grenze« überwacht die MINUR-
SO den Waffenstillstand.

Ökonomische Interessen und Rolle der EU

Die Westsahara verfügt über ungeheure Vorräte an qual-
itativ hochwertigem Phosphat, das im Tagebau abge-
baut werden kann. Zusammen mit den marokkanischen 
Phosphaten, die meist qualitativ schlechter und 
kostspieliger abbaubar sind, ist das OCP mit Sitz in 
Casablanca der größte Anbieter von Phosphat auf dem 
Weltmarkt. Phosphat ist u.a. Grundlage für die Herstel-
lung von Düngemitteln. Das OCP ist auf das Engste mit 
dem marokkanischen Staat verwoben: In seinem Auf-
sichtsrat sitzen neben dem Generaldirektor und der 
Banque Centrale Populaire sechs Ministerien, darunter 
Inneres, Auswärtiges, Wirtschaft und Finanzen, Energie 
und Minen sowie ein Staatssekretär.11 Die wichtigste 

Phosphatmine des OCP ist Bou Craa (Abū Krāʿ) in der 
Westsahara, nahe der Hauptstadt El Aaiún (al-ʿUyūn). 
Seit 2002 hält das OCP 100% der Anteile, nachdem 
Spanien seine Aktien an das OCP übertragen hat. Die 
Mine von Bou Craa ist durch ein knapp hundert Kilo-
meter langes Förderband (erbaut von Krupp) mit den 
Verladeanlagen am Atlantik verbunden (Abb. 2). Das 
OCP wird auch durch die deutsche Kreditanstalt für 
Wiederaufbau gefördert, die mit einem Darlehen von 
über 200 Millionen Euro eine Meerwasserentsalzungs- 
anlage mitfinanziert,12 da die Phosphataufbereitung 
äußerst wasserintensiv ist. Phosboucraa produziert rund 
drei Millionen Tonnen Phosphat im Jahr, außerdem 
Phosphorsäure und phosphatierte Düngemittel.13 Allein 
im Jahre 2018 exportierte Marokko Phosphat im Wert 
von 164 Millionen US-Dollar.14

Das zweite wichtige Produkt der Westsahara ist Fisch. 
Die Gewässer des Gebiets zählen zu den fischreichsten 
der Welt und sind der Tummelplatz der internationalen 
Fischfangflotten. Die Hoheitsgewässer (auch Territori-
algewässer genannt) eines Staates umfassen grundsät-
zlich das Gebiet zwölf Seemeilen vor der Küste. Dort übt 
der jeweilige Küstenstaat seine souveränen Hoheits-
rechte aus.15 Doch aufgrund des Drucks einiger Staaten 
haben die Vereinten Nationen im Seerechtsabkommen 
vom 10. Dezember 1982 das Meeresgebiet auf bis zu 200 
Seemeilen (ca. 380 km) ausgedehnt. Kontrolliert Marok-
ko die Küstengewässer vor der Westsahara, verfügt es 
über einen ungeheuren Fischreichtum und kann mit 
internationalen Fischfangflotten bzw. deren Heimatstaa- 
ten äußerst lukrative Geschäfte abschließen.

Darüber hinaus werden in der Westsahara und deren 
Offshore-Gebiet Öl, Gas, Uran und verschiedene Edel-
metalle vermutet. Bohrrechte hat die marokkanische 
Regierung an die US-amerikanische Kosmos-Energy 
und an den französischen Erdölkonzern Total vergeben.16

Immer größere Bedeutung, auch für die Versorgung 
Europas, gewinnen die erneuerbaren Energien. Wie die 
Bundesagentur German Trade & Invest (GTAI)17

berichtet, einigten sich Marokko und Spanien auf den 

Bau einer dritten Stromverbindung (Kosten 150 
Millionen Euro), die durch Wind und Sonne erzeugte 
Energie nach Europa führen soll.18 Die Erzeugung 
dieser Energie erfolgt zum überwiegenden Teil in der 
Westsahara. Marokko, das mit der EU durch ein Frei-
handelsabkommen verbunden ist, ist außerdem ein 
wichtiger Standort für die Fertigung von Flugzeug- und 
Kfz-Teilen. Eine herausragende Rolle spielt die 
Lieferung von landwirtschaftlichen Produkten, wobei 
gerade die Produktion von Gemüse wie Tomaten, 
Gurken und Melonen in der Region von Dakhla 
(ad-Daḫla) in der Westsahara erfolgt.19

Während der Handel mit der EU blüht, gerät Marokko 
in anderen Staaten der Welt unter Druck: So wurden 
Schiffe, die westsaharisches Phosphat transportierten, in 
Südafrika und Panama (beide Staaten erkennen die 
DARS an) beschlagnahmt.20 Diese Akte beförderten eine 
neue internationale Diskussion über den Rechtsstatus 
der Westsahara. Am 10. Dezember 2013 hatte sich das 
EU-Parlament mehrheitlich für die Erneuerung des 
»Partnerschaftlichen und Fischereiabkommens« mit 
Marokko ausgesprochen - ohne die Westsahara zu 
erwähnen. Dieser diplomatische Schachzug ermöglichte 
es der EU, das juristisch heiße Eisen nicht zu problema-
tisieren und Marokko, die bisherige Praxis, die 
Plünderung der westsaharischen Fischgründe, ungestört 
fortzusetzen. 

Die Beschlagnahmung des westsaharisches Phosphat 
transportierenden Schiffes in Südafrika führte zu einer 
Reihe juristischer Auseinandersetzungen, die schließlich 
in einer Klage der Frente-POLISARIO vor dem 
Europäischen Gerichtshof (EuGH) mündete. Dieser hat 
in seinem Urteil betont, dass es sich bei der Westsahara 
um ein »Hoheitsgebiet ohne Selbstregierung« nach Art. 
73 der Charta der Vereinten Nationen handelt. Daraus 
folgt, dass die Verfügung über die Ressourcen des Ge- 
biets ohne Zustimmung des sahrawischen Volkes 
unrechtmäßig ist und dass das zwischen der EU und 
Marokko abgeschlossene Handelsabkommen auf 
Produkte des Westsahara nicht anzuwenden sei.21 In der 
Folge müssen landwirtschaftliche und Fischereiproduk-

te eigens gekennzeichnet werden und dürfen nicht als 
marokkanische Produkte vermarktet werden. 

So klar die Rechtslage auch sein mag, es wird abzu-
warten sein, wie sich die EU aus dieser Situation 
herauswinden wird. Denn Marokko ist nicht nur ein 
starker Partner der EU (siehe auch die deutschen 
Kredite), es genießt schier uneingeschränkt die Unter-
stützung der ehemaligen Kolonialmächte Spanien und 
Frankreich. Letzteres beherrscht noch immer die Afri-
kapolitik der EU entscheidend. So hat Paris als Ständiges 
Mitglied des Sicherheitsrats der Vereinten Nationen 
bisher mit Erfolg verhindert, dass die jährlichen Resolu-
tionen zur Verlängerung des Mandats der MINURSO, 
wie bei anderen UN-Missionen üblich, eine Klausel zur 
Überwachung der Einhaltung der Menschenrechte im 
Konfliktgebiet erhielten.

Und Marokko hat noch ein ganz anderes Druckmittel 
gegen die EU: Neben Libyen und der Türkei ist das 
Land eines der wichtigsten Bollwerke gegen 
Geflüchtete, die die nur 14 km enge Straße von Gibral-
tar in Richtung Europa von den spanischen Enklaven 
Ceuta und Melilla aus zu überwinden versuchen. Die 
EU unterstützt Marokko bei der Flüchtlingsabwehr 
bereits jetzt mit jährlich 140 Millionen Euro.  Je nach 
Laune und Stand der politischen Beziehungen mit der 
EU scheint Marokko auch punktuell Gruppen von 
Flüchtlingen durchzulassen, um seinen Druck zu 
erhöhen.23

Das Bemühen um die »historischen Ansprüche« Marok-
kos auf die ehemalige spanische Kolonie wird in seiner 
politischen Zielsetzung erkennbar, wenn als Lösung des 
Konflikts, wie vom marokkanischen König oder dem 
Verfasser des hier kritisierten Artikels, »Autonomie« als 
Lösung vorgeschlagen wird. Autonomie gilt in der 
Staatenwelt in der Regel für (sprachliche, kulturelle, 
religiöse) Minderheiten, die sich durch diese Merkmale 
von der Mehrheitsbevölkerung eines Staates unter-
scheiden, wie beispielsweise die Kurden im Irak, zahlrei- 
che Republiken der Russischen Föderation oder Grön-
land innerhalb Dänemarks. In sehr unterschiedlichem 
Maße können autonome Gebiete eigene Gesetzge-
bungsorgane besitzen, aber sie haben keine Sou-
veränität: Außen-, Sicherheits- und Wirtschaftspolitik 
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sind immer Angelegenheit des Zentralstaats. Daher ist 
Autonomie immer das Resultat eines Aushandlungs- 
prozesses zwischen politischen Akteuren. Solche Auto- 
nomie muss also von der betroffenen Bevölkerungs-
gruppe akzeptiert sein.

Die von Marokko ins Spiel gebrachte Autonomierege-
lung wird damit leicht erkennbar: Ja, die Sahrawis haben 
ihre Eigenheiten. Was aber »Autonomie« unter marok-
kanischer Herrschaft wohl hieße, ist unbekannt. So kann 
angenommen werden, das die Sahrawis, wenn sie 
wollen, weiterhin ihre Sprache, das dem Hochara-
bischen verwandte Ḥassānīya, sprechen dürften; ihre 
Frauen dürften wohl weiterhin ihren farbigen Umhang 
tragen; sie dürften weiterhin ihr traditionelles Wüsten-
zelt, die Ḫaima, besitzen und vielleicht für Touristen 
Volkstänze aufführen. Die entscheidenden Fragen aber 
bleiben in der Kompetenz des Zentralstaats – im Falle 
Marokkos letztlich des Königs.

Vor allem aber wird die wie auch immer gewährte 
Autonomie als eine Konzession Marokkos an die 
Sahrawis, also ein vom König zugestandener Gnaden- 
akt, verstanden. Damit soll die vorausgegangene Ges-
chichte gelöscht, die nicht vollzogene Entkolonisierung, 
die militärische Eroberung des Gebiets und seine völker-
rechtswidrige Annexion vertuscht werden. Vermieden 
würde durch diesen Akt auch die selbst für eine »Auto- 
nomie« notwendige Zustimmung der betroffenen Be- 
völkerung. So dürfte der Grund für die Ablehnung des 
Baker-Plans von 2003 (s. Fn. 10) durch Marokko wohl 
die Tatsache gewesen sein, dass im Abstim-
mungsvorschlag überhaupt die Unabhängigkeit des 
Gebietes als eine Alternative neben der »Autonomie« 
und dem Anschluss an Marokko genannt wurde. In 
zahlreichen Äußerungen Marokkos wurde immer 
wieder unterstrichen, dass nur ein »Zustimmungsrefer-

endum« infrage komme.24 Damit ist jede demokratische 
Legitimation auch der »Autonomie« ausgeschlossen. 

So hat sich eine fast paradoxe Situation ergeben: In den 
Flüchtlingslagern in der Nähe der algerischen Oase 
Tindouf leben seit fast einem halben Jahrhundert etwa 
160.000 Geflüchtete mit ihren Kindern und Kindeskin-
dern, regiert von der  Frente-POLISARIO, die in der 
UNO, der AU und auch vor Gerichten wie dem EuGH 
als Repräsentantin des sahrawischen Volkes anerkannt 
wird. Immer wieder fordert sie unter Berufung auf das 
Völkerrecht die marokkanische Besetzung und Annex-
ion rückgängig zu machen und den seit einem halben 
Jahrhundert fälligen Dekolonisationsprozess endlich in 
Gang zu setzen. Effektiver Widerstand gegen die 
Besatzung, vor allem aber wachsende Unterstützung für 
die Frente-POLISARIO ist in den letzten Jahren in den 
besetzten Gebieten selbst entstanden, wo immer wieder 
Demonstrationen und Proteste stattfinden, deren 
Umfang durch massive Repression klein gehalten 
werden soll. Einreisebeschränkungen für Touristen, 
Politiker, Menschenrechtler und Journalisten sorgen 
dafür, dass über den Konflikt und die Zustände in den 
besetzten Gebieten kaum berichtet werden kann.

Eine gewisse Beachtung fanden in jüngster Zeit die 
Proteste und der Hungerstreik von Aminatū Ḥaidār, 
Trägerin des alternativen Nobelpreises, die selbst Jahre in 
marokkanischen Gefängnissen verbrachte und schwer 
gefoltert wurde, sowie die brutale Vernichtung des 
Protestcamps »Gdeim Izik« (Akdīm az-Zīk) rund 20 km 
vor der Hauptstadt El Aaiún: Tausende Sahrawis hatten 
im Oktober 2010 die Stadt verlassen, ihre Ḫaimāt aufge-
baut und eine Selbstverwaltung organisiert. Marok-
kanische Sicherheitskräfte stürmten schließlich das 
Lager, zerstörten es und töteten wahrscheinlich ein 
rundes Dutzend Menschen. Willkürlich als »Rädels-
führer« des friedlichen Protests Verhaftete wurden 
gefoltert und von Militärgerichten zum Teil zu 
lebenslänglichen Haftstrafen verurteilt. Dies alles zeigt, 
dass der Wunsch nach Souveränität durch eine wie auch 
immer geartete, von außen aufoktroyierte Autonomie 
nicht gebrochen werden kann. Die Einhaltung des 
Völkerrechts erscheint noch immer als die einzige sinn-
volle und gerechte Lösung des Konflikts.

Die Ausübung der Selbstbestimmung der betroffenen 
Bevölkerung auf der Grundlage des Völkerrechts könnte 
Marokko auch von seinem Militärhaushalt in Höhe von 
vier Milliarden US-Dollar im Jahr25 befreien, der zum 

größten Teil für die Instandhaltung und Bewachung der 
2.800 km langen »Mauer« benötigt wird. Der wirkliche 
Gegner einer rechtskonformen Lösung ist wohl das 
Bündnis aus Palast und internationalen Konzernen. Vom 
Beitrag eines Juristen zu diesem Konflikt wäre zu 
erwarten gewesen, dass er die zwei letzten Jahre der 
Rechtsentwicklung in Europa nicht einfach ausblendet, 
sondern die Urteile europäischer Gerichte und des 
EuGH zumindest benennt, auch wenn sie seiner Argu-
mentation den Boden entziehen.
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Lehre scharf, wofür er 
letztlich suspendiert 
wurde.40 Dennoch behielt 
er über seine Studenten-
zirkel indirekten Einfluss 
auf die öffentliche 
Meinung in Ägypten, da 
viele von ihnen zentrale 
Positionen in der neuen 
freien Presse innehatten. 
Später baute er diesen 
über meist französische 
Freimaurerlogen, in 
denen sich die in Kairo lebende Mittel- und Oberschicht 
aus verschiedenen Ländern traf und politisch austaus-
chte, aus. In diesen Logen versuchte er, den Parlamenta-
rismus in Ägypten zu stärken und die Gründung einer 
nationalen und konstitutionalistischen Partei zu inspirie-
ren.41 In der Loge »Stern des Ostens« (Kaukab aš-Šarq) 
formierte er eine Gruppe aus Männern in hohen Posi-
tionen und plante in diesen Kreisen einen Regierung-
sumsturz, der sogar die Ermordung des Khediven Ismāʿīl 
Paša miteinschloss.42 Über diese Gesellschaften und sein 
inzwischen beachtliches Netzwerk schaffte es al-Afġānī 
sogar, den Sohn des Khediven, Muḥammad Taufīq Paša 
(1867-79), an sich zu binden und von seinen Ideen zu 
überzeugen. Als 1879 größere landesweite Proteste in 
Ägypten gegen die schlechten Lebensbedingungen und 
die hohe Verschuldung gegenüber Großbritannien 
ausbrachen, sah al-Afġānī darin eine Möglichkeit, einen 
Politikwechsel durchzusetzen und war in den Ausein-
andersetzungen aktiv. Als jedoch der Khedive von den 
Briten und Franzosen abgesetzt wurde und sein Sohn an 
die Macht kam, unterwarf sich dieser ebenfalls dem 
kolonialen Einfluss und arrangierte sich mit der 
britischen Besatzung, was zu einem Bruch mit 
al-Afġānī führte. Entsprechend verwies ihn der neue 
Marionettenherrscher kurz darauf des Landes.43

Es folgten längere Aufenthalte in Indien, Frankreich, 
England, Russland und Iran. In dieser Zeit gab er unter 
anderem die einflussreiche antikolonial ausgerichtete 
Zeitung al-ʿUrwa al-Wuṯqā (»das stärkste Band«) heraus. 
Im Iran misslangen seine Versuche, den persischen Schah 
für seine anti-britischen Positionen zu gewinnen. 
Daraufhin wandelte er seine Aktivitäten, indem er 
ähnlich wie in Ägypten Diskussionszirkel aufbaute. 
Durch diese gewann er schnell einen Kreis an Zuhörern 
und Anhängern, besonders aus den Bürokratenschicht-
en.44 Aber auch in der einfachen Bevölkerung des Irans 
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Die »historischen« Ansprüche Marokkos

In seinem Beitrag zu diesem fast ein halbes Jahrhundert 
währenden Konflikt plädiert Herr Rechtsanwalt Azza-
dine Karioh für die Autonomie der ehemaligen span-
ischen Kolonie. Schon in dem seinem Text vorangestell-
ten Abstract wird angekündigt, dass der Autor sich »auf 
der Basis juristischer Argumentation bei gleichzeitiger 
Schilderung der historischen Aspekte des Themas ange-
nommen« hat. Genau diese rechtliche Bewertung des 
Konflikts aber fehlt in seinem Beitrag so gut wie völlig. 
Dies soll im Folgenden nachgeholt werden, da der Leser 
einen Anspruch darauf hat, diesen Konflikt zu verstehen.

Ja, Marokko ist im Wesentlichen bis heute eine 
Stammesgesellschaft. Dies zeigt das jährlich mit großem 
Pomp am 30. Juli gefeierte Thronfest, an dem die 
Stammesführer und hohen Militärs dem König die 
Hand küssen dürfen bzw. müssen, um ihre Loyalität 
zum »Herrscher der Gläubigen« (Amīr al-Muʾminīn) 
öffentlich zu demonstrieren. Inwieweit diese »Huldi-
gung« nach Meinung von Herrn Karioh Teil des 
marokkanischen Staatsrechts sein soll – es wäre ein 

staatsrechtliches Unikat – lasse ich hier dahingestellt. 
Diese Loyalität zum Herrscher hatte historisch schon 
immer die Reichweite der Macht des Sultans (heute 
König) bestimmt, deren Grenzen fluktuierten. Das Land 
bestand in vorkolonialer Zeit aus zwei Teilen, dem Bilād 
al-Maḫzan (»Land der Herrschaft des Sultans«) und dem 
Bilād as-Sība (»Land des Aufruhrs«), das allein von den 
jeweiligen Stämmen kontrolliert wurde.1 Die Ausdeh-
nung des Maḫzan fluktuierte also je nach der - vor allem 
militärischen - Macht oder aber Schwäche des jeweili-
gen Sultans. Seine heutigen geographischen Grenzen 
verdankt Marokko letztlich der französischen Kolonial-
macht.

Geradezu grotesk wird die Argumentation des Autors, 
wenn er die Zugehörigkeit der Westsahara zum Staats-
gebiet Marokkos mit den aus der Gegend der Westsahara 
stammenden Dynastien der Almoraviden und der 
Almohaden begründet, die im Hochmittelalter Marok-
ko und Andalusien eroberten. Nicht nur, dass mit 
solchen Begründungen die Bundesrepublik Deutsch-
land die Wiederherstellung des Heiligen Römischen 
Reiches Deutscher Nation, Italien im Gegenzug die 
Rückkehr zum Imperium Romanum fordern könnten. 

Folgt man dieser Logik konsequent, so heißt diese 
Forderung doch, dass nicht die Westsahara Teil Marok-
kos, sondern Marokko Teil der Westsahara sein müsste, 
weil es einst von den saharischen Stämmen erobert 
wurde.

Mit all diesen »historischen« Argumenten hat Marokko 
schon bald nach seiner Unabhängigkeit immer wieder 
große Gebietsansprüche erhoben. Dies zeigt eine 
offizielle Karte von »Großmarokko«, wie sie in den 
1960er Jahren in allen Amtsstuben des Königreichs zu 
sehen war (Abb. 1). Als »marokkanisch« werden 
beansprucht: Der Westen Algeriens, ein Teil Malis und 
das gesamte Territorium Mauretaniens - die Westsahara 
liegt genau in der Mitte dieses Gebiets! Mit diesen Ge- 
bietsansprüchen widerspricht Marokko klar den 
Prinzipen der Charta der Organisation für Afrikanische 
Einheit (OAU) und ihrer Nachfolgeorganisation, der 
Afrikanischen Union (AU), die in Art. II Abs. 1 lit. c als 
Ziel der afrikanischen Staaten die Verteidigung der Sou-
veränität, der territorialen Integrität (wie sie aus der 
Dekolonisation resultierte, W.R.) und der Unabhän-
gigkeit festlegt.2  

Marokko unternahm auch schon lange vor dem hier 
behandelten Konflikt massive Versuche, um seine terri-
torialen Ansprüche zu verwirklichen. So bedrohte es alle 
Staaten mit dem Abbruch der diplomatischen Beziehun-
gen, sollten diese das 1960 unabhängig gewordene 
Mauretanien anerkennen.3 Erst zu Beginn der 1970er 
Jahre erfolgte eine Annäherung beider Staaten, die sich 
auf die gemeinsame Besetzung und Aufteilung der zu 
dekolonisierenden Westsahara richtete. Gegen Algerien 
führte Marokko, immer gestützt auf »historische« 
Ansprüche, bereits anderthalb Jahre nach dessen 1962 
mühsam errungener Unabhängigkeit einen Angriff-
skrieg mit dem Ziel der Einverleibung der Grenzregion 
Tindouf (Tindūf) und damit den Versuch, die marok-
kanische Grenze auf Kosten Algeriens nach Osten zu 
verschieben. Dieser Konflikt konnte unter Vermittlung 
der OAU beendet werden. 

Die unvollendete Dekolonisation

Erstaunlich an der »historischen« Darstellung von 
Karioh ist auch, dass er auf die Kolonisation der Westsa-
hara durch Spanien kaum eingeht. So erwähnt er nicht, 
dass diese auf den Vereinbarungen der Berliner »Kon-
go-Konferenz« basiert, die von November 1884 bis 
Februar 1885 unter Vorsitz des deutschen Reichskanzlers 

Bismarck tagte und auf der die koloniale Aufteilung 
Afrikas beschlossen wurde.
 

Spanien erhielt das Territorium der heutigen West- 
sahara, wo es bereits Handelsstützpunkte besaß. Im 
Zuge der allgemeinen Dekolonisationspolitik zu Beginn 
der zweiten Hälfte des 20. Jahrhunderts forderte die 
UN-Generalversammlung 1965 erstmalig Spanien auf, 
das Gebiet in die Unabhängigkeit zu entlassen. Die 
UNO handelte dabei auf der Grundlage der Resolution 
1514 von 1960, in der die UN-Generalversammlung das 
Recht aller Völker auf freie Selbstbestimmung festlegte. 
Nachdem Spanien auf diese und die jährlich folgenden 
Aufforderungen zur Dekolonisation des Gebiets nicht 
reagierte, bildete sich die Frente-POLISARIO4 als 
nationale Befreiungsbewegung. Sie griff 1973 zu den 
Waffen und begann den Kampf gegen die spanische 
Kolonialmacht. Damit ist auch die Behauptung Kariohs 
widerlegt, die Frente-POLISARIO sei eine von Libyen 
und Algerien gesteuerte, sezessionistische, auf den Sturz 
der marokkanischen Monarchie hinarbeitende Organi-
sation: Schon bevor der Konflikt durch die Einmischung 
Marokkos eskalierte, kämpfte die Frente-POLISARIO 
für die Unabhängigkeit der Westsahara und gegen die 
damalige Kolonialmacht Spanien. 

Lange könnte noch debattiert werden über die Aus-
lassungen von Herrn Karioh zur Natur der 
Frente-POLISARIO (»Separatisten«, »undemokratisch«, 
»diktatorisch«, »Einparteienstaat« usw.). Allein der Name 
»Front« hätte ihn zu ein wenig mehr Vorsicht und 
Differenzierung veranlassen müssen, denn in dieser 

Front sind - wie bei fast allen afrikanischen Befreiungs-
bewegungen der damaligen Zeit - unterschiedliche 
politische Gruppierungen zusammengeschlossen, deren 
gemeinsames Hauptziel die Unabhängigkeit des Landes 
ist. 

Marokko und Mauretanien meldeten ihre oben 
erwähnten Ansprüche an. Wie Karioh richtig schreibt, 
erbat die UNO vom Internationalen Gerichtshof (IGH) 
eine Rechtauskunft zum Status des Gebiets und zur 
Rechtmäßigkeit der marokkanischen und maure-
tanischen Ansprüche. Herr Karioh nennt das Gutachten 
eine »fatale Fehleinschätzung«, statt es zu zitieren, 
berichtet er ausführlich über die Position dreier in der 
Minderheit befindlicher Richter, die die Position 
Marokkos und Mauretaniens stützten, und verweist 
darauf, dass »die fehlende fachliche Analyse des Instituts 
der Huldigung (…) das Gutachten (…) unverwertbar 
(machte).« Dass von dieser Huldigung als Rechtsinstitut 
im Gutachten gar nicht der Rede ist, verschweigt der 
Autor. Selbst der marokkanische König Ḥasan II. wür-
digte am Tage nach dem Gutachten in einer Rede 
lobend die Entscheidung der Richter, allerdings indem er 
behauptete, dass der IGH die marokkanische Position 
voll und ganz anerkannt habe. Um diesen Streitpunkt 
endgültig klarzustellen, sei hier der Kernsatz des von der 
Mehrheit der Richter des IGH formulierten Gutachtens 
im Wortlaut wiedergegeben:

»[…] dass weder die internen Akte noch die internationalen 
Akte, auf die Marokko sich beruft, die Existenz oder die inter-
nationale Anerkennung von juristischen Souveränitätsbind-
ungen zwischen der Westsahara dem marokkanischen Staat 
anzeigen. Selbst wenn man die besondere Struktur dieses 
(marokkanischen W.R.) Staats in Rechnung stellt, so zeigen 
sie nicht, dass Marokko eine wirkliche und ausschließliche 
staatliche Aktivität in der Westsahara ausgeübt hätte.«5

Als der IGH diese Feststellung traf, waren viele Zeug- 
nisse von Forschern und Seeleuten aus der zweiten 
Hälfte des 19. Jahrhunderts noch gar nicht bekannt. Sie 
alle bestätigen die fehlende Autorität des Sultans in der 
Westsahara.  König Ḥasan II. aber antwortete in seiner 
oben erwähnten Rede auf dieses klare Rechtsgutachten 
des Internationalen Gerichtshofs mit dem »Grünen 
Marsch« (al-Masīra al-Ḫuḍrāʾ), in dessen Rahmen 
zwischen 350.000 und 500.000 Marokkaner hoch 
organisiert und bewaffnet mit dem Koran, der sie 
vermeintlich legitimierte, wenige Kilometer in das 
Gebiet eindrangen. Zugleich griff die marokkanische 
Armee an. Hunderttausende Sahrawis flohen in Rich-

tung der algerischen Grenze. Die marokkanische Luft-
waffe bombardierte die Flüchtlingstrecks mit Splitter-
bomben und Napalm, der algerische Staatschef Boume-
dienne (Bū-Madyan) sprach in seiner Botschaft an die 
Blockfreien Staaten von einem »wahren Völkermordun-
ternehmen«.7 Der UN-Sicherheitsrat trat zusammen 
und forderte die Unterlassung jeder einseitigen 
Maßnahme (Res. 379 vom 2. Nov. 1975) und den 
Rückzug der Teilnehmer am »Grünen Marsch« (Res. 
380 vom 6. Nov. 1975).

Ungeachtet der Resolutionen der Generalversammlung 
und des Sicherheitsrats der Vereinten Nationen schlossen 
Spanien, Marokko und Mauretanien am 14. November 
1975 das sog. Dreierabkommen von Madrid, das bei 
Karioh noch nicht einmal Erwähnung findet. Spanien 
kündigte darin seinen endgültigen Rückzug aus der 
Kolonie für den 28. Februar 1976 an, übertrug seine 
Hoheit über das Territorium an Marokko und Maureta-
nien, war damit formal seine Kolonie los und versuchte, 
den Besatzern als »Rechtsnachfolgern« eine gewisse 
Legalität zu verschaffen. Im Gegenzug erhielt Spanien in 
einem geheimen Zusatzabkommen 35% der Anteile des 
Office Chérifien des Phosphates (OCP, s. u.) und umfang- 
reiche Fischereirechte in den Küstengewässern des Ge- 
biets.8

Spanien übergab also die Kolonie Westsahara, eine 
Sache, die ihm nicht gehörte, an Dritte. Die Gültigkeit 
dieses Vertragswerks ist daher mehr als zweifelhaft. Die 
Frente-POLISARIO rief am 27. Februar 1976 den Staat 
Demokratische Arabische Republik Sahara (DARS) aus, 
um kein völkerrechtliches Vakuum nach dem Abzug 
Spaniens entstehen zu lassen. Dieser Staat ist derzeit von 
ca. 60 vor allem afrikanischen und lateinamerikanischen 
Staaten anerkannt. Die marokkanische Annexion wird 
von keinem Staat der Welt für rechtmäßig erachtet. Die 
Vereinten Nationen erkennen zwar die DARS nicht an, 
aber die Frente-POLSARIO wird als »der legitime 
Repräsentant des sahrawischen Volkes« anerkannt und ist 
neben Marokko gleichberechtigter Partner in den von 
den UN geführten Verhandlungen über die Lösung des 
Konflikts.  

Ihren Befreiungskrieg hatte die Frente-POLISARIO bis 
weit nach Süd-Marokko und in Mauretanien sogar bis 
in die Hauptstadt Nouakchott getragen. 1978 schloss 

Mauretanien Frieden, zog sich aus der Westsahara 
zurück und erkannte die 1976 von der Frente-POLISA-
RIO ausgerufene DARS an. Daraufhin besetzte Marok-
ko auch diesen, von Mauretanien geräumten Teil des 
Gebiets. 1989 kam es zu einem - einmaligen - Treffen 
zwischen dem damaligen marokkanischen König Ḥasan 
dem II. und der Führung der POLSARIO. Am 29. April 
1991 verabschiedete der Sicherheitsrat der UNO die 
Resolution 690, mit der er die Einrichtung der MIN-
URSO beschloss. Das Kürzel steht für »Mission der 
Vereinten Nationen für das Referendum in der Westsa-
hara«: In einer unter Aufsicht der UN und der OAU 
durchzuführenden Volksabstimmung sollte die Be- 
völkerung die Wahl haben zwischen Unabhängigkeit 
und Anschluss an Marokko. Zusätzlich zur Vorbereitung 
der Volksabstimmung sollten Blauhelme der Mission 
den unter Vermittlung von UN und OAU geschlossenen 
Waffenstillstand zwischen den beiden Parteien überwa-
chen. Dieser Waffenstillstand hält bis heute.

Doch die Mission stand von Anfang an vor großen 
Schwierigkeiten.9 Marokko weigerte sich, seine im 
Territorium stationierte Armee von 160.000 Mann auf 
die vorgesehenen 65.000 zu reduzieren, es verbrachte 
auch schon in den 1990er Jahren etwa 200.000 Siedler 
aus Marokko in die besetzten Gebiete, ein klarer Völker-
rechtsverstoß. Die größte Schwierigkeit war aber die 
Identifizierung der Abstimmungsberechtigten: Jenseits 
der 73.497 in einem spanischen Zensus gezählten 
Sahrawis und ihrer Nachfahren bestand Marokko darauf, 
dass auch die inzwischen angesiedelten Marokkaner 

abstimmungsberechtigt sein sollten. Darüber hinaus 
schob Marokko eine Vielzahl von Wählern nach, die 
über Stammesälteste, die zum Teil in Marokko lebten, 
identifiziert wurden - ein schwieriges und problema-
tisches Vorgehen in einer nomadischen Gesellschaft, die 
sich nie um die Grenzziehung der Kolonialmächte 
geschert hatte. Trotz mehrerer Vorschläge der Vertreter 
des UN-Generalsekretärs konnte bisher keine endgül-
tige Einigung der Parteien erzielt werden.10

Marokko nutzte die Zeit des nun schon über dreißig 
Jahre dauernden Waffenstillstands nicht nur zur Besie-
delung und zum Ausbau des marokkanischen Bevölker-
ungsanteils, sondern auch zur militärischen Sicherung 
des Gebiets und zum Ausbau einer »Mauer«, die den 
größten Teil der Westsahara nach Westen absichert: 
Diese Befestigungsanlage beginnt nördlich der Westsa-
hara entlang der marokkanisch-algerischen Grenze und 
zieht sich über 2.800 km nach Süden zur maure-
tanischen Grenze, biegt dann nach Westen bis zum 
Atlantik ab. (Abb. 2) Sie besteht aus einem hohen Wall 
aus Geröll und Stein, wird gesichert durch gestaffelte 
Stacheldraht- und Elektrozäune und ist mit zehntausen-
den Landminen gesichert. Diese Minen werden von den 
alle paar Jahre wiederkehrenden sintflutartigen Regen-
fällen weit ins Gelände geschwemmt, wo sie eine 
permanente Gefahr für die Hirten und ihre Herden 
darstellen, die auf den von der Frente-POLISARIO 
kontrollierten Gebieten westlich der »Mauer« nomadis-
ieren. Entlang dieser »Grenze« überwacht die MINUR-
SO den Waffenstillstand.

Ökonomische Interessen und Rolle der EU

Die Westsahara verfügt über ungeheure Vorräte an qual-
itativ hochwertigem Phosphat, das im Tagebau abge-
baut werden kann. Zusammen mit den marokkanischen 
Phosphaten, die meist qualitativ schlechter und 
kostspieliger abbaubar sind, ist das OCP mit Sitz in 
Casablanca der größte Anbieter von Phosphat auf dem 
Weltmarkt. Phosphat ist u.a. Grundlage für die Herstel-
lung von Düngemitteln. Das OCP ist auf das Engste mit 
dem marokkanischen Staat verwoben: In seinem Auf-
sichtsrat sitzen neben dem Generaldirektor und der 
Banque Centrale Populaire sechs Ministerien, darunter 
Inneres, Auswärtiges, Wirtschaft und Finanzen, Energie 
und Minen sowie ein Staatssekretär.11 Die wichtigste 

Phosphatmine des OCP ist Bou Craa (Abū Krāʿ) in der 
Westsahara, nahe der Hauptstadt El Aaiún (al-ʿUyūn). 
Seit 2002 hält das OCP 100% der Anteile, nachdem 
Spanien seine Aktien an das OCP übertragen hat. Die 
Mine von Bou Craa ist durch ein knapp hundert Kilo-
meter langes Förderband (erbaut von Krupp) mit den 
Verladeanlagen am Atlantik verbunden (Abb. 2). Das 
OCP wird auch durch die deutsche Kreditanstalt für 
Wiederaufbau gefördert, die mit einem Darlehen von 
über 200 Millionen Euro eine Meerwasserentsalzungs- 
anlage mitfinanziert,12 da die Phosphataufbereitung 
äußerst wasserintensiv ist. Phosboucraa produziert rund 
drei Millionen Tonnen Phosphat im Jahr, außerdem 
Phosphorsäure und phosphatierte Düngemittel.13 Allein 
im Jahre 2018 exportierte Marokko Phosphat im Wert 
von 164 Millionen US-Dollar.14

Das zweite wichtige Produkt der Westsahara ist Fisch. 
Die Gewässer des Gebiets zählen zu den fischreichsten 
der Welt und sind der Tummelplatz der internationalen 
Fischfangflotten. Die Hoheitsgewässer (auch Territori-
algewässer genannt) eines Staates umfassen grundsät-
zlich das Gebiet zwölf Seemeilen vor der Küste. Dort übt 
der jeweilige Küstenstaat seine souveränen Hoheits-
rechte aus.15 Doch aufgrund des Drucks einiger Staaten 
haben die Vereinten Nationen im Seerechtsabkommen 
vom 10. Dezember 1982 das Meeresgebiet auf bis zu 200 
Seemeilen (ca. 380 km) ausgedehnt. Kontrolliert Marok-
ko die Küstengewässer vor der Westsahara, verfügt es 
über einen ungeheuren Fischreichtum und kann mit 
internationalen Fischfangflotten bzw. deren Heimatstaa- 
ten äußerst lukrative Geschäfte abschließen.

Darüber hinaus werden in der Westsahara und deren 
Offshore-Gebiet Öl, Gas, Uran und verschiedene Edel-
metalle vermutet. Bohrrechte hat die marokkanische 
Regierung an die US-amerikanische Kosmos-Energy 
und an den französischen Erdölkonzern Total vergeben.16

Immer größere Bedeutung, auch für die Versorgung 
Europas, gewinnen die erneuerbaren Energien. Wie die 
Bundesagentur German Trade & Invest (GTAI)17

berichtet, einigten sich Marokko und Spanien auf den 

Bau einer dritten Stromverbindung (Kosten 150 
Millionen Euro), die durch Wind und Sonne erzeugte 
Energie nach Europa führen soll.18 Die Erzeugung 
dieser Energie erfolgt zum überwiegenden Teil in der 
Westsahara. Marokko, das mit der EU durch ein Frei-
handelsabkommen verbunden ist, ist außerdem ein 
wichtiger Standort für die Fertigung von Flugzeug- und 
Kfz-Teilen. Eine herausragende Rolle spielt die 
Lieferung von landwirtschaftlichen Produkten, wobei 
gerade die Produktion von Gemüse wie Tomaten, 
Gurken und Melonen in der Region von Dakhla 
(ad-Daḫla) in der Westsahara erfolgt.19

Während der Handel mit der EU blüht, gerät Marokko 
in anderen Staaten der Welt unter Druck: So wurden 
Schiffe, die westsaharisches Phosphat transportierten, in 
Südafrika und Panama (beide Staaten erkennen die 
DARS an) beschlagnahmt.20 Diese Akte beförderten eine 
neue internationale Diskussion über den Rechtsstatus 
der Westsahara. Am 10. Dezember 2013 hatte sich das 
EU-Parlament mehrheitlich für die Erneuerung des 
»Partnerschaftlichen und Fischereiabkommens« mit 
Marokko ausgesprochen - ohne die Westsahara zu 
erwähnen. Dieser diplomatische Schachzug ermöglichte 
es der EU, das juristisch heiße Eisen nicht zu problema-
tisieren und Marokko, die bisherige Praxis, die 
Plünderung der westsaharischen Fischgründe, ungestört 
fortzusetzen. 

Die Beschlagnahmung des westsaharisches Phosphat 
transportierenden Schiffes in Südafrika führte zu einer 
Reihe juristischer Auseinandersetzungen, die schließlich 
in einer Klage der Frente-POLISARIO vor dem 
Europäischen Gerichtshof (EuGH) mündete. Dieser hat 
in seinem Urteil betont, dass es sich bei der Westsahara 
um ein »Hoheitsgebiet ohne Selbstregierung« nach Art. 
73 der Charta der Vereinten Nationen handelt. Daraus 
folgt, dass die Verfügung über die Ressourcen des Ge- 
biets ohne Zustimmung des sahrawischen Volkes 
unrechtmäßig ist und dass das zwischen der EU und 
Marokko abgeschlossene Handelsabkommen auf 
Produkte des Westsahara nicht anzuwenden sei.21 In der 
Folge müssen landwirtschaftliche und Fischereiproduk-

te eigens gekennzeichnet werden und dürfen nicht als 
marokkanische Produkte vermarktet werden. 

So klar die Rechtslage auch sein mag, es wird abzu-
warten sein, wie sich die EU aus dieser Situation 
herauswinden wird. Denn Marokko ist nicht nur ein 
starker Partner der EU (siehe auch die deutschen 
Kredite), es genießt schier uneingeschränkt die Unter-
stützung der ehemaligen Kolonialmächte Spanien und 
Frankreich. Letzteres beherrscht noch immer die Afri-
kapolitik der EU entscheidend. So hat Paris als Ständiges 
Mitglied des Sicherheitsrats der Vereinten Nationen 
bisher mit Erfolg verhindert, dass die jährlichen Resolu-
tionen zur Verlängerung des Mandats der MINURSO, 
wie bei anderen UN-Missionen üblich, eine Klausel zur 
Überwachung der Einhaltung der Menschenrechte im 
Konfliktgebiet erhielten.

Und Marokko hat noch ein ganz anderes Druckmittel 
gegen die EU: Neben Libyen und der Türkei ist das 
Land eines der wichtigsten Bollwerke gegen 
Geflüchtete, die die nur 14 km enge Straße von Gibral-
tar in Richtung Europa von den spanischen Enklaven 
Ceuta und Melilla aus zu überwinden versuchen. Die 
EU unterstützt Marokko bei der Flüchtlingsabwehr 
bereits jetzt mit jährlich 140 Millionen Euro.  Je nach 
Laune und Stand der politischen Beziehungen mit der 
EU scheint Marokko auch punktuell Gruppen von 
Flüchtlingen durchzulassen, um seinen Druck zu 
erhöhen.23

Das Bemühen um die »historischen Ansprüche« Marok-
kos auf die ehemalige spanische Kolonie wird in seiner 
politischen Zielsetzung erkennbar, wenn als Lösung des 
Konflikts, wie vom marokkanischen König oder dem 
Verfasser des hier kritisierten Artikels, »Autonomie« als 
Lösung vorgeschlagen wird. Autonomie gilt in der 
Staatenwelt in der Regel für (sprachliche, kulturelle, 
religiöse) Minderheiten, die sich durch diese Merkmale 
von der Mehrheitsbevölkerung eines Staates unter-
scheiden, wie beispielsweise die Kurden im Irak, zahlrei- 
che Republiken der Russischen Föderation oder Grön-
land innerhalb Dänemarks. In sehr unterschiedlichem 
Maße können autonome Gebiete eigene Gesetzge-
bungsorgane besitzen, aber sie haben keine Sou-
veränität: Außen-, Sicherheits- und Wirtschaftspolitik 

2  Organization of African Unity. „OAU Charter, v. 25.05.1963.“ 
https://au.int/sites/default/files/treaties/7759-file-oau_charter_1963.pdf 
(letzter Zugriff am: 24.03.2020).

3  Ruf, Werner. „Der Burgibismus und die Außenpolitik des unabhängigen 
Tunesien.“ (Bielefeld: Bertelsmann Universitätsverlag, 1969): 132-134.

4  Das Akronym POLISARIO setzt sich aus dem spanischen Namen der Ǧabha 
aš-Šaʿbīya li-taḥrīr as-Sāqīya al-Ḥamrāʾ wa-Wādiy aḏ-Ḏahab zusammen. Er 
lautet Frente Popular para la Liberación de la Saguia el Hamra y del Rio de Oro, 
(Volksfront für die Befreiung von Sagia el Hamra und Rio de Oro). Saguia el 
Hamra und Rio de Oro sind die spanischen Namen der beiden Landesteile 
der Westsahara.

sind immer Angelegenheit des Zentralstaats. Daher ist 
Autonomie immer das Resultat eines Aushandlungs- 
prozesses zwischen politischen Akteuren. Solche Auto- 
nomie muss also von der betroffenen Bevölkerungs-
gruppe akzeptiert sein.

Die von Marokko ins Spiel gebrachte Autonomierege-
lung wird damit leicht erkennbar: Ja, die Sahrawis haben 
ihre Eigenheiten. Was aber »Autonomie« unter marok-
kanischer Herrschaft wohl hieße, ist unbekannt. So kann 
angenommen werden, das die Sahrawis, wenn sie 
wollen, weiterhin ihre Sprache, das dem Hochara-
bischen verwandte Ḥassānīya, sprechen dürften; ihre 
Frauen dürften wohl weiterhin ihren farbigen Umhang 
tragen; sie dürften weiterhin ihr traditionelles Wüsten-
zelt, die Ḫaima, besitzen und vielleicht für Touristen 
Volkstänze aufführen. Die entscheidenden Fragen aber 
bleiben in der Kompetenz des Zentralstaats – im Falle 
Marokkos letztlich des Königs.

Vor allem aber wird die wie auch immer gewährte 
Autonomie als eine Konzession Marokkos an die 
Sahrawis, also ein vom König zugestandener Gnaden- 
akt, verstanden. Damit soll die vorausgegangene Ges-
chichte gelöscht, die nicht vollzogene Entkolonisierung, 
die militärische Eroberung des Gebiets und seine völker-
rechtswidrige Annexion vertuscht werden. Vermieden 
würde durch diesen Akt auch die selbst für eine »Auto- 
nomie« notwendige Zustimmung der betroffenen Be- 
völkerung. So dürfte der Grund für die Ablehnung des 
Baker-Plans von 2003 (s. Fn. 10) durch Marokko wohl 
die Tatsache gewesen sein, dass im Abstim-
mungsvorschlag überhaupt die Unabhängigkeit des 
Gebietes als eine Alternative neben der »Autonomie« 
und dem Anschluss an Marokko genannt wurde. In 
zahlreichen Äußerungen Marokkos wurde immer 
wieder unterstrichen, dass nur ein »Zustimmungsrefer-

endum« infrage komme.24 Damit ist jede demokratische 
Legitimation auch der »Autonomie« ausgeschlossen. 

So hat sich eine fast paradoxe Situation ergeben: In den 
Flüchtlingslagern in der Nähe der algerischen Oase 
Tindouf leben seit fast einem halben Jahrhundert etwa 
160.000 Geflüchtete mit ihren Kindern und Kindeskin-
dern, regiert von der  Frente-POLISARIO, die in der 
UNO, der AU und auch vor Gerichten wie dem EuGH 
als Repräsentantin des sahrawischen Volkes anerkannt 
wird. Immer wieder fordert sie unter Berufung auf das 
Völkerrecht die marokkanische Besetzung und Annex-
ion rückgängig zu machen und den seit einem halben 
Jahrhundert fälligen Dekolonisationsprozess endlich in 
Gang zu setzen. Effektiver Widerstand gegen die 
Besatzung, vor allem aber wachsende Unterstützung für 
die Frente-POLISARIO ist in den letzten Jahren in den 
besetzten Gebieten selbst entstanden, wo immer wieder 
Demonstrationen und Proteste stattfinden, deren 
Umfang durch massive Repression klein gehalten 
werden soll. Einreisebeschränkungen für Touristen, 
Politiker, Menschenrechtler und Journalisten sorgen 
dafür, dass über den Konflikt und die Zustände in den 
besetzten Gebieten kaum berichtet werden kann.

Eine gewisse Beachtung fanden in jüngster Zeit die 
Proteste und der Hungerstreik von Aminatū Ḥaidār, 
Trägerin des alternativen Nobelpreises, die selbst Jahre in 
marokkanischen Gefängnissen verbrachte und schwer 
gefoltert wurde, sowie die brutale Vernichtung des 
Protestcamps »Gdeim Izik« (Akdīm az-Zīk) rund 20 km 
vor der Hauptstadt El Aaiún: Tausende Sahrawis hatten 
im Oktober 2010 die Stadt verlassen, ihre Ḫaimāt aufge-
baut und eine Selbstverwaltung organisiert. Marok-
kanische Sicherheitskräfte stürmten schließlich das 
Lager, zerstörten es und töteten wahrscheinlich ein 
rundes Dutzend Menschen. Willkürlich als »Rädels-
führer« des friedlichen Protests Verhaftete wurden 
gefoltert und von Militärgerichten zum Teil zu 
lebenslänglichen Haftstrafen verurteilt. Dies alles zeigt, 
dass der Wunsch nach Souveränität durch eine wie auch 
immer geartete, von außen aufoktroyierte Autonomie 
nicht gebrochen werden kann. Die Einhaltung des 
Völkerrechts erscheint noch immer als die einzige sinn-
volle und gerechte Lösung des Konflikts.

Die Ausübung der Selbstbestimmung der betroffenen 
Bevölkerung auf der Grundlage des Völkerrechts könnte 
Marokko auch von seinem Militärhaushalt in Höhe von 
vier Milliarden US-Dollar im Jahr25 befreien, der zum 

größten Teil für die Instandhaltung und Bewachung der 
2.800 km langen »Mauer« benötigt wird. Der wirkliche 
Gegner einer rechtskonformen Lösung ist wohl das 
Bündnis aus Palast und internationalen Konzernen. Vom 
Beitrag eines Juristen zu diesem Konflikt wäre zu 
erwarten gewesen, dass er die zwei letzten Jahre der 
Rechtsentwicklung in Europa nicht einfach ausblendet, 
sondern die Urteile europäischer Gerichte und des 
EuGH zumindest benennt, auch wenn sie seiner Argu-
mentation den Boden entziehen.
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Abb. 1: »Großmarokko«, wie es sich das Königshaus lange vorstellte.



Die »historischen« Ansprüche Marokkos

In seinem Beitrag zu diesem fast ein halbes Jahrhundert 
währenden Konflikt plädiert Herr Rechtsanwalt Azza-
dine Karioh für die Autonomie der ehemaligen span-
ischen Kolonie. Schon in dem seinem Text vorangestell-
ten Abstract wird angekündigt, dass der Autor sich »auf 
der Basis juristischer Argumentation bei gleichzeitiger 
Schilderung der historischen Aspekte des Themas ange-
nommen« hat. Genau diese rechtliche Bewertung des 
Konflikts aber fehlt in seinem Beitrag so gut wie völlig. 
Dies soll im Folgenden nachgeholt werden, da der Leser 
einen Anspruch darauf hat, diesen Konflikt zu verstehen.

Ja, Marokko ist im Wesentlichen bis heute eine 
Stammesgesellschaft. Dies zeigt das jährlich mit großem 
Pomp am 30. Juli gefeierte Thronfest, an dem die 
Stammesführer und hohen Militärs dem König die 
Hand küssen dürfen bzw. müssen, um ihre Loyalität 
zum »Herrscher der Gläubigen« (Amīr al-Muʾminīn) 
öffentlich zu demonstrieren. Inwieweit diese »Huldi-
gung« nach Meinung von Herrn Karioh Teil des 
marokkanischen Staatsrechts sein soll – es wäre ein 

staatsrechtliches Unikat – lasse ich hier dahingestellt. 
Diese Loyalität zum Herrscher hatte historisch schon 
immer die Reichweite der Macht des Sultans (heute 
König) bestimmt, deren Grenzen fluktuierten. Das Land 
bestand in vorkolonialer Zeit aus zwei Teilen, dem Bilād 
al-Maḫzan (»Land der Herrschaft des Sultans«) und dem 
Bilād as-Sība (»Land des Aufruhrs«), das allein von den 
jeweiligen Stämmen kontrolliert wurde.1 Die Ausdeh-
nung des Maḫzan fluktuierte also je nach der - vor allem 
militärischen - Macht oder aber Schwäche des jeweili-
gen Sultans. Seine heutigen geographischen Grenzen 
verdankt Marokko letztlich der französischen Kolonial-
macht.

Geradezu grotesk wird die Argumentation des Autors, 
wenn er die Zugehörigkeit der Westsahara zum Staats-
gebiet Marokkos mit den aus der Gegend der Westsahara 
stammenden Dynastien der Almoraviden und der 
Almohaden begründet, die im Hochmittelalter Marok-
ko und Andalusien eroberten. Nicht nur, dass mit 
solchen Begründungen die Bundesrepublik Deutsch-
land die Wiederherstellung des Heiligen Römischen 
Reiches Deutscher Nation, Italien im Gegenzug die 
Rückkehr zum Imperium Romanum fordern könnten. 

Folgt man dieser Logik konsequent, so heißt diese 
Forderung doch, dass nicht die Westsahara Teil Marok-
kos, sondern Marokko Teil der Westsahara sein müsste, 
weil es einst von den saharischen Stämmen erobert 
wurde.

Mit all diesen »historischen« Argumenten hat Marokko 
schon bald nach seiner Unabhängigkeit immer wieder 
große Gebietsansprüche erhoben. Dies zeigt eine 
offizielle Karte von »Großmarokko«, wie sie in den 
1960er Jahren in allen Amtsstuben des Königreichs zu 
sehen war (Abb. 1). Als »marokkanisch« werden 
beansprucht: Der Westen Algeriens, ein Teil Malis und 
das gesamte Territorium Mauretaniens - die Westsahara 
liegt genau in der Mitte dieses Gebiets! Mit diesen Ge- 
bietsansprüchen widerspricht Marokko klar den 
Prinzipen der Charta der Organisation für Afrikanische 
Einheit (OAU) und ihrer Nachfolgeorganisation, der 
Afrikanischen Union (AU), die in Art. II Abs. 1 lit. c als 
Ziel der afrikanischen Staaten die Verteidigung der Sou-
veränität, der territorialen Integrität (wie sie aus der 
Dekolonisation resultierte, W.R.) und der Unabhän-
gigkeit festlegt.

Marokko unternahm auch schon lange vor dem hier 
behandelten Konflikt massive Versuche, um seine terri-
torialen Ansprüche zu verwirklichen. So bedrohte es alle 
Staaten mit dem Abbruch der diplomatischen Beziehun-
gen, sollten diese das 1960 unabhängig gewordene 
Mauretanien anerkennen.3 Erst zu Beginn der 1970er 
Jahre erfolgte eine Annäherung beider Staaten, die sich 
auf die gemeinsame Besetzung und Aufteilung der zu 
dekolonisierenden Westsahara richtete. Gegen Algerien 
führte Marokko, immer gestützt auf »historische« 
Ansprüche, bereits anderthalb Jahre nach dessen 1962 
mühsam errungener Unabhängigkeit einen Angriff-
skrieg mit dem Ziel der Einverleibung der Grenzregion 
Tindouf (Tindūf) und damit den Versuch, die marok-
kanische Grenze auf Kosten Algeriens nach Osten zu 
verschieben. Dieser Konflikt konnte unter Vermittlung 
der OAU beendet werden. 

Die unvollendete Dekolonisation

Erstaunlich an der »historischen« Darstellung von 
Karioh ist auch, dass er auf die Kolonisation der Westsa-
hara durch Spanien kaum eingeht. So erwähnt er nicht, 
dass diese auf den Vereinbarungen der Berliner »Kon-
go-Konferenz« basiert, die von November 1884 bis 
Februar 1885 unter Vorsitz des deutschen Reichskanzlers 

Bismarck tagte und auf der die koloniale Aufteilung 
Afrikas beschlossen wurde.

Spanien erhielt das Territorium der heutigen West- 
sahara, wo es bereits Handelsstützpunkte besaß. Im 
Zuge der allgemeinen Dekolonisationspolitik zu Beginn 
der zweiten Hälfte des 20. Jahrhunderts forderte die 
UN-Generalversammlung 1965 erstmalig Spanien auf, 
das Gebiet in die Unabhängigkeit zu entlassen. Die 
UNO handelte dabei auf der Grundlage der Resolution 
1514 von 1960, in der die UN-Generalversammlung das 
Recht aller Völker auf freie Selbstbestimmung festlegte. 
Nachdem Spanien auf diese und die jährlich folgenden 
Aufforderungen zur Dekolonisation des Gebiets nicht 
reagierte, bildete sich die Frente-POLISARIO4 als 
nationale Befreiungsbewegung. Sie griff 1973 zu den 
Waffen und begann den Kampf gegen die spanische 
Kolonialmacht. Damit ist auch die Behauptung Kariohs 
widerlegt, die Frente-POLISARIO sei eine von Libyen 
und Algerien gesteuerte, sezessionistische, auf den Sturz 
der marokkanischen Monarchie hinarbeitende Organi-
sation: Schon bevor der Konflikt durch die Einmischung 
Marokkos eskalierte, kämpfte die Frente-POLISARIO 
für die Unabhängigkeit der Westsahara und gegen die 
damalige Kolonialmacht Spanien. 

Lange könnte noch debattiert werden über die Aus-
lassungen von Herrn Karioh zur Natur der 
Frente-POLISARIO (»Separatisten«, »undemokratisch«, 
»diktatorisch«, »Einparteienstaat« usw.). Allein der Name 
»Front« hätte ihn zu ein wenig mehr Vorsicht und 
Differenzierung veranlassen müssen, denn in dieser 

Front sind - wie bei fast allen afrikanischen Befreiungs-
bewegungen der damaligen Zeit - unterschiedliche 
politische Gruppierungen zusammengeschlossen, deren 
gemeinsames Hauptziel die Unabhängigkeit des Landes 
ist. 

Marokko und Mauretanien meldeten ihre oben 
erwähnten Ansprüche an. Wie Karioh richtig schreibt, 
erbat die UNO vom Internationalen Gerichtshof (IGH) 
eine Rechtauskunft zum Status des Gebiets und zur 
Rechtmäßigkeit der marokkanischen und maure-
tanischen Ansprüche. Herr Karioh nennt das Gutachten 
eine »fatale Fehleinschätzung«, statt es zu zitieren, 
berichtet er ausführlich über die Position dreier in der 
Minderheit befindlicher Richter, die die Position 
Marokkos und Mauretaniens stützten, und verweist 
darauf, dass »die fehlende fachliche Analyse des Instituts 
der Huldigung (…) das Gutachten (…) unverwertbar 
(machte).« Dass von dieser Huldigung als Rechtsinstitut 
im Gutachten gar nicht der Rede ist, verschweigt der 
Autor. Selbst der marokkanische König Ḥasan II. wür-
digte am Tage nach dem Gutachten in einer Rede 
lobend die Entscheidung der Richter, allerdings indem er 
behauptete, dass der IGH die marokkanische Position 
voll und ganz anerkannt habe. Um diesen Streitpunkt 
endgültig klarzustellen, sei hier der Kernsatz des von der 
Mehrheit der Richter des IGH formulierten Gutachtens 
im Wortlaut wiedergegeben:
 

»[…] dass weder die internen Akte noch die internationalen 
Akte, auf die Marokko sich beruft, die Existenz oder die inter-
nationale Anerkennung von juristischen Souveränitätsbind-
ungen zwischen der Westsahara dem marokkanischen Staat 
anzeigen. Selbst wenn man die besondere Struktur dieses 
(marokkanischen W.R.) Staats in Rechnung stellt, so zeigen 
sie nicht, dass Marokko eine wirkliche und ausschließliche 
staatliche Aktivität in der Westsahara ausgeübt hätte.«5 

Als der IGH diese Feststellung traf, waren viele Zeug- 
nisse von Forschern und Seeleuten aus der zweiten 
Hälfte des 19. Jahrhunderts noch gar nicht bekannt. Sie 
alle bestätigen die fehlende Autorität des Sultans in der 
Westsahara.6 König Ḥasan II. aber antwortete in seiner 
oben erwähnten Rede auf dieses klare Rechtsgutachten 
des Internationalen Gerichtshofs mit dem »Grünen 
Marsch« (al-Masīra al-Ḫuḍrāʾ), in dessen Rahmen 
zwischen 350.000 und 500.000 Marokkaner hoch 
organisiert und bewaffnet mit dem Koran, der sie 
vermeintlich legitimierte, wenige Kilometer in das 
Gebiet eindrangen. Zugleich griff die marokkanische 
Armee an. Hunderttausende Sahrawis flohen in Rich-

tung der algerischen Grenze. Die marokkanische Luft-
waffe bombardierte die Flüchtlingstrecks mit Splitter-
bomben und Napalm, der algerische Staatschef Boume-
dienne (Bū-Madyan) sprach in seiner Botschaft an die 
Blockfreien Staaten von einem »wahren Völkermordun-
ternehmen«.7 Der UN-Sicherheitsrat trat zusammen 
und forderte die Unterlassung jeder einseitigen 
Maßnahme (Res. 379 vom 2. Nov. 1975) und den 
Rückzug der Teilnehmer am »Grünen Marsch« (Res. 
380 vom 6. Nov. 1975).

Ungeachtet der Resolutionen der Generalversammlung 
und des Sicherheitsrats der Vereinten Nationen schlossen 
Spanien, Marokko und Mauretanien am 14. November 
1975 das sog. Dreierabkommen von Madrid, das bei 
Karioh noch nicht einmal Erwähnung findet. Spanien 
kündigte darin seinen endgültigen Rückzug aus der 
Kolonie für den 28. Februar 1976 an, übertrug seine 
Hoheit über das Territorium an Marokko und Maureta-
nien, war damit formal seine Kolonie los und versuchte, 
den Besatzern als »Rechtsnachfolgern« eine gewisse 
Legalität zu verschaffen. Im Gegenzug erhielt Spanien in 
einem geheimen Zusatzabkommen 35% der Anteile des 
Office Chérifien des Phosphates (OCP, s. u.) und umfang- 
reiche Fischereirechte in den Küstengewässern des Ge- 
biets.8
 

Spanien übergab also die Kolonie Westsahara, eine 
Sache, die ihm nicht gehörte, an Dritte. Die Gültigkeit 
dieses Vertragswerks ist daher mehr als zweifelhaft. Die 
Frente-POLISARIO rief am 27. Februar 1976 den Staat 
Demokratische Arabische Republik Sahara (DARS) aus, 
um kein völkerrechtliches Vakuum nach dem Abzug 
Spaniens entstehen zu lassen. Dieser Staat ist derzeit von 
ca. 60 vor allem afrikanischen und lateinamerikanischen 
Staaten anerkannt. Die marokkanische Annexion wird 
von keinem Staat der Welt für rechtmäßig erachtet. Die 
Vereinten Nationen erkennen zwar die DARS nicht an, 
aber die Frente-POLSARIO wird als »der legitime 
Repräsentant des sahrawischen Volkes« anerkannt und ist 
neben Marokko gleichberechtigter Partner in den von 
den UN geführten Verhandlungen über die Lösung des 
Konflikts.  

Die MINURSO
 

Ihren Befreiungskrieg hatte die Frente-POLISARIO bis 
weit nach Süd-Marokko und in Mauretanien sogar bis 
in die Hauptstadt Nouakchott getragen. 1978 schloss 

Mauretanien Frieden, zog sich aus der Westsahara 
zurück und erkannte die 1976 von der Frente-POLISA-
RIO ausgerufene DARS an. Daraufhin besetzte Marok-
ko auch diesen, von Mauretanien geräumten Teil des 
Gebiets. 1989 kam es zu einem - einmaligen - Treffen 
zwischen dem damaligen marokkanischen König Ḥasan 
dem II. und der Führung der POLSARIO. Am 29. April 
1991 verabschiedete der Sicherheitsrat der UNO die 
Resolution 690, mit der er die Einrichtung der MIN-
URSO beschloss. Das Kürzel steht für »Mission der 
Vereinten Nationen für das Referendum in der Westsa-
hara«: In einer unter Aufsicht der UN und der OAU 
durchzuführenden Volksabstimmung sollte die Be- 
völkerung die Wahl haben zwischen Unabhängigkeit 
und Anschluss an Marokko. Zusätzlich zur Vorbereitung 
der Volksabstimmung sollten Blauhelme der Mission 
den unter Vermittlung von UN und OAU geschlossenen 
Waffenstillstand zwischen den beiden Parteien überwa-
chen. Dieser Waffenstillstand hält bis heute.

Doch die Mission stand von Anfang an vor großen 
Schwierigkeiten.9 Marokko weigerte sich, seine im 
Territorium stationierte Armee von 160.000 Mann auf 
die vorgesehenen 65.000 zu reduzieren, es verbrachte 
auch schon in den 1990er Jahren etwa 200.000 Siedler 
aus Marokko in die besetzten Gebiete, ein klarer Völker-
rechtsverstoß. Die größte Schwierigkeit war aber die 
Identifizierung der Abstimmungsberechtigten: Jenseits 
der 73.497 in einem spanischen Zensus gezählten 
Sahrawis und ihrer Nachfahren bestand Marokko darauf, 
dass auch die inzwischen angesiedelten Marokkaner 

abstimmungsberechtigt sein sollten. Darüber hinaus 
schob Marokko eine Vielzahl von Wählern nach, die 
über Stammesälteste, die zum Teil in Marokko lebten, 
identifiziert wurden - ein schwieriges und problema-
tisches Vorgehen in einer nomadischen Gesellschaft, die 
sich nie um die Grenzziehung der Kolonialmächte 
geschert hatte. Trotz mehrerer Vorschläge der Vertreter 
des UN-Generalsekretärs konnte bisher keine endgül-
tige Einigung der Parteien erzielt werden.10

Marokko nutzte die Zeit des nun schon über dreißig 
Jahre dauernden Waffenstillstands nicht nur zur Besie-
delung und zum Ausbau des marokkanischen Bevölker-
ungsanteils, sondern auch zur militärischen Sicherung 
des Gebiets und zum Ausbau einer »Mauer«, die den 
größten Teil der Westsahara nach Westen absichert: 
Diese Befestigungsanlage beginnt nördlich der Westsa-
hara entlang der marokkanisch-algerischen Grenze und 
zieht sich über 2.800 km nach Süden zur maure-
tanischen Grenze, biegt dann nach Westen bis zum 
Atlantik ab. (Abb. 2) Sie besteht aus einem hohen Wall 
aus Geröll und Stein, wird gesichert durch gestaffelte 
Stacheldraht- und Elektrozäune und ist mit zehntausen-
den Landminen gesichert. Diese Minen werden von den 
alle paar Jahre wiederkehrenden sintflutartigen Regen-
fällen weit ins Gelände geschwemmt, wo sie eine 
permanente Gefahr für die Hirten und ihre Herden 
darstellen, die auf den von der Frente-POLISARIO 
kontrollierten Gebieten westlich der »Mauer« nomadis-
ieren. Entlang dieser »Grenze« überwacht die MINUR-
SO den Waffenstillstand.

Ökonomische Interessen und Rolle der EU

Die Westsahara verfügt über ungeheure Vorräte an qual-
itativ hochwertigem Phosphat, das im Tagebau abge-
baut werden kann. Zusammen mit den marokkanischen 
Phosphaten, die meist qualitativ schlechter und 
kostspieliger abbaubar sind, ist das OCP mit Sitz in 
Casablanca der größte Anbieter von Phosphat auf dem 
Weltmarkt. Phosphat ist u.a. Grundlage für die Herstel-
lung von Düngemitteln. Das OCP ist auf das Engste mit 
dem marokkanischen Staat verwoben: In seinem Auf-
sichtsrat sitzen neben dem Generaldirektor und der 
Banque Centrale Populaire sechs Ministerien, darunter 
Inneres, Auswärtiges, Wirtschaft und Finanzen, Energie 
und Minen sowie ein Staatssekretär.11 Die wichtigste 

Phosphatmine des OCP ist Bou Craa (Abū Krāʿ) in der 
Westsahara, nahe der Hauptstadt El Aaiún (al-ʿUyūn). 
Seit 2002 hält das OCP 100% der Anteile, nachdem 
Spanien seine Aktien an das OCP übertragen hat. Die 
Mine von Bou Craa ist durch ein knapp hundert Kilo-
meter langes Förderband (erbaut von Krupp) mit den 
Verladeanlagen am Atlantik verbunden (Abb. 2). Das 
OCP wird auch durch die deutsche Kreditanstalt für 
Wiederaufbau gefördert, die mit einem Darlehen von 
über 200 Millionen Euro eine Meerwasserentsalzungs- 
anlage mitfinanziert,12 da die Phosphataufbereitung 
äußerst wasserintensiv ist. Phosboucraa produziert rund 
drei Millionen Tonnen Phosphat im Jahr, außerdem 
Phosphorsäure und phosphatierte Düngemittel.13 Allein 
im Jahre 2018 exportierte Marokko Phosphat im Wert 
von 164 Millionen US-Dollar.14

Das zweite wichtige Produkt der Westsahara ist Fisch. 
Die Gewässer des Gebiets zählen zu den fischreichsten 
der Welt und sind der Tummelplatz der internationalen 
Fischfangflotten. Die Hoheitsgewässer (auch Territori-
algewässer genannt) eines Staates umfassen grundsät-
zlich das Gebiet zwölf Seemeilen vor der Küste. Dort übt 
der jeweilige Küstenstaat seine souveränen Hoheits-
rechte aus.15 Doch aufgrund des Drucks einiger Staaten 
haben die Vereinten Nationen im Seerechtsabkommen 
vom 10. Dezember 1982 das Meeresgebiet auf bis zu 200 
Seemeilen (ca. 380 km) ausgedehnt. Kontrolliert Marok-
ko die Küstengewässer vor der Westsahara, verfügt es 
über einen ungeheuren Fischreichtum und kann mit 
internationalen Fischfangflotten bzw. deren Heimatstaa- 
ten äußerst lukrative Geschäfte abschließen.

Darüber hinaus werden in der Westsahara und deren 
Offshore-Gebiet Öl, Gas, Uran und verschiedene Edel-
metalle vermutet. Bohrrechte hat die marokkanische 
Regierung an die US-amerikanische Kosmos-Energy 
und an den französischen Erdölkonzern Total vergeben.16

Immer größere Bedeutung, auch für die Versorgung 
Europas, gewinnen die erneuerbaren Energien. Wie die 
Bundesagentur German Trade & Invest (GTAI)17

berichtet, einigten sich Marokko und Spanien auf den 

Bau einer dritten Stromverbindung (Kosten 150 
Millionen Euro), die durch Wind und Sonne erzeugte 
Energie nach Europa führen soll.18 Die Erzeugung 
dieser Energie erfolgt zum überwiegenden Teil in der 
Westsahara. Marokko, das mit der EU durch ein Frei-
handelsabkommen verbunden ist, ist außerdem ein 
wichtiger Standort für die Fertigung von Flugzeug- und 
Kfz-Teilen. Eine herausragende Rolle spielt die 
Lieferung von landwirtschaftlichen Produkten, wobei 
gerade die Produktion von Gemüse wie Tomaten, 
Gurken und Melonen in der Region von Dakhla 
(ad-Daḫla) in der Westsahara erfolgt.19

Während der Handel mit der EU blüht, gerät Marokko 
in anderen Staaten der Welt unter Druck: So wurden 
Schiffe, die westsaharisches Phosphat transportierten, in 
Südafrika und Panama (beide Staaten erkennen die 
DARS an) beschlagnahmt.20 Diese Akte beförderten eine 
neue internationale Diskussion über den Rechtsstatus 
der Westsahara. Am 10. Dezember 2013 hatte sich das 
EU-Parlament mehrheitlich für die Erneuerung des 
»Partnerschaftlichen und Fischereiabkommens« mit 
Marokko ausgesprochen - ohne die Westsahara zu 
erwähnen. Dieser diplomatische Schachzug ermöglichte 
es der EU, das juristisch heiße Eisen nicht zu problema-
tisieren und Marokko, die bisherige Praxis, die 
Plünderung der westsaharischen Fischgründe, ungestört 
fortzusetzen. 

Die Beschlagnahmung des westsaharisches Phosphat 
transportierenden Schiffes in Südafrika führte zu einer 
Reihe juristischer Auseinandersetzungen, die schließlich 
in einer Klage der Frente-POLISARIO vor dem 
Europäischen Gerichtshof (EuGH) mündete. Dieser hat 
in seinem Urteil betont, dass es sich bei der Westsahara 
um ein »Hoheitsgebiet ohne Selbstregierung« nach Art. 
73 der Charta der Vereinten Nationen handelt. Daraus 
folgt, dass die Verfügung über die Ressourcen des Ge- 
biets ohne Zustimmung des sahrawischen Volkes 
unrechtmäßig ist und dass das zwischen der EU und 
Marokko abgeschlossene Handelsabkommen auf 
Produkte des Westsahara nicht anzuwenden sei.21 In der 
Folge müssen landwirtschaftliche und Fischereiproduk-

te eigens gekennzeichnet werden und dürfen nicht als 
marokkanische Produkte vermarktet werden. 

So klar die Rechtslage auch sein mag, es wird abzu-
warten sein, wie sich die EU aus dieser Situation 
herauswinden wird. Denn Marokko ist nicht nur ein 
starker Partner der EU (siehe auch die deutschen 
Kredite), es genießt schier uneingeschränkt die Unter-
stützung der ehemaligen Kolonialmächte Spanien und 
Frankreich. Letzteres beherrscht noch immer die Afri-
kapolitik der EU entscheidend. So hat Paris als Ständiges 
Mitglied des Sicherheitsrats der Vereinten Nationen 
bisher mit Erfolg verhindert, dass die jährlichen Resolu-
tionen zur Verlängerung des Mandats der MINURSO, 
wie bei anderen UN-Missionen üblich, eine Klausel zur 
Überwachung der Einhaltung der Menschenrechte im 
Konfliktgebiet erhielten.

Und Marokko hat noch ein ganz anderes Druckmittel 
gegen die EU: Neben Libyen und der Türkei ist das 
Land eines der wichtigsten Bollwerke gegen 
Geflüchtete, die die nur 14 km enge Straße von Gibral-
tar in Richtung Europa von den spanischen Enklaven 
Ceuta und Melilla aus zu überwinden versuchen. Die 
EU unterstützt Marokko bei der Flüchtlingsabwehr 
bereits jetzt mit jährlich 140 Millionen Euro.  Je nach 
Laune und Stand der politischen Beziehungen mit der 
EU scheint Marokko auch punktuell Gruppen von 
Flüchtlingen durchzulassen, um seinen Druck zu 
erhöhen.23

Das Bemühen um die »historischen Ansprüche« Marok-
kos auf die ehemalige spanische Kolonie wird in seiner 
politischen Zielsetzung erkennbar, wenn als Lösung des 
Konflikts, wie vom marokkanischen König oder dem 
Verfasser des hier kritisierten Artikels, »Autonomie« als 
Lösung vorgeschlagen wird. Autonomie gilt in der 
Staatenwelt in der Regel für (sprachliche, kulturelle, 
religiöse) Minderheiten, die sich durch diese Merkmale 
von der Mehrheitsbevölkerung eines Staates unter-
scheiden, wie beispielsweise die Kurden im Irak, zahlrei- 
che Republiken der Russischen Föderation oder Grön-
land innerhalb Dänemarks. In sehr unterschiedlichem 
Maße können autonome Gebiete eigene Gesetzge-
bungsorgane besitzen, aber sie haben keine Sou-
veränität: Außen-, Sicherheits- und Wirtschaftspolitik 

5  Annuaire de l’Afrique du Nord 14/1975, hsrg. von Centre de recheres et 
d’études sur les sociétés méditerrannéenes (Paris: Éditions du CNRS, 1976): 
971–974, hier S. 973 (Übersetzung W.R.).

6  Ruf, Werner. „Die neue Welt-UN-Ordnung: Vom Umgang des Sicherheitsrates 
mit der Souveränität der ‚Dritten Welt‘.“ (Münster: Agenda, 1994): Anm. 20, 21 
f. 

7  „Sahara: les gouvernements arabes multiplient les efforts de médiation Alger 
miserait sur la Syrie et l’Irak.“ In: Le Monde Online, 30.01.1976 
https://www.lemonde.fr/archives/article/1976/01/30/sahara-les-gouvernem
ents-arabes-multiplient-les-efforts-de-mediation-alger-miserait-sur-la-syrie
-et-l-irak_3123488_1819218.html (zuletzt abgerufen am: 09.04.2020). 

8  Hodges, Tony. „Historical Dictionary of Western Sahara.“ (New Jersey und 
London: Scarecrow Press, 1982): 210-228.

sind immer Angelegenheit des Zentralstaats. Daher ist 
Autonomie immer das Resultat eines Aushandlungs- 
prozesses zwischen politischen Akteuren. Solche Auto- 
nomie muss also von der betroffenen Bevölkerungs-
gruppe akzeptiert sein.

Die von Marokko ins Spiel gebrachte Autonomierege-
lung wird damit leicht erkennbar: Ja, die Sahrawis haben 
ihre Eigenheiten. Was aber »Autonomie« unter marok-
kanischer Herrschaft wohl hieße, ist unbekannt. So kann 
angenommen werden, das die Sahrawis, wenn sie 
wollen, weiterhin ihre Sprache, das dem Hochara-
bischen verwandte Ḥassānīya, sprechen dürften; ihre 
Frauen dürften wohl weiterhin ihren farbigen Umhang 
tragen; sie dürften weiterhin ihr traditionelles Wüsten-
zelt, die Ḫaima, besitzen und vielleicht für Touristen 
Volkstänze aufführen. Die entscheidenden Fragen aber 
bleiben in der Kompetenz des Zentralstaats – im Falle 
Marokkos letztlich des Königs.

Vor allem aber wird die wie auch immer gewährte 
Autonomie als eine Konzession Marokkos an die 
Sahrawis, also ein vom König zugestandener Gnaden- 
akt, verstanden. Damit soll die vorausgegangene Ges-
chichte gelöscht, die nicht vollzogene Entkolonisierung, 
die militärische Eroberung des Gebiets und seine völker-
rechtswidrige Annexion vertuscht werden. Vermieden 
würde durch diesen Akt auch die selbst für eine »Auto- 
nomie« notwendige Zustimmung der betroffenen Be- 
völkerung. So dürfte der Grund für die Ablehnung des 
Baker-Plans von 2003 (s. Fn. 10) durch Marokko wohl 
die Tatsache gewesen sein, dass im Abstim-
mungsvorschlag überhaupt die Unabhängigkeit des 
Gebietes als eine Alternative neben der »Autonomie« 
und dem Anschluss an Marokko genannt wurde. In 
zahlreichen Äußerungen Marokkos wurde immer 
wieder unterstrichen, dass nur ein »Zustimmungsrefer-

endum« infrage komme.24 Damit ist jede demokratische 
Legitimation auch der »Autonomie« ausgeschlossen. 

So hat sich eine fast paradoxe Situation ergeben: In den 
Flüchtlingslagern in der Nähe der algerischen Oase 
Tindouf leben seit fast einem halben Jahrhundert etwa 
160.000 Geflüchtete mit ihren Kindern und Kindeskin-
dern, regiert von der  Frente-POLISARIO, die in der 
UNO, der AU und auch vor Gerichten wie dem EuGH 
als Repräsentantin des sahrawischen Volkes anerkannt 
wird. Immer wieder fordert sie unter Berufung auf das 
Völkerrecht die marokkanische Besetzung und Annex-
ion rückgängig zu machen und den seit einem halben 
Jahrhundert fälligen Dekolonisationsprozess endlich in 
Gang zu setzen. Effektiver Widerstand gegen die 
Besatzung, vor allem aber wachsende Unterstützung für 
die Frente-POLISARIO ist in den letzten Jahren in den 
besetzten Gebieten selbst entstanden, wo immer wieder 
Demonstrationen und Proteste stattfinden, deren 
Umfang durch massive Repression klein gehalten 
werden soll. Einreisebeschränkungen für Touristen, 
Politiker, Menschenrechtler und Journalisten sorgen 
dafür, dass über den Konflikt und die Zustände in den 
besetzten Gebieten kaum berichtet werden kann.

Eine gewisse Beachtung fanden in jüngster Zeit die 
Proteste und der Hungerstreik von Aminatū Ḥaidār, 
Trägerin des alternativen Nobelpreises, die selbst Jahre in 
marokkanischen Gefängnissen verbrachte und schwer 
gefoltert wurde, sowie die brutale Vernichtung des 
Protestcamps »Gdeim Izik« (Akdīm az-Zīk) rund 20 km 
vor der Hauptstadt El Aaiún: Tausende Sahrawis hatten 
im Oktober 2010 die Stadt verlassen, ihre Ḫaimāt aufge-
baut und eine Selbstverwaltung organisiert. Marok-
kanische Sicherheitskräfte stürmten schließlich das 
Lager, zerstörten es und töteten wahrscheinlich ein 
rundes Dutzend Menschen. Willkürlich als »Rädels-
führer« des friedlichen Protests Verhaftete wurden 
gefoltert und von Militärgerichten zum Teil zu 
lebenslänglichen Haftstrafen verurteilt. Dies alles zeigt, 
dass der Wunsch nach Souveränität durch eine wie auch 
immer geartete, von außen aufoktroyierte Autonomie 
nicht gebrochen werden kann. Die Einhaltung des 
Völkerrechts erscheint noch immer als die einzige sinn-
volle und gerechte Lösung des Konflikts.

Die Ausübung der Selbstbestimmung der betroffenen 
Bevölkerung auf der Grundlage des Völkerrechts könnte 
Marokko auch von seinem Militärhaushalt in Höhe von 
vier Milliarden US-Dollar im Jahr25 befreien, der zum 

größten Teil für die Instandhaltung und Bewachung der 
2.800 km langen »Mauer« benötigt wird. Der wirkliche 
Gegner einer rechtskonformen Lösung ist wohl das 
Bündnis aus Palast und internationalen Konzernen. Vom 
Beitrag eines Juristen zu diesem Konflikt wäre zu 
erwarten gewesen, dass er die zwei letzten Jahre der 
Rechtsentwicklung in Europa nicht einfach ausblendet, 
sondern die Urteile europäischer Gerichte und des 
EuGH zumindest benennt, auch wenn sie seiner Argu-
mentation den Boden entziehen.
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Die »historischen« Ansprüche Marokkos

In seinem Beitrag zu diesem fast ein halbes Jahrhundert 
währenden Konflikt plädiert Herr Rechtsanwalt Azza-
dine Karioh für die Autonomie der ehemaligen span-
ischen Kolonie. Schon in dem seinem Text vorangestell-
ten Abstract wird angekündigt, dass der Autor sich »auf 
der Basis juristischer Argumentation bei gleichzeitiger 
Schilderung der historischen Aspekte des Themas ange-
nommen« hat. Genau diese rechtliche Bewertung des 
Konflikts aber fehlt in seinem Beitrag so gut wie völlig. 
Dies soll im Folgenden nachgeholt werden, da der Leser 
einen Anspruch darauf hat, diesen Konflikt zu verstehen.

Ja, Marokko ist im Wesentlichen bis heute eine 
Stammesgesellschaft. Dies zeigt das jährlich mit großem 
Pomp am 30. Juli gefeierte Thronfest, an dem die 
Stammesführer und hohen Militärs dem König die 
Hand küssen dürfen bzw. müssen, um ihre Loyalität 
zum »Herrscher der Gläubigen« (Amīr al-Muʾminīn) 
öffentlich zu demonstrieren. Inwieweit diese »Huldi-
gung« nach Meinung von Herrn Karioh Teil des 
marokkanischen Staatsrechts sein soll – es wäre ein 

staatsrechtliches Unikat – lasse ich hier dahingestellt. 
Diese Loyalität zum Herrscher hatte historisch schon 
immer die Reichweite der Macht des Sultans (heute 
König) bestimmt, deren Grenzen fluktuierten. Das Land 
bestand in vorkolonialer Zeit aus zwei Teilen, dem Bilād 
al-Maḫzan (»Land der Herrschaft des Sultans«) und dem 
Bilād as-Sība (»Land des Aufruhrs«), das allein von den 
jeweiligen Stämmen kontrolliert wurde.1 Die Ausdeh-
nung des Maḫzan fluktuierte also je nach der - vor allem 
militärischen - Macht oder aber Schwäche des jeweili-
gen Sultans. Seine heutigen geographischen Grenzen 
verdankt Marokko letztlich der französischen Kolonial-
macht.

Geradezu grotesk wird die Argumentation des Autors, 
wenn er die Zugehörigkeit der Westsahara zum Staats-
gebiet Marokkos mit den aus der Gegend der Westsahara 
stammenden Dynastien der Almoraviden und der 
Almohaden begründet, die im Hochmittelalter Marok-
ko und Andalusien eroberten. Nicht nur, dass mit 
solchen Begründungen die Bundesrepublik Deutsch-
land die Wiederherstellung des Heiligen Römischen 
Reiches Deutscher Nation, Italien im Gegenzug die 
Rückkehr zum Imperium Romanum fordern könnten. 

Folgt man dieser Logik konsequent, so heißt diese 
Forderung doch, dass nicht die Westsahara Teil Marok-
kos, sondern Marokko Teil der Westsahara sein müsste, 
weil es einst von den saharischen Stämmen erobert 
wurde.

Mit all diesen »historischen« Argumenten hat Marokko 
schon bald nach seiner Unabhängigkeit immer wieder 
große Gebietsansprüche erhoben. Dies zeigt eine 
offizielle Karte von »Großmarokko«, wie sie in den 
1960er Jahren in allen Amtsstuben des Königreichs zu 
sehen war (Abb. 1). Als »marokkanisch« werden 
beansprucht: Der Westen Algeriens, ein Teil Malis und 
das gesamte Territorium Mauretaniens - die Westsahara 
liegt genau in der Mitte dieses Gebiets! Mit diesen Ge- 
bietsansprüchen widerspricht Marokko klar den 
Prinzipen der Charta der Organisation für Afrikanische 
Einheit (OAU) und ihrer Nachfolgeorganisation, der 
Afrikanischen Union (AU), die in Art. II Abs. 1 lit. c als 
Ziel der afrikanischen Staaten die Verteidigung der Sou-
veränität, der territorialen Integrität (wie sie aus der 
Dekolonisation resultierte, W.R.) und der Unabhän-
gigkeit festlegt.

Marokko unternahm auch schon lange vor dem hier 
behandelten Konflikt massive Versuche, um seine terri-
torialen Ansprüche zu verwirklichen. So bedrohte es alle 
Staaten mit dem Abbruch der diplomatischen Beziehun-
gen, sollten diese das 1960 unabhängig gewordene 
Mauretanien anerkennen.3 Erst zu Beginn der 1970er 
Jahre erfolgte eine Annäherung beider Staaten, die sich 
auf die gemeinsame Besetzung und Aufteilung der zu 
dekolonisierenden Westsahara richtete. Gegen Algerien 
führte Marokko, immer gestützt auf »historische« 
Ansprüche, bereits anderthalb Jahre nach dessen 1962 
mühsam errungener Unabhängigkeit einen Angriff-
skrieg mit dem Ziel der Einverleibung der Grenzregion 
Tindouf (Tindūf) und damit den Versuch, die marok-
kanische Grenze auf Kosten Algeriens nach Osten zu 
verschieben. Dieser Konflikt konnte unter Vermittlung 
der OAU beendet werden. 

Die unvollendete Dekolonisation

Erstaunlich an der »historischen« Darstellung von 
Karioh ist auch, dass er auf die Kolonisation der Westsa-
hara durch Spanien kaum eingeht. So erwähnt er nicht, 
dass diese auf den Vereinbarungen der Berliner »Kon-
go-Konferenz« basiert, die von November 1884 bis 
Februar 1885 unter Vorsitz des deutschen Reichskanzlers 

Bismarck tagte und auf der die koloniale Aufteilung 
Afrikas beschlossen wurde.

Spanien erhielt das Territorium der heutigen West- 
sahara, wo es bereits Handelsstützpunkte besaß. Im 
Zuge der allgemeinen Dekolonisationspolitik zu Beginn 
der zweiten Hälfte des 20. Jahrhunderts forderte die 
UN-Generalversammlung 1965 erstmalig Spanien auf, 
das Gebiet in die Unabhängigkeit zu entlassen. Die 
UNO handelte dabei auf der Grundlage der Resolution 
1514 von 1960, in der die UN-Generalversammlung das 
Recht aller Völker auf freie Selbstbestimmung festlegte. 
Nachdem Spanien auf diese und die jährlich folgenden 
Aufforderungen zur Dekolonisation des Gebiets nicht 
reagierte, bildete sich die Frente-POLISARIO4 als 
nationale Befreiungsbewegung. Sie griff 1973 zu den 
Waffen und begann den Kampf gegen die spanische 
Kolonialmacht. Damit ist auch die Behauptung Kariohs 
widerlegt, die Frente-POLISARIO sei eine von Libyen 
und Algerien gesteuerte, sezessionistische, auf den Sturz 
der marokkanischen Monarchie hinarbeitende Organi-
sation: Schon bevor der Konflikt durch die Einmischung 
Marokkos eskalierte, kämpfte die Frente-POLISARIO 
für die Unabhängigkeit der Westsahara und gegen die 
damalige Kolonialmacht Spanien. 

Lange könnte noch debattiert werden über die Aus-
lassungen von Herrn Karioh zur Natur der 
Frente-POLISARIO (»Separatisten«, »undemokratisch«, 
»diktatorisch«, »Einparteienstaat« usw.). Allein der Name 
»Front« hätte ihn zu ein wenig mehr Vorsicht und 
Differenzierung veranlassen müssen, denn in dieser 

Front sind - wie bei fast allen afrikanischen Befreiungs-
bewegungen der damaligen Zeit - unterschiedliche 
politische Gruppierungen zusammengeschlossen, deren 
gemeinsames Hauptziel die Unabhängigkeit des Landes 
ist. 

Marokko und Mauretanien meldeten ihre oben 
erwähnten Ansprüche an. Wie Karioh richtig schreibt, 
erbat die UNO vom Internationalen Gerichtshof (IGH) 
eine Rechtauskunft zum Status des Gebiets und zur 
Rechtmäßigkeit der marokkanischen und maure-
tanischen Ansprüche. Herr Karioh nennt das Gutachten 
eine »fatale Fehleinschätzung«, statt es zu zitieren, 
berichtet er ausführlich über die Position dreier in der 
Minderheit befindlicher Richter, die die Position 
Marokkos und Mauretaniens stützten, und verweist 
darauf, dass »die fehlende fachliche Analyse des Instituts 
der Huldigung (…) das Gutachten (…) unverwertbar 
(machte).« Dass von dieser Huldigung als Rechtsinstitut 
im Gutachten gar nicht der Rede ist, verschweigt der 
Autor. Selbst der marokkanische König Ḥasan II. wür-
digte am Tage nach dem Gutachten in einer Rede 
lobend die Entscheidung der Richter, allerdings indem er 
behauptete, dass der IGH die marokkanische Position 
voll und ganz anerkannt habe. Um diesen Streitpunkt 
endgültig klarzustellen, sei hier der Kernsatz des von der 
Mehrheit der Richter des IGH formulierten Gutachtens 
im Wortlaut wiedergegeben:

»[…] dass weder die internen Akte noch die internationalen 
Akte, auf die Marokko sich beruft, die Existenz oder die inter-
nationale Anerkennung von juristischen Souveränitätsbind-
ungen zwischen der Westsahara dem marokkanischen Staat 
anzeigen. Selbst wenn man die besondere Struktur dieses 
(marokkanischen W.R.) Staats in Rechnung stellt, so zeigen 
sie nicht, dass Marokko eine wirkliche und ausschließliche 
staatliche Aktivität in der Westsahara ausgeübt hätte.«5

Als der IGH diese Feststellung traf, waren viele Zeug- 
nisse von Forschern und Seeleuten aus der zweiten 
Hälfte des 19. Jahrhunderts noch gar nicht bekannt. Sie 
alle bestätigen die fehlende Autorität des Sultans in der 
Westsahara.  König Ḥasan II. aber antwortete in seiner 
oben erwähnten Rede auf dieses klare Rechtsgutachten 
des Internationalen Gerichtshofs mit dem »Grünen 
Marsch« (al-Masīra al-Ḫuḍrāʾ), in dessen Rahmen 
zwischen 350.000 und 500.000 Marokkaner hoch 
organisiert und bewaffnet mit dem Koran, der sie 
vermeintlich legitimierte, wenige Kilometer in das 
Gebiet eindrangen. Zugleich griff die marokkanische 
Armee an. Hunderttausende Sahrawis flohen in Rich-

tung der algerischen Grenze. Die marokkanische Luft-
waffe bombardierte die Flüchtlingstrecks mit Splitter-
bomben und Napalm, der algerische Staatschef Boume-
dienne (Bū-Madyan) sprach in seiner Botschaft an die 
Blockfreien Staaten von einem »wahren Völkermordun-
ternehmen«.7 Der UN-Sicherheitsrat trat zusammen 
und forderte die Unterlassung jeder einseitigen 
Maßnahme (Res. 379 vom 2. Nov. 1975) und den 
Rückzug der Teilnehmer am »Grünen Marsch« (Res. 
380 vom 6. Nov. 1975).

Ungeachtet der Resolutionen der Generalversammlung 
und des Sicherheitsrats der Vereinten Nationen schlossen 
Spanien, Marokko und Mauretanien am 14. November 
1975 das sog. Dreierabkommen von Madrid, das bei 
Karioh noch nicht einmal Erwähnung findet. Spanien 
kündigte darin seinen endgültigen Rückzug aus der 
Kolonie für den 28. Februar 1976 an, übertrug seine 
Hoheit über das Territorium an Marokko und Maureta-
nien, war damit formal seine Kolonie los und versuchte, 
den Besatzern als »Rechtsnachfolgern« eine gewisse 
Legalität zu verschaffen. Im Gegenzug erhielt Spanien in 
einem geheimen Zusatzabkommen 35% der Anteile des 
Office Chérifien des Phosphates (OCP, s. u.) und umfang- 
reiche Fischereirechte in den Küstengewässern des Ge- 
biets.8

Spanien übergab also die Kolonie Westsahara, eine 
Sache, die ihm nicht gehörte, an Dritte. Die Gültigkeit 
dieses Vertragswerks ist daher mehr als zweifelhaft. Die 
Frente-POLISARIO rief am 27. Februar 1976 den Staat 
Demokratische Arabische Republik Sahara (DARS) aus, 
um kein völkerrechtliches Vakuum nach dem Abzug 
Spaniens entstehen zu lassen. Dieser Staat ist derzeit von 
ca. 60 vor allem afrikanischen und lateinamerikanischen 
Staaten anerkannt. Die marokkanische Annexion wird 
von keinem Staat der Welt für rechtmäßig erachtet. Die 
Vereinten Nationen erkennen zwar die DARS nicht an, 
aber die Frente-POLSARIO wird als »der legitime 
Repräsentant des sahrawischen Volkes« anerkannt und ist 
neben Marokko gleichberechtigter Partner in den von 
den UN geführten Verhandlungen über die Lösung des 
Konflikts.  

Ihren Befreiungskrieg hatte die Frente-POLISARIO bis 
weit nach Süd-Marokko und in Mauretanien sogar bis 
in die Hauptstadt Nouakchott getragen. 1978 schloss 

Mauretanien Frieden, zog sich aus der Westsahara 
zurück und erkannte die 1976 von der Frente-POLISA-
RIO ausgerufene DARS an. Daraufhin besetzte Marok-
ko auch diesen, von Mauretanien geräumten Teil des 
Gebiets. 1989 kam es zu einem - einmaligen - Treffen 
zwischen dem damaligen marokkanischen König Ḥasan 
dem II. und der Führung der POLSARIO. Am 29. April 
1991 verabschiedete der Sicherheitsrat der UNO die 
Resolution 690, mit der er die Einrichtung der MIN-
URSO beschloss. Das Kürzel steht für »Mission der 
Vereinten Nationen für das Referendum in der Westsa-
hara«: In einer unter Aufsicht der UN und der OAU 
durchzuführenden Volksabstimmung sollte die Be- 
völkerung die Wahl haben zwischen Unabhängigkeit 
und Anschluss an Marokko. Zusätzlich zur Vorbereitung 
der Volksabstimmung sollten Blauhelme der Mission 
den unter Vermittlung von UN und OAU geschlossenen 
Waffenstillstand zwischen den beiden Parteien überwa-
chen. Dieser Waffenstillstand hält bis heute.
 

Doch die Mission stand von Anfang an vor großen 
Schwierigkeiten.9 Marokko weigerte sich, seine im 
Territorium stationierte Armee von 160.000 Mann auf 
die vorgesehenen 65.000 zu reduzieren, es verbrachte 
auch schon in den 1990er Jahren etwa 200.000 Siedler 
aus Marokko in die besetzten Gebiete, ein klarer Völker-
rechtsverstoß. Die größte Schwierigkeit war aber die 
Identifizierung der Abstimmungsberechtigten: Jenseits 
der 73.497 in einem spanischen Zensus gezählten 
Sahrawis und ihrer Nachfahren bestand Marokko darauf, 
dass auch die inzwischen angesiedelten Marokkaner 

abstimmungsberechtigt sein sollten. Darüber hinaus 
schob Marokko eine Vielzahl von Wählern nach, die 
über Stammesälteste, die zum Teil in Marokko lebten, 
identifiziert wurden - ein schwieriges und problema-
tisches Vorgehen in einer nomadischen Gesellschaft, die 
sich nie um die Grenzziehung der Kolonialmächte 
geschert hatte. Trotz mehrerer Vorschläge der Vertreter 
des UN-Generalsekretärs konnte bisher keine endgül-
tige Einigung der Parteien erzielt werden.10

 

Marokko nutzte die Zeit des nun schon über dreißig 
Jahre dauernden Waffenstillstands nicht nur zur Besie-
delung und zum Ausbau des marokkanischen Bevölker-
ungsanteils, sondern auch zur militärischen Sicherung 
des Gebiets und zum Ausbau einer »Mauer«, die den 
größten Teil der Westsahara nach Westen absichert: 
Diese Befestigungsanlage beginnt nördlich der Westsa-
hara entlang der marokkanisch-algerischen Grenze und 
zieht sich über 2.800 km nach Süden zur maure-
tanischen Grenze, biegt dann nach Westen bis zum 
Atlantik ab. (Abb. 2) Sie besteht aus einem hohen Wall 
aus Geröll und Stein, wird gesichert durch gestaffelte 
Stacheldraht- und Elektrozäune und ist mit zehntausen-
den Landminen gesichert. Diese Minen werden von den 
alle paar Jahre wiederkehrenden sintflutartigen Regen-
fällen weit ins Gelände geschwemmt, wo sie eine 
permanente Gefahr für die Hirten und ihre Herden 
darstellen, die auf den von der Frente-POLISARIO 
kontrollierten Gebieten westlich der »Mauer« nomadis-
ieren. Entlang dieser »Grenze« überwacht die MINUR-
SO den Waffenstillstand.

Ökonomische Interessen und Rolle der EU

Die Westsahara verfügt über ungeheure Vorräte an qual-
itativ hochwertigem Phosphat, das im Tagebau abge-
baut werden kann. Zusammen mit den marokkanischen 
Phosphaten, die meist qualitativ schlechter und 
kostspieliger abbaubar sind, ist das OCP mit Sitz in 
Casablanca der größte Anbieter von Phosphat auf dem 
Weltmarkt. Phosphat ist u.a. Grundlage für die Herstel-
lung von Düngemitteln. Das OCP ist auf das Engste mit 
dem marokkanischen Staat verwoben: In seinem Auf-
sichtsrat sitzen neben dem Generaldirektor und der 
Banque Centrale Populaire sechs Ministerien, darunter 
Inneres, Auswärtiges, Wirtschaft und Finanzen, Energie 
und Minen sowie ein Staatssekretär.11 Die wichtigste 

Phosphatmine des OCP ist Bou Craa (Abū Krāʿ) in der 
Westsahara, nahe der Hauptstadt El Aaiún (al-ʿUyūn). 
Seit 2002 hält das OCP 100% der Anteile, nachdem 
Spanien seine Aktien an das OCP übertragen hat. Die 
Mine von Bou Craa ist durch ein knapp hundert Kilo-
meter langes Förderband (erbaut von Krupp) mit den 
Verladeanlagen am Atlantik verbunden (Abb. 2). Das 
OCP wird auch durch die deutsche Kreditanstalt für 
Wiederaufbau gefördert, die mit einem Darlehen von 
über 200 Millionen Euro eine Meerwasserentsalzungs- 
anlage mitfinanziert,12 da die Phosphataufbereitung 
äußerst wasserintensiv ist. Phosboucraa produziert rund 
drei Millionen Tonnen Phosphat im Jahr, außerdem 
Phosphorsäure und phosphatierte Düngemittel.13 Allein 
im Jahre 2018 exportierte Marokko Phosphat im Wert 
von 164 Millionen US-Dollar.14

Das zweite wichtige Produkt der Westsahara ist Fisch. 
Die Gewässer des Gebiets zählen zu den fischreichsten 
der Welt und sind der Tummelplatz der internationalen 
Fischfangflotten. Die Hoheitsgewässer (auch Territori-
algewässer genannt) eines Staates umfassen grundsät-
zlich das Gebiet zwölf Seemeilen vor der Küste. Dort übt 
der jeweilige Küstenstaat seine souveränen Hoheits-
rechte aus.15 Doch aufgrund des Drucks einiger Staaten 
haben die Vereinten Nationen im Seerechtsabkommen 
vom 10. Dezember 1982 das Meeresgebiet auf bis zu 200 
Seemeilen (ca. 380 km) ausgedehnt. Kontrolliert Marok-
ko die Küstengewässer vor der Westsahara, verfügt es 
über einen ungeheuren Fischreichtum und kann mit 
internationalen Fischfangflotten bzw. deren Heimatstaa- 
ten äußerst lukrative Geschäfte abschließen.

Darüber hinaus werden in der Westsahara und deren 
Offshore-Gebiet Öl, Gas, Uran und verschiedene Edel-
metalle vermutet. Bohrrechte hat die marokkanische 
Regierung an die US-amerikanische Kosmos-Energy 
und an den französischen Erdölkonzern Total vergeben.16

Immer größere Bedeutung, auch für die Versorgung 
Europas, gewinnen die erneuerbaren Energien. Wie die 
Bundesagentur German Trade & Invest (GTAI)17

berichtet, einigten sich Marokko und Spanien auf den 

Bau einer dritten Stromverbindung (Kosten 150 
Millionen Euro), die durch Wind und Sonne erzeugte 
Energie nach Europa führen soll.18 Die Erzeugung 
dieser Energie erfolgt zum überwiegenden Teil in der 
Westsahara. Marokko, das mit der EU durch ein Frei-
handelsabkommen verbunden ist, ist außerdem ein 
wichtiger Standort für die Fertigung von Flugzeug- und 
Kfz-Teilen. Eine herausragende Rolle spielt die 
Lieferung von landwirtschaftlichen Produkten, wobei 
gerade die Produktion von Gemüse wie Tomaten, 
Gurken und Melonen in der Region von Dakhla 
(ad-Daḫla) in der Westsahara erfolgt.19

Während der Handel mit der EU blüht, gerät Marokko 
in anderen Staaten der Welt unter Druck: So wurden 
Schiffe, die westsaharisches Phosphat transportierten, in 
Südafrika und Panama (beide Staaten erkennen die 
DARS an) beschlagnahmt.20 Diese Akte beförderten eine 
neue internationale Diskussion über den Rechtsstatus 
der Westsahara. Am 10. Dezember 2013 hatte sich das 
EU-Parlament mehrheitlich für die Erneuerung des 
»Partnerschaftlichen und Fischereiabkommens« mit 
Marokko ausgesprochen - ohne die Westsahara zu 
erwähnen. Dieser diplomatische Schachzug ermöglichte 
es der EU, das juristisch heiße Eisen nicht zu problema-
tisieren und Marokko, die bisherige Praxis, die 
Plünderung der westsaharischen Fischgründe, ungestört 
fortzusetzen. 

Die Beschlagnahmung des westsaharisches Phosphat 
transportierenden Schiffes in Südafrika führte zu einer 
Reihe juristischer Auseinandersetzungen, die schließlich 
in einer Klage der Frente-POLISARIO vor dem 
Europäischen Gerichtshof (EuGH) mündete. Dieser hat 
in seinem Urteil betont, dass es sich bei der Westsahara 
um ein »Hoheitsgebiet ohne Selbstregierung« nach Art. 
73 der Charta der Vereinten Nationen handelt. Daraus 
folgt, dass die Verfügung über die Ressourcen des Ge- 
biets ohne Zustimmung des sahrawischen Volkes 
unrechtmäßig ist und dass das zwischen der EU und 
Marokko abgeschlossene Handelsabkommen auf 
Produkte des Westsahara nicht anzuwenden sei.21 In der 
Folge müssen landwirtschaftliche und Fischereiproduk-

te eigens gekennzeichnet werden und dürfen nicht als 
marokkanische Produkte vermarktet werden. 

So klar die Rechtslage auch sein mag, es wird abzu-
warten sein, wie sich die EU aus dieser Situation 
herauswinden wird. Denn Marokko ist nicht nur ein 
starker Partner der EU (siehe auch die deutschen 
Kredite), es genießt schier uneingeschränkt die Unter-
stützung der ehemaligen Kolonialmächte Spanien und 
Frankreich. Letzteres beherrscht noch immer die Afri-
kapolitik der EU entscheidend. So hat Paris als Ständiges 
Mitglied des Sicherheitsrats der Vereinten Nationen 
bisher mit Erfolg verhindert, dass die jährlichen Resolu-
tionen zur Verlängerung des Mandats der MINURSO, 
wie bei anderen UN-Missionen üblich, eine Klausel zur 
Überwachung der Einhaltung der Menschenrechte im 
Konfliktgebiet erhielten.

Und Marokko hat noch ein ganz anderes Druckmittel 
gegen die EU: Neben Libyen und der Türkei ist das 
Land eines der wichtigsten Bollwerke gegen 
Geflüchtete, die die nur 14 km enge Straße von Gibral-
tar in Richtung Europa von den spanischen Enklaven 
Ceuta und Melilla aus zu überwinden versuchen. Die 
EU unterstützt Marokko bei der Flüchtlingsabwehr 
bereits jetzt mit jährlich 140 Millionen Euro.  Je nach 
Laune und Stand der politischen Beziehungen mit der 
EU scheint Marokko auch punktuell Gruppen von 
Flüchtlingen durchzulassen, um seinen Druck zu 
erhöhen.23

Das Bemühen um die »historischen Ansprüche« Marok-
kos auf die ehemalige spanische Kolonie wird in seiner 
politischen Zielsetzung erkennbar, wenn als Lösung des 
Konflikts, wie vom marokkanischen König oder dem 
Verfasser des hier kritisierten Artikels, »Autonomie« als 
Lösung vorgeschlagen wird. Autonomie gilt in der 
Staatenwelt in der Regel für (sprachliche, kulturelle, 
religiöse) Minderheiten, die sich durch diese Merkmale 
von der Mehrheitsbevölkerung eines Staates unter-
scheiden, wie beispielsweise die Kurden im Irak, zahlrei- 
che Republiken der Russischen Föderation oder Grön-
land innerhalb Dänemarks. In sehr unterschiedlichem 
Maße können autonome Gebiete eigene Gesetzge-
bungsorgane besitzen, aber sie haben keine Sou-
veränität: Außen-, Sicherheits- und Wirtschaftspolitik 

9  Ausführlich: Ruf. „Die neue Welt-UN-Ordnung.“; Ruf, Werner. „Die Polisario 
am Ende?“ Inamo 36 (2003): 42-43.

10  Der wohl elaborierteste Plan war der des ehemaligen US-Außenministers 
und Vertreters des UN-Generalsekretärs, James Baker, von 2003, der fast alle 
marokkanischen Forderungen enthielt (so die Aufnahme der bis 1999 
angesiedelten Marokkaner ins Wählerverzeichnis) und als Drittes neben 
»Integration ins marokkanische Königreich« und »Unabhängigkeit« auch 
die Möglichkeit einer »Autonomie«. Während die POLISARIO diesen Plan 
akzeptierte, lehnte Marokko ab.

11  Office Chérifien des Phosphates Online. „Notre gouvernance.“ 
https://www.ocpgroup.ma/fr/qui-sommes-nous/notre-gouvernance (letzter 
Zugriff am: 26.03.2020).

sind immer Angelegenheit des Zentralstaats. Daher ist 
Autonomie immer das Resultat eines Aushandlungs- 
prozesses zwischen politischen Akteuren. Solche Auto- 
nomie muss also von der betroffenen Bevölkerungs-
gruppe akzeptiert sein.

Die von Marokko ins Spiel gebrachte Autonomierege-
lung wird damit leicht erkennbar: Ja, die Sahrawis haben 
ihre Eigenheiten. Was aber »Autonomie« unter marok-
kanischer Herrschaft wohl hieße, ist unbekannt. So kann 
angenommen werden, das die Sahrawis, wenn sie 
wollen, weiterhin ihre Sprache, das dem Hochara-
bischen verwandte Ḥassānīya, sprechen dürften; ihre 
Frauen dürften wohl weiterhin ihren farbigen Umhang 
tragen; sie dürften weiterhin ihr traditionelles Wüsten-
zelt, die Ḫaima, besitzen und vielleicht für Touristen 
Volkstänze aufführen. Die entscheidenden Fragen aber 
bleiben in der Kompetenz des Zentralstaats – im Falle 
Marokkos letztlich des Königs.

Vor allem aber wird die wie auch immer gewährte 
Autonomie als eine Konzession Marokkos an die 
Sahrawis, also ein vom König zugestandener Gnaden- 
akt, verstanden. Damit soll die vorausgegangene Ges-
chichte gelöscht, die nicht vollzogene Entkolonisierung, 
die militärische Eroberung des Gebiets und seine völker-
rechtswidrige Annexion vertuscht werden. Vermieden 
würde durch diesen Akt auch die selbst für eine »Auto- 
nomie« notwendige Zustimmung der betroffenen Be- 
völkerung. So dürfte der Grund für die Ablehnung des 
Baker-Plans von 2003 (s. Fn. 10) durch Marokko wohl 
die Tatsache gewesen sein, dass im Abstim-
mungsvorschlag überhaupt die Unabhängigkeit des 
Gebietes als eine Alternative neben der »Autonomie« 
und dem Anschluss an Marokko genannt wurde. In 
zahlreichen Äußerungen Marokkos wurde immer 
wieder unterstrichen, dass nur ein »Zustimmungsrefer-

endum« infrage komme.24 Damit ist jede demokratische 
Legitimation auch der »Autonomie« ausgeschlossen. 

So hat sich eine fast paradoxe Situation ergeben: In den 
Flüchtlingslagern in der Nähe der algerischen Oase 
Tindouf leben seit fast einem halben Jahrhundert etwa 
160.000 Geflüchtete mit ihren Kindern und Kindeskin-
dern, regiert von der  Frente-POLISARIO, die in der 
UNO, der AU und auch vor Gerichten wie dem EuGH 
als Repräsentantin des sahrawischen Volkes anerkannt 
wird. Immer wieder fordert sie unter Berufung auf das 
Völkerrecht die marokkanische Besetzung und Annex-
ion rückgängig zu machen und den seit einem halben 
Jahrhundert fälligen Dekolonisationsprozess endlich in 
Gang zu setzen. Effektiver Widerstand gegen die 
Besatzung, vor allem aber wachsende Unterstützung für 
die Frente-POLISARIO ist in den letzten Jahren in den 
besetzten Gebieten selbst entstanden, wo immer wieder 
Demonstrationen und Proteste stattfinden, deren 
Umfang durch massive Repression klein gehalten 
werden soll. Einreisebeschränkungen für Touristen, 
Politiker, Menschenrechtler und Journalisten sorgen 
dafür, dass über den Konflikt und die Zustände in den 
besetzten Gebieten kaum berichtet werden kann.

Eine gewisse Beachtung fanden in jüngster Zeit die 
Proteste und der Hungerstreik von Aminatū Ḥaidār, 
Trägerin des alternativen Nobelpreises, die selbst Jahre in 
marokkanischen Gefängnissen verbrachte und schwer 
gefoltert wurde, sowie die brutale Vernichtung des 
Protestcamps »Gdeim Izik« (Akdīm az-Zīk) rund 20 km 
vor der Hauptstadt El Aaiún: Tausende Sahrawis hatten 
im Oktober 2010 die Stadt verlassen, ihre Ḫaimāt aufge-
baut und eine Selbstverwaltung organisiert. Marok-
kanische Sicherheitskräfte stürmten schließlich das 
Lager, zerstörten es und töteten wahrscheinlich ein 
rundes Dutzend Menschen. Willkürlich als »Rädels-
führer« des friedlichen Protests Verhaftete wurden 
gefoltert und von Militärgerichten zum Teil zu 
lebenslänglichen Haftstrafen verurteilt. Dies alles zeigt, 
dass der Wunsch nach Souveränität durch eine wie auch 
immer geartete, von außen aufoktroyierte Autonomie 
nicht gebrochen werden kann. Die Einhaltung des 
Völkerrechts erscheint noch immer als die einzige sinn-
volle und gerechte Lösung des Konflikts.

Die Ausübung der Selbstbestimmung der betroffenen 
Bevölkerung auf der Grundlage des Völkerrechts könnte 
Marokko auch von seinem Militärhaushalt in Höhe von 
vier Milliarden US-Dollar im Jahr25 befreien, der zum 

größten Teil für die Instandhaltung und Bewachung der 
2.800 km langen »Mauer« benötigt wird. Der wirkliche 
Gegner einer rechtskonformen Lösung ist wohl das 
Bündnis aus Palast und internationalen Konzernen. Vom 
Beitrag eines Juristen zu diesem Konflikt wäre zu 
erwarten gewesen, dass er die zwei letzten Jahre der 
Rechtsentwicklung in Europa nicht einfach ausblendet, 
sondern die Urteile europäischer Gerichte und des 
EuGH zumindest benennt, auch wenn sie seiner Argu-
mentation den Boden entziehen.
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Abb. 2: Die Westsahara in ihren politischen Grenzen.



Die »historischen« Ansprüche Marokkos

In seinem Beitrag zu diesem fast ein halbes Jahrhundert 
währenden Konflikt plädiert Herr Rechtsanwalt Azza-
dine Karioh für die Autonomie der ehemaligen span-
ischen Kolonie. Schon in dem seinem Text vorangestell-
ten Abstract wird angekündigt, dass der Autor sich »auf 
der Basis juristischer Argumentation bei gleichzeitiger 
Schilderung der historischen Aspekte des Themas ange-
nommen« hat. Genau diese rechtliche Bewertung des 
Konflikts aber fehlt in seinem Beitrag so gut wie völlig. 
Dies soll im Folgenden nachgeholt werden, da der Leser 
einen Anspruch darauf hat, diesen Konflikt zu verstehen.

Ja, Marokko ist im Wesentlichen bis heute eine 
Stammesgesellschaft. Dies zeigt das jährlich mit großem 
Pomp am 30. Juli gefeierte Thronfest, an dem die 
Stammesführer und hohen Militärs dem König die 
Hand küssen dürfen bzw. müssen, um ihre Loyalität 
zum »Herrscher der Gläubigen« (Amīr al-Muʾminīn) 
öffentlich zu demonstrieren. Inwieweit diese »Huldi-
gung« nach Meinung von Herrn Karioh Teil des 
marokkanischen Staatsrechts sein soll – es wäre ein 

staatsrechtliches Unikat – lasse ich hier dahingestellt. 
Diese Loyalität zum Herrscher hatte historisch schon 
immer die Reichweite der Macht des Sultans (heute 
König) bestimmt, deren Grenzen fluktuierten. Das Land 
bestand in vorkolonialer Zeit aus zwei Teilen, dem Bilād 
al-Maḫzan (»Land der Herrschaft des Sultans«) und dem 
Bilād as-Sība (»Land des Aufruhrs«), das allein von den 
jeweiligen Stämmen kontrolliert wurde.1 Die Ausdeh-
nung des Maḫzan fluktuierte also je nach der - vor allem 
militärischen - Macht oder aber Schwäche des jeweili-
gen Sultans. Seine heutigen geographischen Grenzen 
verdankt Marokko letztlich der französischen Kolonial-
macht.

Geradezu grotesk wird die Argumentation des Autors, 
wenn er die Zugehörigkeit der Westsahara zum Staats-
gebiet Marokkos mit den aus der Gegend der Westsahara 
stammenden Dynastien der Almoraviden und der 
Almohaden begründet, die im Hochmittelalter Marok-
ko und Andalusien eroberten. Nicht nur, dass mit 
solchen Begründungen die Bundesrepublik Deutsch-
land die Wiederherstellung des Heiligen Römischen 
Reiches Deutscher Nation, Italien im Gegenzug die 
Rückkehr zum Imperium Romanum fordern könnten. 

Folgt man dieser Logik konsequent, so heißt diese 
Forderung doch, dass nicht die Westsahara Teil Marok-
kos, sondern Marokko Teil der Westsahara sein müsste, 
weil es einst von den saharischen Stämmen erobert 
wurde.

Mit all diesen »historischen« Argumenten hat Marokko 
schon bald nach seiner Unabhängigkeit immer wieder 
große Gebietsansprüche erhoben. Dies zeigt eine 
offizielle Karte von »Großmarokko«, wie sie in den 
1960er Jahren in allen Amtsstuben des Königreichs zu 
sehen war (Abb. 1). Als »marokkanisch« werden 
beansprucht: Der Westen Algeriens, ein Teil Malis und 
das gesamte Territorium Mauretaniens - die Westsahara 
liegt genau in der Mitte dieses Gebiets! Mit diesen Ge- 
bietsansprüchen widerspricht Marokko klar den 
Prinzipen der Charta der Organisation für Afrikanische 
Einheit (OAU) und ihrer Nachfolgeorganisation, der 
Afrikanischen Union (AU), die in Art. II Abs. 1 lit. c als 
Ziel der afrikanischen Staaten die Verteidigung der Sou-
veränität, der territorialen Integrität (wie sie aus der 
Dekolonisation resultierte, W.R.) und der Unabhän-
gigkeit festlegt.

Marokko unternahm auch schon lange vor dem hier 
behandelten Konflikt massive Versuche, um seine terri-
torialen Ansprüche zu verwirklichen. So bedrohte es alle 
Staaten mit dem Abbruch der diplomatischen Beziehun-
gen, sollten diese das 1960 unabhängig gewordene 
Mauretanien anerkennen.3 Erst zu Beginn der 1970er 
Jahre erfolgte eine Annäherung beider Staaten, die sich 
auf die gemeinsame Besetzung und Aufteilung der zu 
dekolonisierenden Westsahara richtete. Gegen Algerien 
führte Marokko, immer gestützt auf »historische« 
Ansprüche, bereits anderthalb Jahre nach dessen 1962 
mühsam errungener Unabhängigkeit einen Angriff-
skrieg mit dem Ziel der Einverleibung der Grenzregion 
Tindouf (Tindūf) und damit den Versuch, die marok-
kanische Grenze auf Kosten Algeriens nach Osten zu 
verschieben. Dieser Konflikt konnte unter Vermittlung 
der OAU beendet werden. 

Die unvollendete Dekolonisation

Erstaunlich an der »historischen« Darstellung von 
Karioh ist auch, dass er auf die Kolonisation der Westsa-
hara durch Spanien kaum eingeht. So erwähnt er nicht, 
dass diese auf den Vereinbarungen der Berliner »Kon-
go-Konferenz« basiert, die von November 1884 bis 
Februar 1885 unter Vorsitz des deutschen Reichskanzlers 

Bismarck tagte und auf der die koloniale Aufteilung 
Afrikas beschlossen wurde.

Spanien erhielt das Territorium der heutigen West- 
sahara, wo es bereits Handelsstützpunkte besaß. Im 
Zuge der allgemeinen Dekolonisationspolitik zu Beginn 
der zweiten Hälfte des 20. Jahrhunderts forderte die 
UN-Generalversammlung 1965 erstmalig Spanien auf, 
das Gebiet in die Unabhängigkeit zu entlassen. Die 
UNO handelte dabei auf der Grundlage der Resolution 
1514 von 1960, in der die UN-Generalversammlung das 
Recht aller Völker auf freie Selbstbestimmung festlegte. 
Nachdem Spanien auf diese und die jährlich folgenden 
Aufforderungen zur Dekolonisation des Gebiets nicht 
reagierte, bildete sich die Frente-POLISARIO4 als 
nationale Befreiungsbewegung. Sie griff 1973 zu den 
Waffen und begann den Kampf gegen die spanische 
Kolonialmacht. Damit ist auch die Behauptung Kariohs 
widerlegt, die Frente-POLISARIO sei eine von Libyen 
und Algerien gesteuerte, sezessionistische, auf den Sturz 
der marokkanischen Monarchie hinarbeitende Organi-
sation: Schon bevor der Konflikt durch die Einmischung 
Marokkos eskalierte, kämpfte die Frente-POLISARIO 
für die Unabhängigkeit der Westsahara und gegen die 
damalige Kolonialmacht Spanien. 

Lange könnte noch debattiert werden über die Aus-
lassungen von Herrn Karioh zur Natur der 
Frente-POLISARIO (»Separatisten«, »undemokratisch«, 
»diktatorisch«, »Einparteienstaat« usw.). Allein der Name 
»Front« hätte ihn zu ein wenig mehr Vorsicht und 
Differenzierung veranlassen müssen, denn in dieser 

Front sind - wie bei fast allen afrikanischen Befreiungs-
bewegungen der damaligen Zeit - unterschiedliche 
politische Gruppierungen zusammengeschlossen, deren 
gemeinsames Hauptziel die Unabhängigkeit des Landes 
ist. 

Marokko und Mauretanien meldeten ihre oben 
erwähnten Ansprüche an. Wie Karioh richtig schreibt, 
erbat die UNO vom Internationalen Gerichtshof (IGH) 
eine Rechtauskunft zum Status des Gebiets und zur 
Rechtmäßigkeit der marokkanischen und maure-
tanischen Ansprüche. Herr Karioh nennt das Gutachten 
eine »fatale Fehleinschätzung«, statt es zu zitieren, 
berichtet er ausführlich über die Position dreier in der 
Minderheit befindlicher Richter, die die Position 
Marokkos und Mauretaniens stützten, und verweist 
darauf, dass »die fehlende fachliche Analyse des Instituts 
der Huldigung (…) das Gutachten (…) unverwertbar 
(machte).« Dass von dieser Huldigung als Rechtsinstitut 
im Gutachten gar nicht der Rede ist, verschweigt der 
Autor. Selbst der marokkanische König Ḥasan II. wür-
digte am Tage nach dem Gutachten in einer Rede 
lobend die Entscheidung der Richter, allerdings indem er 
behauptete, dass der IGH die marokkanische Position 
voll und ganz anerkannt habe. Um diesen Streitpunkt 
endgültig klarzustellen, sei hier der Kernsatz des von der 
Mehrheit der Richter des IGH formulierten Gutachtens 
im Wortlaut wiedergegeben:

»[…] dass weder die internen Akte noch die internationalen 
Akte, auf die Marokko sich beruft, die Existenz oder die inter-
nationale Anerkennung von juristischen Souveränitätsbind-
ungen zwischen der Westsahara dem marokkanischen Staat 
anzeigen. Selbst wenn man die besondere Struktur dieses 
(marokkanischen W.R.) Staats in Rechnung stellt, so zeigen 
sie nicht, dass Marokko eine wirkliche und ausschließliche 
staatliche Aktivität in der Westsahara ausgeübt hätte.«5

Als der IGH diese Feststellung traf, waren viele Zeug- 
nisse von Forschern und Seeleuten aus der zweiten 
Hälfte des 19. Jahrhunderts noch gar nicht bekannt. Sie 
alle bestätigen die fehlende Autorität des Sultans in der 
Westsahara.  König Ḥasan II. aber antwortete in seiner 
oben erwähnten Rede auf dieses klare Rechtsgutachten 
des Internationalen Gerichtshofs mit dem »Grünen 
Marsch« (al-Masīra al-Ḫuḍrāʾ), in dessen Rahmen 
zwischen 350.000 und 500.000 Marokkaner hoch 
organisiert und bewaffnet mit dem Koran, der sie 
vermeintlich legitimierte, wenige Kilometer in das 
Gebiet eindrangen. Zugleich griff die marokkanische 
Armee an. Hunderttausende Sahrawis flohen in Rich-

tung der algerischen Grenze. Die marokkanische Luft-
waffe bombardierte die Flüchtlingstrecks mit Splitter-
bomben und Napalm, der algerische Staatschef Boume-
dienne (Bū-Madyan) sprach in seiner Botschaft an die 
Blockfreien Staaten von einem »wahren Völkermordun-
ternehmen«.7 Der UN-Sicherheitsrat trat zusammen 
und forderte die Unterlassung jeder einseitigen 
Maßnahme (Res. 379 vom 2. Nov. 1975) und den 
Rückzug der Teilnehmer am »Grünen Marsch« (Res. 
380 vom 6. Nov. 1975).

Ungeachtet der Resolutionen der Generalversammlung 
und des Sicherheitsrats der Vereinten Nationen schlossen 
Spanien, Marokko und Mauretanien am 14. November 
1975 das sog. Dreierabkommen von Madrid, das bei 
Karioh noch nicht einmal Erwähnung findet. Spanien 
kündigte darin seinen endgültigen Rückzug aus der 
Kolonie für den 28. Februar 1976 an, übertrug seine 
Hoheit über das Territorium an Marokko und Maureta-
nien, war damit formal seine Kolonie los und versuchte, 
den Besatzern als »Rechtsnachfolgern« eine gewisse 
Legalität zu verschaffen. Im Gegenzug erhielt Spanien in 
einem geheimen Zusatzabkommen 35% der Anteile des 
Office Chérifien des Phosphates (OCP, s. u.) und umfang- 
reiche Fischereirechte in den Küstengewässern des Ge- 
biets.8

Spanien übergab also die Kolonie Westsahara, eine 
Sache, die ihm nicht gehörte, an Dritte. Die Gültigkeit 
dieses Vertragswerks ist daher mehr als zweifelhaft. Die 
Frente-POLISARIO rief am 27. Februar 1976 den Staat 
Demokratische Arabische Republik Sahara (DARS) aus, 
um kein völkerrechtliches Vakuum nach dem Abzug 
Spaniens entstehen zu lassen. Dieser Staat ist derzeit von 
ca. 60 vor allem afrikanischen und lateinamerikanischen 
Staaten anerkannt. Die marokkanische Annexion wird 
von keinem Staat der Welt für rechtmäßig erachtet. Die 
Vereinten Nationen erkennen zwar die DARS nicht an, 
aber die Frente-POLSARIO wird als »der legitime 
Repräsentant des sahrawischen Volkes« anerkannt und ist 
neben Marokko gleichberechtigter Partner in den von 
den UN geführten Verhandlungen über die Lösung des 
Konflikts.  

Ihren Befreiungskrieg hatte die Frente-POLISARIO bis 
weit nach Süd-Marokko und in Mauretanien sogar bis 
in die Hauptstadt Nouakchott getragen. 1978 schloss 

Mauretanien Frieden, zog sich aus der Westsahara 
zurück und erkannte die 1976 von der Frente-POLISA-
RIO ausgerufene DARS an. Daraufhin besetzte Marok-
ko auch diesen, von Mauretanien geräumten Teil des 
Gebiets. 1989 kam es zu einem - einmaligen - Treffen 
zwischen dem damaligen marokkanischen König Ḥasan 
dem II. und der Führung der POLSARIO. Am 29. April 
1991 verabschiedete der Sicherheitsrat der UNO die 
Resolution 690, mit der er die Einrichtung der MIN-
URSO beschloss. Das Kürzel steht für »Mission der 
Vereinten Nationen für das Referendum in der Westsa-
hara«: In einer unter Aufsicht der UN und der OAU 
durchzuführenden Volksabstimmung sollte die Be- 
völkerung die Wahl haben zwischen Unabhängigkeit 
und Anschluss an Marokko. Zusätzlich zur Vorbereitung 
der Volksabstimmung sollten Blauhelme der Mission 
den unter Vermittlung von UN und OAU geschlossenen 
Waffenstillstand zwischen den beiden Parteien überwa-
chen. Dieser Waffenstillstand hält bis heute.

Doch die Mission stand von Anfang an vor großen 
Schwierigkeiten.9 Marokko weigerte sich, seine im 
Territorium stationierte Armee von 160.000 Mann auf 
die vorgesehenen 65.000 zu reduzieren, es verbrachte 
auch schon in den 1990er Jahren etwa 200.000 Siedler 
aus Marokko in die besetzten Gebiete, ein klarer Völker-
rechtsverstoß. Die größte Schwierigkeit war aber die 
Identifizierung der Abstimmungsberechtigten: Jenseits 
der 73.497 in einem spanischen Zensus gezählten 
Sahrawis und ihrer Nachfahren bestand Marokko darauf, 
dass auch die inzwischen angesiedelten Marokkaner 

abstimmungsberechtigt sein sollten. Darüber hinaus 
schob Marokko eine Vielzahl von Wählern nach, die 
über Stammesälteste, die zum Teil in Marokko lebten, 
identifiziert wurden - ein schwieriges und problema-
tisches Vorgehen in einer nomadischen Gesellschaft, die 
sich nie um die Grenzziehung der Kolonialmächte 
geschert hatte. Trotz mehrerer Vorschläge der Vertreter 
des UN-Generalsekretärs konnte bisher keine endgül-
tige Einigung der Parteien erzielt werden.10

Marokko nutzte die Zeit des nun schon über dreißig 
Jahre dauernden Waffenstillstands nicht nur zur Besie-
delung und zum Ausbau des marokkanischen Bevölker-
ungsanteils, sondern auch zur militärischen Sicherung 
des Gebiets und zum Ausbau einer »Mauer«, die den 
größten Teil der Westsahara nach Westen absichert: 
Diese Befestigungsanlage beginnt nördlich der Westsa-
hara entlang der marokkanisch-algerischen Grenze und 
zieht sich über 2.800 km nach Süden zur maure-
tanischen Grenze, biegt dann nach Westen bis zum 
Atlantik ab. (Abb. 2) Sie besteht aus einem hohen Wall 
aus Geröll und Stein, wird gesichert durch gestaffelte 
Stacheldraht- und Elektrozäune und ist mit zehntausen-
den Landminen gesichert. Diese Minen werden von den 
alle paar Jahre wiederkehrenden sintflutartigen Regen-
fällen weit ins Gelände geschwemmt, wo sie eine 
permanente Gefahr für die Hirten und ihre Herden 
darstellen, die auf den von der Frente-POLISARIO 
kontrollierten Gebieten westlich der »Mauer« nomadis-
ieren. Entlang dieser »Grenze« überwacht die MINUR-
SO den Waffenstillstand.

Ökonomische Interessen und Rolle der EU

Die Westsahara verfügt über ungeheure Vorräte an qual-
itativ hochwertigem Phosphat, das im Tagebau abge-
baut werden kann. Zusammen mit den marokkanischen 
Phosphaten, die meist qualitativ schlechter und 
kostspieliger abbaubar sind, ist das OCP mit Sitz in 
Casablanca der größte Anbieter von Phosphat auf dem 
Weltmarkt. Phosphat ist u.a. Grundlage für die Herstel-
lung von Düngemitteln. Das OCP ist auf das Engste mit 
dem marokkanischen Staat verwoben: In seinem Auf-
sichtsrat sitzen neben dem Generaldirektor und der 
Banque Centrale Populaire sechs Ministerien, darunter 
Inneres, Auswärtiges, Wirtschaft und Finanzen, Energie 
und Minen sowie ein Staatssekretär.11 Die wichtigste 

Phosphatmine des OCP ist Bou Craa (Abū Krāʿ) in der 
Westsahara, nahe der Hauptstadt El Aaiún (al-ʿUyūn). 
Seit 2002 hält das OCP 100% der Anteile, nachdem 
Spanien seine Aktien an das OCP übertragen hat. Die 
Mine von Bou Craa ist durch ein knapp hundert Kilo-
meter langes Förderband (erbaut von Krupp) mit den 
Verladeanlagen am Atlantik verbunden (Abb. 2). Das 
OCP wird auch durch die deutsche Kreditanstalt für 
Wiederaufbau gefördert, die mit einem Darlehen von 
über 200 Millionen Euro eine Meerwasserentsalzungs- 
anlage mitfinanziert,12 da die Phosphataufbereitung 
äußerst wasserintensiv ist. Phosboucraa produziert rund 
drei Millionen Tonnen Phosphat im Jahr, außerdem 
Phosphorsäure und phosphatierte Düngemittel.13 Allein 
im Jahre 2018 exportierte Marokko Phosphat im Wert 
von 164 Millionen US-Dollar.14

 

Das zweite wichtige Produkt der Westsahara ist Fisch. 
Die Gewässer des Gebiets zählen zu den fischreichsten 
der Welt und sind der Tummelplatz der internationalen 
Fischfangflotten. Die Hoheitsgewässer (auch Territori-
algewässer genannt) eines Staates umfassen grundsät-
zlich das Gebiet zwölf Seemeilen vor der Küste. Dort übt 
der jeweilige Küstenstaat seine souveränen Hoheits-
rechte aus.15 Doch aufgrund des Drucks einiger Staaten 
haben die Vereinten Nationen im Seerechtsabkommen 
vom 10. Dezember 1982 das Meeresgebiet auf bis zu 200 
Seemeilen (ca. 380 km) ausgedehnt. Kontrolliert Marok-
ko die Küstengewässer vor der Westsahara, verfügt es 
über einen ungeheuren Fischreichtum und kann mit 
internationalen Fischfangflotten bzw. deren Heimatstaa- 
ten äußerst lukrative Geschäfte abschließen.

Darüber hinaus werden in der Westsahara und deren 
Offshore-Gebiet Öl, Gas, Uran und verschiedene Edel-
metalle vermutet. Bohrrechte hat die marokkanische 
Regierung an die US-amerikanische Kosmos-Energy 
und an den französischen Erdölkonzern Total vergeben.16 

Immer größere Bedeutung, auch für die Versorgung 
Europas, gewinnen die erneuerbaren Energien. Wie die 
Bundesagentur German Trade & Invest (GTAI)17 

berichtet, einigten sich Marokko und Spanien auf den 

Bau einer dritten Stromverbindung (Kosten 150 
Millionen Euro), die durch Wind und Sonne erzeugte 
Energie nach Europa führen soll.18 Die Erzeugung 
dieser Energie erfolgt zum überwiegenden Teil in der 
Westsahara. Marokko, das mit der EU durch ein Frei-
handelsabkommen verbunden ist, ist außerdem ein 
wichtiger Standort für die Fertigung von Flugzeug- und 
Kfz-Teilen. Eine herausragende Rolle spielt die 
Lieferung von landwirtschaftlichen Produkten, wobei 
gerade die Produktion von Gemüse wie Tomaten, 
Gurken und Melonen in der Region von Dakhla 
(ad-Daḫla) in der Westsahara erfolgt.19

 

Während der Handel mit der EU blüht, gerät Marokko 
in anderen Staaten der Welt unter Druck: So wurden 
Schiffe, die westsaharisches Phosphat transportierten, in 
Südafrika und Panama (beide Staaten erkennen die 
DARS an) beschlagnahmt.20 Diese Akte beförderten eine 
neue internationale Diskussion über den Rechtsstatus 
der Westsahara. Am 10. Dezember 2013 hatte sich das 
EU-Parlament mehrheitlich für die Erneuerung des 
»Partnerschaftlichen und Fischereiabkommens« mit 
Marokko ausgesprochen - ohne die Westsahara zu 
erwähnen. Dieser diplomatische Schachzug ermöglichte 
es der EU, das juristisch heiße Eisen nicht zu problema-
tisieren und Marokko, die bisherige Praxis, die 
Plünderung der westsaharischen Fischgründe, ungestört 
fortzusetzen. 

Die Beschlagnahmung des westsaharisches Phosphat 
transportierenden Schiffes in Südafrika führte zu einer 
Reihe juristischer Auseinandersetzungen, die schließlich 
in einer Klage der Frente-POLISARIO vor dem 
Europäischen Gerichtshof (EuGH) mündete. Dieser hat 
in seinem Urteil betont, dass es sich bei der Westsahara 
um ein »Hoheitsgebiet ohne Selbstregierung« nach Art. 
73 der Charta der Vereinten Nationen handelt. Daraus 
folgt, dass die Verfügung über die Ressourcen des Ge- 
biets ohne Zustimmung des sahrawischen Volkes 
unrechtmäßig ist und dass das zwischen der EU und 
Marokko abgeschlossene Handelsabkommen auf 
Produkte des Westsahara nicht anzuwenden sei.21 In der 
Folge müssen landwirtschaftliche und Fischereiproduk-

te eigens gekennzeichnet werden und dürfen nicht als 
marokkanische Produkte vermarktet werden. 

So klar die Rechtslage auch sein mag, es wird abzu-
warten sein, wie sich die EU aus dieser Situation 
herauswinden wird. Denn Marokko ist nicht nur ein 
starker Partner der EU (siehe auch die deutschen 
Kredite), es genießt schier uneingeschränkt die Unter-
stützung der ehemaligen Kolonialmächte Spanien und 
Frankreich. Letzteres beherrscht noch immer die Afri-
kapolitik der EU entscheidend. So hat Paris als Ständiges 
Mitglied des Sicherheitsrats der Vereinten Nationen 
bisher mit Erfolg verhindert, dass die jährlichen Resolu-
tionen zur Verlängerung des Mandats der MINURSO, 
wie bei anderen UN-Missionen üblich, eine Klausel zur 
Überwachung der Einhaltung der Menschenrechte im 
Konfliktgebiet erhielten.

Und Marokko hat noch ein ganz anderes Druckmittel 
gegen die EU: Neben Libyen und der Türkei ist das 
Land eines der wichtigsten Bollwerke gegen 
Geflüchtete, die die nur 14 km enge Straße von Gibral-
tar in Richtung Europa von den spanischen Enklaven 
Ceuta und Melilla aus zu überwinden versuchen. Die 
EU unterstützt Marokko bei der Flüchtlingsabwehr 
bereits jetzt mit jährlich 140 Millionen Euro.  Je nach 
Laune und Stand der politischen Beziehungen mit der 
EU scheint Marokko auch punktuell Gruppen von 
Flüchtlingen durchzulassen, um seinen Druck zu 
erhöhen.23

Das Bemühen um die »historischen Ansprüche« Marok-
kos auf die ehemalige spanische Kolonie wird in seiner 
politischen Zielsetzung erkennbar, wenn als Lösung des 
Konflikts, wie vom marokkanischen König oder dem 
Verfasser des hier kritisierten Artikels, »Autonomie« als 
Lösung vorgeschlagen wird. Autonomie gilt in der 
Staatenwelt in der Regel für (sprachliche, kulturelle, 
religiöse) Minderheiten, die sich durch diese Merkmale 
von der Mehrheitsbevölkerung eines Staates unter-
scheiden, wie beispielsweise die Kurden im Irak, zahlrei- 
che Republiken der Russischen Föderation oder Grön-
land innerhalb Dänemarks. In sehr unterschiedlichem 
Maße können autonome Gebiete eigene Gesetzge-
bungsorgane besitzen, aber sie haben keine Sou-
veränität: Außen-, Sicherheits- und Wirtschaftspolitik 

sind immer Angelegenheit des Zentralstaats. Daher ist 
Autonomie immer das Resultat eines Aushandlungs- 
prozesses zwischen politischen Akteuren. Solche Auto- 
nomie muss also von der betroffenen Bevölkerungs-
gruppe akzeptiert sein.

Die von Marokko ins Spiel gebrachte Autonomierege-
lung wird damit leicht erkennbar: Ja, die Sahrawis haben 
ihre Eigenheiten. Was aber »Autonomie« unter marok-
kanischer Herrschaft wohl hieße, ist unbekannt. So kann 
angenommen werden, das die Sahrawis, wenn sie 
wollen, weiterhin ihre Sprache, das dem Hochara-
bischen verwandte Ḥassānīya, sprechen dürften; ihre 
Frauen dürften wohl weiterhin ihren farbigen Umhang 
tragen; sie dürften weiterhin ihr traditionelles Wüsten-
zelt, die Ḫaima, besitzen und vielleicht für Touristen 
Volkstänze aufführen. Die entscheidenden Fragen aber 
bleiben in der Kompetenz des Zentralstaats – im Falle 
Marokkos letztlich des Königs.

Vor allem aber wird die wie auch immer gewährte 
Autonomie als eine Konzession Marokkos an die 
Sahrawis, also ein vom König zugestandener Gnaden- 
akt, verstanden. Damit soll die vorausgegangene Ges-
chichte gelöscht, die nicht vollzogene Entkolonisierung, 
die militärische Eroberung des Gebiets und seine völker-
rechtswidrige Annexion vertuscht werden. Vermieden 
würde durch diesen Akt auch die selbst für eine »Auto- 
nomie« notwendige Zustimmung der betroffenen Be- 
völkerung. So dürfte der Grund für die Ablehnung des 
Baker-Plans von 2003 (s. Fn. 10) durch Marokko wohl 
die Tatsache gewesen sein, dass im Abstim-
mungsvorschlag überhaupt die Unabhängigkeit des 
Gebietes als eine Alternative neben der »Autonomie« 
und dem Anschluss an Marokko genannt wurde. In 
zahlreichen Äußerungen Marokkos wurde immer 
wieder unterstrichen, dass nur ein »Zustimmungsrefer-

endum« infrage komme.24 Damit ist jede demokratische 
Legitimation auch der »Autonomie« ausgeschlossen. 

So hat sich eine fast paradoxe Situation ergeben: In den 
Flüchtlingslagern in der Nähe der algerischen Oase 
Tindouf leben seit fast einem halben Jahrhundert etwa 
160.000 Geflüchtete mit ihren Kindern und Kindeskin-
dern, regiert von der  Frente-POLISARIO, die in der 
UNO, der AU und auch vor Gerichten wie dem EuGH 
als Repräsentantin des sahrawischen Volkes anerkannt 
wird. Immer wieder fordert sie unter Berufung auf das 
Völkerrecht die marokkanische Besetzung und Annex-
ion rückgängig zu machen und den seit einem halben 
Jahrhundert fälligen Dekolonisationsprozess endlich in 
Gang zu setzen. Effektiver Widerstand gegen die 
Besatzung, vor allem aber wachsende Unterstützung für 
die Frente-POLISARIO ist in den letzten Jahren in den 
besetzten Gebieten selbst entstanden, wo immer wieder 
Demonstrationen und Proteste stattfinden, deren 
Umfang durch massive Repression klein gehalten 
werden soll. Einreisebeschränkungen für Touristen, 
Politiker, Menschenrechtler und Journalisten sorgen 
dafür, dass über den Konflikt und die Zustände in den 
besetzten Gebieten kaum berichtet werden kann.

Eine gewisse Beachtung fanden in jüngster Zeit die 
Proteste und der Hungerstreik von Aminatū Ḥaidār, 
Trägerin des alternativen Nobelpreises, die selbst Jahre in 
marokkanischen Gefängnissen verbrachte und schwer 
gefoltert wurde, sowie die brutale Vernichtung des 
Protestcamps »Gdeim Izik« (Akdīm az-Zīk) rund 20 km 
vor der Hauptstadt El Aaiún: Tausende Sahrawis hatten 
im Oktober 2010 die Stadt verlassen, ihre Ḫaimāt aufge-
baut und eine Selbstverwaltung organisiert. Marok-
kanische Sicherheitskräfte stürmten schließlich das 
Lager, zerstörten es und töteten wahrscheinlich ein 
rundes Dutzend Menschen. Willkürlich als »Rädels-
führer« des friedlichen Protests Verhaftete wurden 
gefoltert und von Militärgerichten zum Teil zu 
lebenslänglichen Haftstrafen verurteilt. Dies alles zeigt, 
dass der Wunsch nach Souveränität durch eine wie auch 
immer geartete, von außen aufoktroyierte Autonomie 
nicht gebrochen werden kann. Die Einhaltung des 
Völkerrechts erscheint noch immer als die einzige sinn-
volle und gerechte Lösung des Konflikts.

Die Ausübung der Selbstbestimmung der betroffenen 
Bevölkerung auf der Grundlage des Völkerrechts könnte 
Marokko auch von seinem Militärhaushalt in Höhe von 
vier Milliarden US-Dollar im Jahr25 befreien, der zum 
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größten Teil für die Instandhaltung und Bewachung der 
2.800 km langen »Mauer« benötigt wird. Der wirkliche 
Gegner einer rechtskonformen Lösung ist wohl das 
Bündnis aus Palast und internationalen Konzernen. Vom 
Beitrag eines Juristen zu diesem Konflikt wäre zu 
erwarten gewesen, dass er die zwei letzten Jahre der 
Rechtsentwicklung in Europa nicht einfach ausblendet, 
sondern die Urteile europäischer Gerichte und des 
EuGH zumindest benennt, auch wenn sie seiner Argu-
mentation den Boden entziehen.
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Die »historischen« Ansprüche Marokkos

In seinem Beitrag zu diesem fast ein halbes Jahrhundert 
währenden Konflikt plädiert Herr Rechtsanwalt Azza-
dine Karioh für die Autonomie der ehemaligen span-
ischen Kolonie. Schon in dem seinem Text vorangestell-
ten Abstract wird angekündigt, dass der Autor sich »auf 
der Basis juristischer Argumentation bei gleichzeitiger 
Schilderung der historischen Aspekte des Themas ange-
nommen« hat. Genau diese rechtliche Bewertung des 
Konflikts aber fehlt in seinem Beitrag so gut wie völlig. 
Dies soll im Folgenden nachgeholt werden, da der Leser 
einen Anspruch darauf hat, diesen Konflikt zu verstehen.

Ja, Marokko ist im Wesentlichen bis heute eine 
Stammesgesellschaft. Dies zeigt das jährlich mit großem 
Pomp am 30. Juli gefeierte Thronfest, an dem die 
Stammesführer und hohen Militärs dem König die 
Hand küssen dürfen bzw. müssen, um ihre Loyalität 
zum »Herrscher der Gläubigen« (Amīr al-Muʾminīn) 
öffentlich zu demonstrieren. Inwieweit diese »Huldi-
gung« nach Meinung von Herrn Karioh Teil des 
marokkanischen Staatsrechts sein soll – es wäre ein 

staatsrechtliches Unikat – lasse ich hier dahingestellt. 
Diese Loyalität zum Herrscher hatte historisch schon 
immer die Reichweite der Macht des Sultans (heute 
König) bestimmt, deren Grenzen fluktuierten. Das Land 
bestand in vorkolonialer Zeit aus zwei Teilen, dem Bilād 
al-Maḫzan (»Land der Herrschaft des Sultans«) und dem 
Bilād as-Sība (»Land des Aufruhrs«), das allein von den 
jeweiligen Stämmen kontrolliert wurde.1 Die Ausdeh-
nung des Maḫzan fluktuierte also je nach der - vor allem 
militärischen - Macht oder aber Schwäche des jeweili-
gen Sultans. Seine heutigen geographischen Grenzen 
verdankt Marokko letztlich der französischen Kolonial-
macht.

Geradezu grotesk wird die Argumentation des Autors, 
wenn er die Zugehörigkeit der Westsahara zum Staats-
gebiet Marokkos mit den aus der Gegend der Westsahara 
stammenden Dynastien der Almoraviden und der 
Almohaden begründet, die im Hochmittelalter Marok-
ko und Andalusien eroberten. Nicht nur, dass mit 
solchen Begründungen die Bundesrepublik Deutsch-
land die Wiederherstellung des Heiligen Römischen 
Reiches Deutscher Nation, Italien im Gegenzug die 
Rückkehr zum Imperium Romanum fordern könnten. 

Folgt man dieser Logik konsequent, so heißt diese 
Forderung doch, dass nicht die Westsahara Teil Marok-
kos, sondern Marokko Teil der Westsahara sein müsste, 
weil es einst von den saharischen Stämmen erobert 
wurde.

Mit all diesen »historischen« Argumenten hat Marokko 
schon bald nach seiner Unabhängigkeit immer wieder 
große Gebietsansprüche erhoben. Dies zeigt eine 
offizielle Karte von »Großmarokko«, wie sie in den 
1960er Jahren in allen Amtsstuben des Königreichs zu 
sehen war (Abb. 1). Als »marokkanisch« werden 
beansprucht: Der Westen Algeriens, ein Teil Malis und 
das gesamte Territorium Mauretaniens - die Westsahara 
liegt genau in der Mitte dieses Gebiets! Mit diesen Ge- 
bietsansprüchen widerspricht Marokko klar den 
Prinzipen der Charta der Organisation für Afrikanische 
Einheit (OAU) und ihrer Nachfolgeorganisation, der 
Afrikanischen Union (AU), die in Art. II Abs. 1 lit. c als 
Ziel der afrikanischen Staaten die Verteidigung der Sou-
veränität, der territorialen Integrität (wie sie aus der 
Dekolonisation resultierte, W.R.) und der Unabhän-
gigkeit festlegt.

Marokko unternahm auch schon lange vor dem hier 
behandelten Konflikt massive Versuche, um seine terri-
torialen Ansprüche zu verwirklichen. So bedrohte es alle 
Staaten mit dem Abbruch der diplomatischen Beziehun-
gen, sollten diese das 1960 unabhängig gewordene 
Mauretanien anerkennen.3 Erst zu Beginn der 1970er 
Jahre erfolgte eine Annäherung beider Staaten, die sich 
auf die gemeinsame Besetzung und Aufteilung der zu 
dekolonisierenden Westsahara richtete. Gegen Algerien 
führte Marokko, immer gestützt auf »historische« 
Ansprüche, bereits anderthalb Jahre nach dessen 1962 
mühsam errungener Unabhängigkeit einen Angriff-
skrieg mit dem Ziel der Einverleibung der Grenzregion 
Tindouf (Tindūf) und damit den Versuch, die marok-
kanische Grenze auf Kosten Algeriens nach Osten zu 
verschieben. Dieser Konflikt konnte unter Vermittlung 
der OAU beendet werden. 

Die unvollendete Dekolonisation

Erstaunlich an der »historischen« Darstellung von 
Karioh ist auch, dass er auf die Kolonisation der Westsa-
hara durch Spanien kaum eingeht. So erwähnt er nicht, 
dass diese auf den Vereinbarungen der Berliner »Kon-
go-Konferenz« basiert, die von November 1884 bis 
Februar 1885 unter Vorsitz des deutschen Reichskanzlers 

Bismarck tagte und auf der die koloniale Aufteilung 
Afrikas beschlossen wurde.

Spanien erhielt das Territorium der heutigen West- 
sahara, wo es bereits Handelsstützpunkte besaß. Im 
Zuge der allgemeinen Dekolonisationspolitik zu Beginn 
der zweiten Hälfte des 20. Jahrhunderts forderte die 
UN-Generalversammlung 1965 erstmalig Spanien auf, 
das Gebiet in die Unabhängigkeit zu entlassen. Die 
UNO handelte dabei auf der Grundlage der Resolution 
1514 von 1960, in der die UN-Generalversammlung das 
Recht aller Völker auf freie Selbstbestimmung festlegte. 
Nachdem Spanien auf diese und die jährlich folgenden 
Aufforderungen zur Dekolonisation des Gebiets nicht 
reagierte, bildete sich die Frente-POLISARIO4 als 
nationale Befreiungsbewegung. Sie griff 1973 zu den 
Waffen und begann den Kampf gegen die spanische 
Kolonialmacht. Damit ist auch die Behauptung Kariohs 
widerlegt, die Frente-POLISARIO sei eine von Libyen 
und Algerien gesteuerte, sezessionistische, auf den Sturz 
der marokkanischen Monarchie hinarbeitende Organi-
sation: Schon bevor der Konflikt durch die Einmischung 
Marokkos eskalierte, kämpfte die Frente-POLISARIO 
für die Unabhängigkeit der Westsahara und gegen die 
damalige Kolonialmacht Spanien. 

Lange könnte noch debattiert werden über die Aus-
lassungen von Herrn Karioh zur Natur der 
Frente-POLISARIO (»Separatisten«, »undemokratisch«, 
»diktatorisch«, »Einparteienstaat« usw.). Allein der Name 
»Front« hätte ihn zu ein wenig mehr Vorsicht und 
Differenzierung veranlassen müssen, denn in dieser 

Front sind - wie bei fast allen afrikanischen Befreiungs-
bewegungen der damaligen Zeit - unterschiedliche 
politische Gruppierungen zusammengeschlossen, deren 
gemeinsames Hauptziel die Unabhängigkeit des Landes 
ist. 

Marokko und Mauretanien meldeten ihre oben 
erwähnten Ansprüche an. Wie Karioh richtig schreibt, 
erbat die UNO vom Internationalen Gerichtshof (IGH) 
eine Rechtauskunft zum Status des Gebiets und zur 
Rechtmäßigkeit der marokkanischen und maure-
tanischen Ansprüche. Herr Karioh nennt das Gutachten 
eine »fatale Fehleinschätzung«, statt es zu zitieren, 
berichtet er ausführlich über die Position dreier in der 
Minderheit befindlicher Richter, die die Position 
Marokkos und Mauretaniens stützten, und verweist 
darauf, dass »die fehlende fachliche Analyse des Instituts 
der Huldigung (…) das Gutachten (…) unverwertbar 
(machte).« Dass von dieser Huldigung als Rechtsinstitut 
im Gutachten gar nicht der Rede ist, verschweigt der 
Autor. Selbst der marokkanische König Ḥasan II. wür-
digte am Tage nach dem Gutachten in einer Rede 
lobend die Entscheidung der Richter, allerdings indem er 
behauptete, dass der IGH die marokkanische Position 
voll und ganz anerkannt habe. Um diesen Streitpunkt 
endgültig klarzustellen, sei hier der Kernsatz des von der 
Mehrheit der Richter des IGH formulierten Gutachtens 
im Wortlaut wiedergegeben:

»[…] dass weder die internen Akte noch die internationalen 
Akte, auf die Marokko sich beruft, die Existenz oder die inter-
nationale Anerkennung von juristischen Souveränitätsbind-
ungen zwischen der Westsahara dem marokkanischen Staat 
anzeigen. Selbst wenn man die besondere Struktur dieses 
(marokkanischen W.R.) Staats in Rechnung stellt, so zeigen 
sie nicht, dass Marokko eine wirkliche und ausschließliche 
staatliche Aktivität in der Westsahara ausgeübt hätte.«5

Als der IGH diese Feststellung traf, waren viele Zeug- 
nisse von Forschern und Seeleuten aus der zweiten 
Hälfte des 19. Jahrhunderts noch gar nicht bekannt. Sie 
alle bestätigen die fehlende Autorität des Sultans in der 
Westsahara.  König Ḥasan II. aber antwortete in seiner 
oben erwähnten Rede auf dieses klare Rechtsgutachten 
des Internationalen Gerichtshofs mit dem »Grünen 
Marsch« (al-Masīra al-Ḫuḍrāʾ), in dessen Rahmen 
zwischen 350.000 und 500.000 Marokkaner hoch 
organisiert und bewaffnet mit dem Koran, der sie 
vermeintlich legitimierte, wenige Kilometer in das 
Gebiet eindrangen. Zugleich griff die marokkanische 
Armee an. Hunderttausende Sahrawis flohen in Rich-

tung der algerischen Grenze. Die marokkanische Luft-
waffe bombardierte die Flüchtlingstrecks mit Splitter-
bomben und Napalm, der algerische Staatschef Boume-
dienne (Bū-Madyan) sprach in seiner Botschaft an die 
Blockfreien Staaten von einem »wahren Völkermordun-
ternehmen«.7 Der UN-Sicherheitsrat trat zusammen 
und forderte die Unterlassung jeder einseitigen 
Maßnahme (Res. 379 vom 2. Nov. 1975) und den 
Rückzug der Teilnehmer am »Grünen Marsch« (Res. 
380 vom 6. Nov. 1975).

Ungeachtet der Resolutionen der Generalversammlung 
und des Sicherheitsrats der Vereinten Nationen schlossen 
Spanien, Marokko und Mauretanien am 14. November 
1975 das sog. Dreierabkommen von Madrid, das bei 
Karioh noch nicht einmal Erwähnung findet. Spanien 
kündigte darin seinen endgültigen Rückzug aus der 
Kolonie für den 28. Februar 1976 an, übertrug seine 
Hoheit über das Territorium an Marokko und Maureta-
nien, war damit formal seine Kolonie los und versuchte, 
den Besatzern als »Rechtsnachfolgern« eine gewisse 
Legalität zu verschaffen. Im Gegenzug erhielt Spanien in 
einem geheimen Zusatzabkommen 35% der Anteile des 
Office Chérifien des Phosphates (OCP, s. u.) und umfang- 
reiche Fischereirechte in den Küstengewässern des Ge- 
biets.8

Spanien übergab also die Kolonie Westsahara, eine 
Sache, die ihm nicht gehörte, an Dritte. Die Gültigkeit 
dieses Vertragswerks ist daher mehr als zweifelhaft. Die 
Frente-POLISARIO rief am 27. Februar 1976 den Staat 
Demokratische Arabische Republik Sahara (DARS) aus, 
um kein völkerrechtliches Vakuum nach dem Abzug 
Spaniens entstehen zu lassen. Dieser Staat ist derzeit von 
ca. 60 vor allem afrikanischen und lateinamerikanischen 
Staaten anerkannt. Die marokkanische Annexion wird 
von keinem Staat der Welt für rechtmäßig erachtet. Die 
Vereinten Nationen erkennen zwar die DARS nicht an, 
aber die Frente-POLSARIO wird als »der legitime 
Repräsentant des sahrawischen Volkes« anerkannt und ist 
neben Marokko gleichberechtigter Partner in den von 
den UN geführten Verhandlungen über die Lösung des 
Konflikts.  

Ihren Befreiungskrieg hatte die Frente-POLISARIO bis 
weit nach Süd-Marokko und in Mauretanien sogar bis 
in die Hauptstadt Nouakchott getragen. 1978 schloss 

Mauretanien Frieden, zog sich aus der Westsahara 
zurück und erkannte die 1976 von der Frente-POLISA-
RIO ausgerufene DARS an. Daraufhin besetzte Marok-
ko auch diesen, von Mauretanien geräumten Teil des 
Gebiets. 1989 kam es zu einem - einmaligen - Treffen 
zwischen dem damaligen marokkanischen König Ḥasan 
dem II. und der Führung der POLSARIO. Am 29. April 
1991 verabschiedete der Sicherheitsrat der UNO die 
Resolution 690, mit der er die Einrichtung der MIN-
URSO beschloss. Das Kürzel steht für »Mission der 
Vereinten Nationen für das Referendum in der Westsa-
hara«: In einer unter Aufsicht der UN und der OAU 
durchzuführenden Volksabstimmung sollte die Be- 
völkerung die Wahl haben zwischen Unabhängigkeit 
und Anschluss an Marokko. Zusätzlich zur Vorbereitung 
der Volksabstimmung sollten Blauhelme der Mission 
den unter Vermittlung von UN und OAU geschlossenen 
Waffenstillstand zwischen den beiden Parteien überwa-
chen. Dieser Waffenstillstand hält bis heute.

Doch die Mission stand von Anfang an vor großen 
Schwierigkeiten.9 Marokko weigerte sich, seine im 
Territorium stationierte Armee von 160.000 Mann auf 
die vorgesehenen 65.000 zu reduzieren, es verbrachte 
auch schon in den 1990er Jahren etwa 200.000 Siedler 
aus Marokko in die besetzten Gebiete, ein klarer Völker-
rechtsverstoß. Die größte Schwierigkeit war aber die 
Identifizierung der Abstimmungsberechtigten: Jenseits 
der 73.497 in einem spanischen Zensus gezählten 
Sahrawis und ihrer Nachfahren bestand Marokko darauf, 
dass auch die inzwischen angesiedelten Marokkaner 

abstimmungsberechtigt sein sollten. Darüber hinaus 
schob Marokko eine Vielzahl von Wählern nach, die 
über Stammesälteste, die zum Teil in Marokko lebten, 
identifiziert wurden - ein schwieriges und problema-
tisches Vorgehen in einer nomadischen Gesellschaft, die 
sich nie um die Grenzziehung der Kolonialmächte 
geschert hatte. Trotz mehrerer Vorschläge der Vertreter 
des UN-Generalsekretärs konnte bisher keine endgül-
tige Einigung der Parteien erzielt werden.10

Marokko nutzte die Zeit des nun schon über dreißig 
Jahre dauernden Waffenstillstands nicht nur zur Besie-
delung und zum Ausbau des marokkanischen Bevölker-
ungsanteils, sondern auch zur militärischen Sicherung 
des Gebiets und zum Ausbau einer »Mauer«, die den 
größten Teil der Westsahara nach Westen absichert: 
Diese Befestigungsanlage beginnt nördlich der Westsa-
hara entlang der marokkanisch-algerischen Grenze und 
zieht sich über 2.800 km nach Süden zur maure-
tanischen Grenze, biegt dann nach Westen bis zum 
Atlantik ab. (Abb. 2) Sie besteht aus einem hohen Wall 
aus Geröll und Stein, wird gesichert durch gestaffelte 
Stacheldraht- und Elektrozäune und ist mit zehntausen-
den Landminen gesichert. Diese Minen werden von den 
alle paar Jahre wiederkehrenden sintflutartigen Regen-
fällen weit ins Gelände geschwemmt, wo sie eine 
permanente Gefahr für die Hirten und ihre Herden 
darstellen, die auf den von der Frente-POLISARIO 
kontrollierten Gebieten westlich der »Mauer« nomadis-
ieren. Entlang dieser »Grenze« überwacht die MINUR-
SO den Waffenstillstand.

Ökonomische Interessen und Rolle der EU

Die Westsahara verfügt über ungeheure Vorräte an qual-
itativ hochwertigem Phosphat, das im Tagebau abge-
baut werden kann. Zusammen mit den marokkanischen 
Phosphaten, die meist qualitativ schlechter und 
kostspieliger abbaubar sind, ist das OCP mit Sitz in 
Casablanca der größte Anbieter von Phosphat auf dem 
Weltmarkt. Phosphat ist u.a. Grundlage für die Herstel-
lung von Düngemitteln. Das OCP ist auf das Engste mit 
dem marokkanischen Staat verwoben: In seinem Auf-
sichtsrat sitzen neben dem Generaldirektor und der 
Banque Centrale Populaire sechs Ministerien, darunter 
Inneres, Auswärtiges, Wirtschaft und Finanzen, Energie 
und Minen sowie ein Staatssekretär.11 Die wichtigste 

Phosphatmine des OCP ist Bou Craa (Abū Krāʿ) in der 
Westsahara, nahe der Hauptstadt El Aaiún (al-ʿUyūn). 
Seit 2002 hält das OCP 100% der Anteile, nachdem 
Spanien seine Aktien an das OCP übertragen hat. Die 
Mine von Bou Craa ist durch ein knapp hundert Kilo-
meter langes Förderband (erbaut von Krupp) mit den 
Verladeanlagen am Atlantik verbunden (Abb. 2). Das 
OCP wird auch durch die deutsche Kreditanstalt für 
Wiederaufbau gefördert, die mit einem Darlehen von 
über 200 Millionen Euro eine Meerwasserentsalzungs- 
anlage mitfinanziert,12 da die Phosphataufbereitung 
äußerst wasserintensiv ist. Phosboucraa produziert rund 
drei Millionen Tonnen Phosphat im Jahr, außerdem 
Phosphorsäure und phosphatierte Düngemittel.13 Allein 
im Jahre 2018 exportierte Marokko Phosphat im Wert 
von 164 Millionen US-Dollar.14

Das zweite wichtige Produkt der Westsahara ist Fisch. 
Die Gewässer des Gebiets zählen zu den fischreichsten 
der Welt und sind der Tummelplatz der internationalen 
Fischfangflotten. Die Hoheitsgewässer (auch Territori-
algewässer genannt) eines Staates umfassen grundsät-
zlich das Gebiet zwölf Seemeilen vor der Küste. Dort übt 
der jeweilige Küstenstaat seine souveränen Hoheits-
rechte aus.15 Doch aufgrund des Drucks einiger Staaten 
haben die Vereinten Nationen im Seerechtsabkommen 
vom 10. Dezember 1982 das Meeresgebiet auf bis zu 200 
Seemeilen (ca. 380 km) ausgedehnt. Kontrolliert Marok-
ko die Küstengewässer vor der Westsahara, verfügt es 
über einen ungeheuren Fischreichtum und kann mit 
internationalen Fischfangflotten bzw. deren Heimatstaa- 
ten äußerst lukrative Geschäfte abschließen.

Darüber hinaus werden in der Westsahara und deren 
Offshore-Gebiet Öl, Gas, Uran und verschiedene Edel-
metalle vermutet. Bohrrechte hat die marokkanische 
Regierung an die US-amerikanische Kosmos-Energy 
und an den französischen Erdölkonzern Total vergeben.16

Immer größere Bedeutung, auch für die Versorgung 
Europas, gewinnen die erneuerbaren Energien. Wie die 
Bundesagentur German Trade & Invest (GTAI)17

berichtet, einigten sich Marokko und Spanien auf den 

Bau einer dritten Stromverbindung (Kosten 150 
Millionen Euro), die durch Wind und Sonne erzeugte 
Energie nach Europa führen soll.18 Die Erzeugung 
dieser Energie erfolgt zum überwiegenden Teil in der 
Westsahara. Marokko, das mit der EU durch ein Frei-
handelsabkommen verbunden ist, ist außerdem ein 
wichtiger Standort für die Fertigung von Flugzeug- und 
Kfz-Teilen. Eine herausragende Rolle spielt die 
Lieferung von landwirtschaftlichen Produkten, wobei 
gerade die Produktion von Gemüse wie Tomaten, 
Gurken und Melonen in der Region von Dakhla 
(ad-Daḫla) in der Westsahara erfolgt.19

Während der Handel mit der EU blüht, gerät Marokko 
in anderen Staaten der Welt unter Druck: So wurden 
Schiffe, die westsaharisches Phosphat transportierten, in 
Südafrika und Panama (beide Staaten erkennen die 
DARS an) beschlagnahmt.20 Diese Akte beförderten eine 
neue internationale Diskussion über den Rechtsstatus 
der Westsahara. Am 10. Dezember 2013 hatte sich das 
EU-Parlament mehrheitlich für die Erneuerung des 
»Partnerschaftlichen und Fischereiabkommens« mit 
Marokko ausgesprochen - ohne die Westsahara zu 
erwähnen. Dieser diplomatische Schachzug ermöglichte 
es der EU, das juristisch heiße Eisen nicht zu problema-
tisieren und Marokko, die bisherige Praxis, die 
Plünderung der westsaharischen Fischgründe, ungestört 
fortzusetzen. 

Die Beschlagnahmung des westsaharisches Phosphat 
transportierenden Schiffes in Südafrika führte zu einer 
Reihe juristischer Auseinandersetzungen, die schließlich 
in einer Klage der Frente-POLISARIO vor dem 
Europäischen Gerichtshof (EuGH) mündete. Dieser hat 
in seinem Urteil betont, dass es sich bei der Westsahara 
um ein »Hoheitsgebiet ohne Selbstregierung« nach Art. 
73 der Charta der Vereinten Nationen handelt. Daraus 
folgt, dass die Verfügung über die Ressourcen des Ge- 
biets ohne Zustimmung des sahrawischen Volkes 
unrechtmäßig ist und dass das zwischen der EU und 
Marokko abgeschlossene Handelsabkommen auf 
Produkte des Westsahara nicht anzuwenden sei.21 In der 
Folge müssen landwirtschaftliche und Fischereiproduk-

te eigens gekennzeichnet werden und dürfen nicht als 
marokkanische Produkte vermarktet werden. 

So klar die Rechtslage auch sein mag, es wird abzu-
warten sein, wie sich die EU aus dieser Situation 
herauswinden wird. Denn Marokko ist nicht nur ein 
starker Partner der EU (siehe auch die deutschen 
Kredite), es genießt schier uneingeschränkt die Unter-
stützung der ehemaligen Kolonialmächte Spanien und 
Frankreich. Letzteres beherrscht noch immer die Afri-
kapolitik der EU entscheidend. So hat Paris als Ständiges 
Mitglied des Sicherheitsrats der Vereinten Nationen 
bisher mit Erfolg verhindert, dass die jährlichen Resolu-
tionen zur Verlängerung des Mandats der MINURSO, 
wie bei anderen UN-Missionen üblich, eine Klausel zur 
Überwachung der Einhaltung der Menschenrechte im 
Konfliktgebiet erhielten.

Und Marokko hat noch ein ganz anderes Druckmittel 
gegen die EU: Neben Libyen und der Türkei ist das 
Land eines der wichtigsten Bollwerke gegen 
Geflüchtete, die die nur 14 km enge Straße von Gibral-
tar in Richtung Europa von den spanischen Enklaven 
Ceuta und Melilla aus zu überwinden versuchen. Die 
EU unterstützt Marokko bei der Flüchtlingsabwehr 
bereits jetzt mit jährlich 140 Millionen Euro.22 Je nach 
Laune und Stand der politischen Beziehungen mit der 
EU scheint Marokko auch punktuell Gruppen von 
Flüchtlingen durchzulassen, um seinen Druck zu 
erhöhen.23 

Autonomie?

Das Bemühen um die »historischen Ansprüche« Marok-
kos auf die ehemalige spanische Kolonie wird in seiner 
politischen Zielsetzung erkennbar, wenn als Lösung des 
Konflikts, wie vom marokkanischen König oder dem 
Verfasser des hier kritisierten Artikels, »Autonomie« als 
Lösung vorgeschlagen wird. Autonomie gilt in der 
Staatenwelt in der Regel für (sprachliche, kulturelle, 
religiöse) Minderheiten, die sich durch diese Merkmale 
von der Mehrheitsbevölkerung eines Staates unter-
scheiden, wie beispielsweise die Kurden im Irak, zahlrei- 
che Republiken der Russischen Föderation oder Grön-
land innerhalb Dänemarks. In sehr unterschiedlichem 
Maße können autonome Gebiete eigene Gesetzge-
bungsorgane besitzen, aber sie haben keine Sou-
veränität: Außen-, Sicherheits- und Wirtschaftspolitik 

sind immer Angelegenheit des Zentralstaats. Daher ist 
Autonomie immer das Resultat eines Aushandlungs- 
prozesses zwischen politischen Akteuren. Solche Auto- 
nomie muss also von der betroffenen Bevölkerungs-
gruppe akzeptiert sein.

Die von Marokko ins Spiel gebrachte Autonomierege-
lung wird damit leicht erkennbar: Ja, die Sahrawis haben 
ihre Eigenheiten. Was aber »Autonomie« unter marok-
kanischer Herrschaft wohl hieße, ist unbekannt. So kann 
angenommen werden, das die Sahrawis, wenn sie 
wollen, weiterhin ihre Sprache, das dem Hochara-
bischen verwandte Ḥassānīya, sprechen dürften; ihre 
Frauen dürften wohl weiterhin ihren farbigen Umhang 
tragen; sie dürften weiterhin ihr traditionelles Wüsten-
zelt, die Ḫaima, besitzen und vielleicht für Touristen 
Volkstänze aufführen. Die entscheidenden Fragen aber 
bleiben in der Kompetenz des Zentralstaats – im Falle 
Marokkos letztlich des Königs.

Vor allem aber wird die wie auch immer gewährte 
Autonomie als eine Konzession Marokkos an die 
Sahrawis, also ein vom König zugestandener Gnaden- 
akt, verstanden. Damit soll die vorausgegangene Ges-
chichte gelöscht, die nicht vollzogene Entkolonisierung, 
die militärische Eroberung des Gebiets und seine völker-
rechtswidrige Annexion vertuscht werden. Vermieden 
würde durch diesen Akt auch die selbst für eine »Auto- 
nomie« notwendige Zustimmung der betroffenen Be- 
völkerung. So dürfte der Grund für die Ablehnung des 
Baker-Plans von 2003 (s. Fn. 10) durch Marokko wohl 
die Tatsache gewesen sein, dass im Abstim-
mungsvorschlag überhaupt die Unabhängigkeit des 
Gebietes als eine Alternative neben der »Autonomie« 
und dem Anschluss an Marokko genannt wurde. In 
zahlreichen Äußerungen Marokkos wurde immer 
wieder unterstrichen, dass nur ein »Zustimmungsrefer-

endum« infrage komme.24 Damit ist jede demokratische 
Legitimation auch der »Autonomie« ausgeschlossen. 

So hat sich eine fast paradoxe Situation ergeben: In den 
Flüchtlingslagern in der Nähe der algerischen Oase 
Tindouf leben seit fast einem halben Jahrhundert etwa 
160.000 Geflüchtete mit ihren Kindern und Kindeskin-
dern, regiert von der  Frente-POLISARIO, die in der 
UNO, der AU und auch vor Gerichten wie dem EuGH 
als Repräsentantin des sahrawischen Volkes anerkannt 
wird. Immer wieder fordert sie unter Berufung auf das 
Völkerrecht die marokkanische Besetzung und Annex-
ion rückgängig zu machen und den seit einem halben 
Jahrhundert fälligen Dekolonisationsprozess endlich in 
Gang zu setzen. Effektiver Widerstand gegen die 
Besatzung, vor allem aber wachsende Unterstützung für 
die Frente-POLISARIO ist in den letzten Jahren in den 
besetzten Gebieten selbst entstanden, wo immer wieder 
Demonstrationen und Proteste stattfinden, deren 
Umfang durch massive Repression klein gehalten 
werden soll. Einreisebeschränkungen für Touristen, 
Politiker, Menschenrechtler und Journalisten sorgen 
dafür, dass über den Konflikt und die Zustände in den 
besetzten Gebieten kaum berichtet werden kann.

Eine gewisse Beachtung fanden in jüngster Zeit die 
Proteste und der Hungerstreik von Aminatū Ḥaidār, 
Trägerin des alternativen Nobelpreises, die selbst Jahre in 
marokkanischen Gefängnissen verbrachte und schwer 
gefoltert wurde, sowie die brutale Vernichtung des 
Protestcamps »Gdeim Izik« (Akdīm az-Zīk) rund 20 km 
vor der Hauptstadt El Aaiún: Tausende Sahrawis hatten 
im Oktober 2010 die Stadt verlassen, ihre Ḫaimāt aufge-
baut und eine Selbstverwaltung organisiert. Marok-
kanische Sicherheitskräfte stürmten schließlich das 
Lager, zerstörten es und töteten wahrscheinlich ein 
rundes Dutzend Menschen. Willkürlich als »Rädels-
führer« des friedlichen Protests Verhaftete wurden 
gefoltert und von Militärgerichten zum Teil zu 
lebenslänglichen Haftstrafen verurteilt. Dies alles zeigt, 
dass der Wunsch nach Souveränität durch eine wie auch 
immer geartete, von außen aufoktroyierte Autonomie 
nicht gebrochen werden kann. Die Einhaltung des 
Völkerrechts erscheint noch immer als die einzige sinn-
volle und gerechte Lösung des Konflikts.

Die Ausübung der Selbstbestimmung der betroffenen 
Bevölkerung auf der Grundlage des Völkerrechts könnte 
Marokko auch von seinem Militärhaushalt in Höhe von 
vier Milliarden US-Dollar im Jahr25 befreien, der zum 

22  Dugge, Marc. „Fluchtroute nach Spanien – Marokkos zweifelhafte 
Methoden.“ In: Tagesschau Online, 10.07.2019 
https://www.tagesschau.de/ausland/spanien-marokko-seenotrettung-101.ht
ml (letzter Zugriff am: 27.03.2020).

23  Klingst, Martin. „Flüchtlinge – Ist das die Grenze, die wir wollen?“ In: Zeit 
Online, 21.01.2016 
https://www.zeit.de/2016/04/fluechtlinge-melilla-zaun-marokko/seite-2 
(letzter Zugriff am: 27.03.2020).

größten Teil für die Instandhaltung und Bewachung der 
2.800 km langen »Mauer« benötigt wird. Der wirkliche 
Gegner einer rechtskonformen Lösung ist wohl das 
Bündnis aus Palast und internationalen Konzernen. Vom 
Beitrag eines Juristen zu diesem Konflikt wäre zu 
erwarten gewesen, dass er die zwei letzten Jahre der 
Rechtsentwicklung in Europa nicht einfach ausblendet, 
sondern die Urteile europäischer Gerichte und des 
EuGH zumindest benennt, auch wenn sie seiner Argu-
mentation den Boden entziehen.
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Von Carl Heinrich Becker zu Alice Weidel

Der Politikwissenschaftler Ozan Zakariya Keskinkiliç 
geht in seiner Untersuchung der Frage nach den Paral-
lelen zwischen den aktuellen antimuslimischen Diskur-
sen, insbesondere der AfD, und denen im Deutschen 
Kaiserreich nach. Er vergleicht dafür schriftliche Quel-
len und Reden von AfD-Politikern mit den Debatten, 
die auf den beiden Deutschen Kolonialkongressen 1905 
und 1910 geführt wurden. Dabei geht er davon aus, dass 
antimuslimische Narrative und Stereotype »weit mehr 
über die Produzenten des Diskurses als über sein Objekt« 
(S. 8) aussagen. Worum es seiner Meinung nach bei 
diesen »Islamdebatten« in Wahrheit geht, macht er 
bereits im Vorwort deutlich: »Das Problem lautet anti-
muslimischer Rassismus.« (Ebd.) Was manch einen 
veranlassen könnte, dem Autor Voreingenommenheit 
bei seiner Untersuchung vorzuwerfen, ist in Wirklich-
keit erfrischend. Wissenschaft findet nicht im luftleeren 
Raum statt. Es gibt genug Meinungsmacher, die ihre 
Sichtweise mit vermeintlicher Objektivität zu kaschie-
ren versuchen. Es steht Keskinkiliç gut zu Gesicht, 
gleich zu Beginn Farbe zu bekennen.

Die Kolonialkongresse fanden im Kaiserreich ab 1902 
regelmäßig statt. Neben Vertretern und Lobbyisten der 
imperialistischen Wirtschaftsbranchen und christlichen 
Missionsgesellschaften nahmen auch Wissenschaftler, 
vor allem Ethnologen und Orientalisten, Teil. Der 
zweite Kongress 1905 verzeichnete mehr als 2000 Teil-
nehmer. Wie auch der von 1910 widmet er sich u.a. 
ausführlich der »Gefahr einer Islamisierung deutscher 

Kolonien«. Keskinkiliç legt dabei offen, dass zahlreiche 
der von der AfD postulierten islamfeindlichen Motive 
bereits Teil der Debatten der deutschen Kolonialherren 
waren. Schon damals wähnte sich das Kaiserreich als 
dem »rückständigen« Islam überlegen. Wenige Jahre 
bevor die deutschen Militärs und Wirtschaftseliten zum 
ersten Mal einen Weltkrieg gegen die anderen europäi-
schen Mächte vom Zaun brachen, war man in Berlin 
überzeugt, »der« Islam bedeute Gewalt und Sklaverei, 
Feindschaft gegen Europa und Expansionismus. (S. 37 
f.) Die Parallelen zur Bekenntnis der Neuen Rechten 
zum »christlich-abendländischen Europa« auf der einen 
und ihrem realen Nationalchauvinismus auf der anderen 
Seite sind offensichtlich. Weitere Übereinstimmungen, 
die der Autor ausmacht, sind etwa das Motiv der »Leit-
kultur«, dem Moscheebau-Verbot und der Forderung 
nach einer Deutschpflicht sowie der Behauptung, das 
Christentum sei per se humanistisch und vernünftig, 
während der Islam als archaisch, gewalttätig und irratio-
nal gilt. Auch Frauenfeindlichkeit unterstellte man den 
muslimischen Männern, während in Deutschland selbst 
Frauen weder wählen noch sich in Vereinen organisieren 
durften. Wie heute muslimische Frauen mit Kopftuch 
häufig als vermeintliche Opfer entmündigt werden, 
sahen auch die männlichen Kolonialbeamten sie damals 
als unterdrückt, passiv, »ungebildet und naiv«. (S. 51)

Keskinkiliç zeigt auch, dass der moderne Kulturrassis-
mus schon zu Beginn des 19. Jahrhunderts vorhanden 
war. Während die Rassismus-Forschung von der Rassifi-
zierung der Kultur spricht, etwa wenn die AfD Muslime 
als homogene, durch ihre Religion und Kultur determi-
nierte Gruppe darstellt, bekannte der Orientalist Carl 
Heinrich Becker 1910 offen, der angebliche Gegensatz 
zwischen Islam und Christentum sei »der ganz naturge-
mässe Ausdruck der natürlichen Verschiedenheit der 
Rassen«. (S. 40) Dabei ähneln sich nicht nur die Inhalte, 
sondern auch die sprachliche Form. Rechtspopulisten 
und Kolonialpolitiker teilen einen Fable für kriegerische 
und fatalistische Ausdrücke: Während der Missionar und 
Vordenker der Ökumene, Julius Richter, 1905 vom 

»grossen Kampfe zwischen Islam und Christentum« 
sprach, verkündet die AfD den unausweichlichen »Kul-
turkrieg« mit dem Islam und den Drohenden Untergang 
des Abendlandes. (S. 37) Aber auch Metaphern, die den 
Islam als Krankheit darstellen, sind beliebt. Dabei 
handelt es sich zudem offensichtlich um eine Parallele 
zum Antisemitismus mit seiner Darstellung des Juden 
als Krebsgeschwür oder Parasit.

Dem Thema Antisemitismus und dessen Zusammen-
hängen mit der Islamfeindlichkeit widmet sich Keskin-
kiliç in einem eigenen Exkurs. Dankenswerterweise 
erteilt er der um sich greifenden Behauptung, bei Anti-
semitismus handle es sich um eine eigene Ideologie und 
nicht um eine Form von Rassismus, eine klare Absage. 
Er weist darauf hin, dass dieser zwar im Genozid gipfeln 
könne, es aber nicht zwangsläufig müsse, wie dies etwa 
Theodor Adorno und Max Horkheimer, aber auch Wis-
senschaftler und Publizisten aus neokonservativen Krei-
sen behaupten. Darin liege kein Unterschied, sondern 
gerade eine Gemeinsamkeit mit anderen Formen von 
Rassismus. Es sei daran erinnert, dass die Nazis selbst 
neben Juden auch Sinti und Roma systematisch verfolg-
ten und einen Vernichtungskrieg gegen die »slavische 
Untermenschenrasse« führten. Von den Völkermorden in 
den Kolonien Europas soll hier gar nicht die Rede sein. 
Der Autor weist zudem sowohl auf die Parallelen 
zwischen antisemitischen und antimuslimischen Narra-
tiven als auch auf die historische Verflechtung dieser 
Feindbilder hin: Der Jude galt stets auch als »Orientale«. 
Als gemeinsame Zäsur kann zudem die Verfolgung und 
Vertreibung europäischer Muslime und Juden aus 
Spanien nach 1492 gelten. Heute, wo vor dem Hinter-
grund des Palästinakonflikts von vielen Seiten ein 
jüdisch-muslimischer Gegensatz konstruiert wird, wird 
der Islam oftmals mit dem Faschismus gleichgesetzt. 
Hierbei sieht Keskinkiliç nicht nur antimuslimische, 
sondern auch antisemitische Motive am Werk: Juden 
würden zum Alibi für islamfeindlichen Rassismus und 
die deutsche Schuld so gleich mit entsorgt.

Nicht zuletzt dieser gelungene Exkurs macht Keskinki-
liçs Buch lesenswert. Ansonsten liefert sein Buch zwar 
keine neuen theoretischen Erkenntnisse, denn er stützt 
sich weitgehend auf bereits etablierte Theorien und 
auch die historische Verankerung des Feindbild Islam ist 
bekannt. Aber der Autor trägt in jedem Fall zu einem 
umfangreicheren Bild der rassistischen Islamfeindlich-
keit in der deutschen Geschichte und Gegenwart bei, 
das er mit bislang nicht untersuchten Fallbeispielen 
ergänzt. Dabei entblößt er einmal mehr sowohl die kolo-
nialistische Tradition der deutschen akademischen Eliten 
als auch der neurechten Parteien.

Die Eziden erlangten in den letzten Jahren vor allem 
deshalb traurige Berühmtheit, weil 2014 der sog. Islami-
sche Staat (IS) im Irak in ihren Gebieten wütete. Die 
UN sprach in diesem Zusammenhang von einem 
Völkermord. Dieses traurige Kapitel reiht sich ein in 
eine Geschichte der Diskriminierung, die in den letzten 
150 Jahren mehrere ähnliche Ereignisse hervorgebracht 
hat. Aber die Eziden sind mehr als nur die Opfer, die von 
westlichen Politikern und Medien plötzlich entdeckt und 
für eine kurze Zeit als lebendiges, aber meist stummes 
Beispiel für die Grausamkeiten in der »islamischen Welt« 
stilisierten wurden. Ihre Geschichte, Kultur und Religi-
on sind relativ unbekannt, sowohl für die Mehrheitsge-
sellschaften in denen sie leben, als auch für jene im 
Westen. Banu Yalkut-Breddermann, die in Ankara und 
Berlin Ethnologie und Religionswissenschaften studier-
te, führt den Leser in die Thematik ein, indem sie 
zunächst von ihren eigenen ersten Berührungspunkten 
mit dem Ezidentum berichtet, kleine Anekdoten schil-
dert und erklärt, wie sie ihre Rechercheverfahren mit der 
Zeit modifiziert hat, indem sie die Interviewten zuneh-
mend die Leitung der Gespräche übernehmen ließ.

Der Leser erfährt Grundlegendes über das Ezidentum: 
über die nach wie vor umstrittenen Ursprünge der Reli-
gion, ihre schriftlichen und mündlichen normativen 
Überlieferungen und ihre soziale und institutionelle 
Gliederung. Auch das spannungsreiche und vielschich-
tige Verhältnis zu den großen Religionen der Region 
wird deutlich gemacht. So beziehen sich die Eziden u.a. 
auf den bekannten muslimischen Gelehrten Ḥasan 
al-Baṣrī (642-728) und auch zum Sufismus sind Paralle-
len unübersehbar. Mit den Christen teilte man die 
Erfahrung, oft Staatsbürger zweiter Klasse zu sein, und 
während des Völkermords an den Armeniern gewährten 
viele Eziden ihren christlichen Nachbarn Zuflucht. Auf 
der anderen Seite wird der von ihnen verehrte Engel Pfau
von Christen wie auch Muslimen oftmals mit dem gefal-
lenen Engel Lucifer bzw. mit Iblīs gleichgesetzt, weshalb 
die Eziden als »Teufelsanbeter« diskriminiert und 
verfolgt wurden. Als solche stellte sie auch der IS nicht 
vor die Wahl, Kopfsteuer zu zahlen oder zu fliehen, 
sondern begann gleich mit einem erbarmungslosen 
Vernichtungsfeldzug gegen ihre Dörfer. Außerdem 
erfährt man, wieso die gängige Bezeichnung »Jezide« 

eigentlich ein abwertender Begriff ist: Er suggeriert, die 
Religion gehe auf Yazīd ibn Muʿāwiya zurück. Als 
Mörder Ḥusain ibn ʿAlīs, der von den Schiiten als dritter 
Imam verehrt wird, und als zweiter Khalif der Ummaya-
den, die bei den Sunniten einen schlechten Ruf haben, 
wurde die mit seinem Namen verknüpfte Bezeichnung 
»yazīdīy« zum Stigma.

Das Siedlungsgebiet der Eziden erstreckte sich bis zu 
den politischen Verwerfungen im nahöstlichen Raum im 
19. und 20. Jahrhundert über die nördlichen Regionen 
Syriens, Iraks und Irans, den Osten der Türkei und Teile 
Armeniens und Georgiens, wohin viele von ihnen in 
dieser Zeit flohen. Während sie in der Sowjetunion, wie 
so viele Minderheiten, von den guten Bildungschancen 
profitierten, litten sie in den anderen Staaten unter zum 
Teil massiver Diskriminierung. Als Anhänger einer 
nicht als Buchreligion anerkannten Glaubensgemein-
schaft wurde ihnen im Osmanischen Reich kein 
ḏimmī-Status zuerkannt. In der säkularen Türkei erging 
es ihnen nicht besser: Da das Ezidentum mit der kurdi-
schen Nationalität eng verknüpft ist, passten die Eziden 
gleich doppelt nicht zum ethnisch-religiösen Nationa-
lismus der Kemalisten. Als Kurden wurden sie verleug-
net (»Bergtürken«) und ihre Religion nicht anerkannt, 
weshalb man ihre Pässe mit einem »X« kennzeichnete. 
Der Staat vernachlässigte ihre Siedlungsgebiete in der 
Osttürkei lange und die meisten lebten noch immer als 
Bauern, als das Militär nach dem Putsch 1980 gegen 
Linke und kurdische Nationalisten vorging und der 
Krieg mit der Arbeiterpartei Kurdistans (PKK) 
entbrandte. In dieser Zeit flohen erstmals zahlreiche 
Eziden nach Westeuropa, wo sie Asyl beantragten. Laut 
Yalkut-Breddermann leben heute 99% der türkeistäm-
migen Eziden in Europa. (S. 31)

In der Diaspora macht die ezidische Community aktuell 
tiefgreifende Wandlungsprozesse durch. Wie die Auto-
rin erklärt, vollziehen sich diese im Rahmen zweier 
Spannungsverhätlnisse, nämlich zwischen eigener 
Tradition und Identität auf der einen und den kulturellen 
und moralischen Ansprüchen westlich-kapitalistischer 
Gesellschaften auf der anderen Seite, sowie der Ausein-
andersetzung um die Einheit von Ezidentum und kurdi-
scher Nationalität. Derzeit befinde sich die ezdische 
Gemeinschaft in einem Interregnum: »Bisherige Struk-
turen sind nicht mehr erkennbar, neue haben sich noch 
nicht gebildet.« (S. 39) Das öffne Perspektiven für soziale 
und theologische Reformen und Pluralität, nicht zuletzt 
aufgrund der Tatsache, dass die hier geborenen Genera-
tionen bereits entsprechend geprägte Bedürfnisse ausge-
bildet hätten. Auf der Suche nach einer den neuen Rea-
litäten entsprechenden Form, ihre religiöse Identität 
auszuleben, würden heute verschiedene Wege gegan-
gen, wobei alte Strukturen, wie etwa das Kastenwesen, 
die Endogamie und die Exklusivität, zunehmend 

aufbrächen. Dabei scheint der Autorin zufolge die 
Akzeptanz innerhalb der Community, auch vonseiten 
der traditionellen Eliten, relativ hoch zu sein.

Allerdings bestehen auch im Exil Gräben und Konflikte 
innerhalb der Gemeinschaft. So etwa zwischen den 
Strömungen, die die Wurzeln des Ezidentums im Zoro-
astrismus sehen und die mit der kurdischen Nationalbe-
wegung eng verbunden sind, und jenen, die diesen 
Bezug ablehnen. Die erste Gruppe identifiziert das 
Ezidentum mit dem kurdischen Volk und sieht in den 
Lehren Zarathustras die gemeinsamen Wurzeln auch 
mit den kurdischen Aleviten. Diese Sichtweise dient der 
Autorin zufolge in erster Linie der Schaffung einer 
kurdisch-nationalistischen Identität und Ideologie; sie 
bilde »das Bindeglied der unterschiedlichen religiösen 
Gemeinschaften« der Kurden im Interesse einer »Ho-
mogenisierung Kurdistans zu einer Nation«. (S. 119 f.) 
Die zweite Gruppe befinde sich dagegen in einem offe-
neren Diskussionsprozess, in dem zum Teil einander 
völlig widersprechende Positionen nebeneinander 
bestünden und in dem auch Stimmen von Außerhalb, 
etwa aus der wissenschaftlichen Forschung, Gehör 
geschenkt werde. Indem sie derartige Querverbindun-
gen zwischen der Religion selbst und ihren vielseitigen 
Verstrickungen mit den historischen wie aktuellen sozi-
alen und politischen Realitäten zieht, dies mit ihren 
eigenen Erfarhungen, mit O-Tönen von Ezidinnen und 
Eziden und mit ihrer eigenen ebenso kritischen wie 
respektvollen Meinung vermischt, ist es der Autorin 
gelungen, eine interessante Einführung in dieses auch 
wenigen Islamwissenschaftlern bekannte Thema zu 
geben. Dabei beschränkt sie sich nicht nur auf histori-
sche Fakten und die Nennung religiöser Schlagwörter, 
sondern gibt Einblick in die aktuellen, sehr lebendigen 
und dynamischen Prozesse innerhalb dieser Gemein-
schaft.

40

RUF

JUSUR 2 (2020) 35-42

Ein halbes Jahrhundert nach der Unabhängigkeit von Spanien hoffen noch 
immer viele Sahrawis auf nationale Selbstbestimmung.



Die »historischen« Ansprüche Marokkos

In seinem Beitrag zu diesem fast ein halbes Jahrhundert 
währenden Konflikt plädiert Herr Rechtsanwalt Azza-
dine Karioh für die Autonomie der ehemaligen span-
ischen Kolonie. Schon in dem seinem Text vorangestell-
ten Abstract wird angekündigt, dass der Autor sich »auf 
der Basis juristischer Argumentation bei gleichzeitiger 
Schilderung der historischen Aspekte des Themas ange-
nommen« hat. Genau diese rechtliche Bewertung des 
Konflikts aber fehlt in seinem Beitrag so gut wie völlig. 
Dies soll im Folgenden nachgeholt werden, da der Leser 
einen Anspruch darauf hat, diesen Konflikt zu verstehen.

Ja, Marokko ist im Wesentlichen bis heute eine 
Stammesgesellschaft. Dies zeigt das jährlich mit großem 
Pomp am 30. Juli gefeierte Thronfest, an dem die 
Stammesführer und hohen Militärs dem König die 
Hand küssen dürfen bzw. müssen, um ihre Loyalität 
zum »Herrscher der Gläubigen« (Amīr al-Muʾminīn) 
öffentlich zu demonstrieren. Inwieweit diese »Huldi-
gung« nach Meinung von Herrn Karioh Teil des 
marokkanischen Staatsrechts sein soll – es wäre ein 

staatsrechtliches Unikat – lasse ich hier dahingestellt. 
Diese Loyalität zum Herrscher hatte historisch schon 
immer die Reichweite der Macht des Sultans (heute 
König) bestimmt, deren Grenzen fluktuierten. Das Land 
bestand in vorkolonialer Zeit aus zwei Teilen, dem Bilād 
al-Maḫzan (»Land der Herrschaft des Sultans«) und dem 
Bilād as-Sība (»Land des Aufruhrs«), das allein von den 
jeweiligen Stämmen kontrolliert wurde.1 Die Ausdeh-
nung des Maḫzan fluktuierte also je nach der - vor allem 
militärischen - Macht oder aber Schwäche des jeweili-
gen Sultans. Seine heutigen geographischen Grenzen 
verdankt Marokko letztlich der französischen Kolonial-
macht.

Geradezu grotesk wird die Argumentation des Autors, 
wenn er die Zugehörigkeit der Westsahara zum Staats-
gebiet Marokkos mit den aus der Gegend der Westsahara 
stammenden Dynastien der Almoraviden und der 
Almohaden begründet, die im Hochmittelalter Marok-
ko und Andalusien eroberten. Nicht nur, dass mit 
solchen Begründungen die Bundesrepublik Deutsch-
land die Wiederherstellung des Heiligen Römischen 
Reiches Deutscher Nation, Italien im Gegenzug die 
Rückkehr zum Imperium Romanum fordern könnten. 

Folgt man dieser Logik konsequent, so heißt diese 
Forderung doch, dass nicht die Westsahara Teil Marok-
kos, sondern Marokko Teil der Westsahara sein müsste, 
weil es einst von den saharischen Stämmen erobert 
wurde.

Mit all diesen »historischen« Argumenten hat Marokko 
schon bald nach seiner Unabhängigkeit immer wieder 
große Gebietsansprüche erhoben. Dies zeigt eine 
offizielle Karte von »Großmarokko«, wie sie in den 
1960er Jahren in allen Amtsstuben des Königreichs zu 
sehen war (Abb. 1). Als »marokkanisch« werden 
beansprucht: Der Westen Algeriens, ein Teil Malis und 
das gesamte Territorium Mauretaniens - die Westsahara 
liegt genau in der Mitte dieses Gebiets! Mit diesen Ge- 
bietsansprüchen widerspricht Marokko klar den 
Prinzipen der Charta der Organisation für Afrikanische 
Einheit (OAU) und ihrer Nachfolgeorganisation, der 
Afrikanischen Union (AU), die in Art. II Abs. 1 lit. c als 
Ziel der afrikanischen Staaten die Verteidigung der Sou-
veränität, der territorialen Integrität (wie sie aus der 
Dekolonisation resultierte, W.R.) und der Unabhän-
gigkeit festlegt.

Marokko unternahm auch schon lange vor dem hier 
behandelten Konflikt massive Versuche, um seine terri-
torialen Ansprüche zu verwirklichen. So bedrohte es alle 
Staaten mit dem Abbruch der diplomatischen Beziehun-
gen, sollten diese das 1960 unabhängig gewordene 
Mauretanien anerkennen.3 Erst zu Beginn der 1970er 
Jahre erfolgte eine Annäherung beider Staaten, die sich 
auf die gemeinsame Besetzung und Aufteilung der zu 
dekolonisierenden Westsahara richtete. Gegen Algerien 
führte Marokko, immer gestützt auf »historische« 
Ansprüche, bereits anderthalb Jahre nach dessen 1962 
mühsam errungener Unabhängigkeit einen Angriff-
skrieg mit dem Ziel der Einverleibung der Grenzregion 
Tindouf (Tindūf) und damit den Versuch, die marok-
kanische Grenze auf Kosten Algeriens nach Osten zu 
verschieben. Dieser Konflikt konnte unter Vermittlung 
der OAU beendet werden. 

Die unvollendete Dekolonisation

Erstaunlich an der »historischen« Darstellung von 
Karioh ist auch, dass er auf die Kolonisation der Westsa-
hara durch Spanien kaum eingeht. So erwähnt er nicht, 
dass diese auf den Vereinbarungen der Berliner »Kon-
go-Konferenz« basiert, die von November 1884 bis 
Februar 1885 unter Vorsitz des deutschen Reichskanzlers 

Bismarck tagte und auf der die koloniale Aufteilung 
Afrikas beschlossen wurde.

Spanien erhielt das Territorium der heutigen West- 
sahara, wo es bereits Handelsstützpunkte besaß. Im 
Zuge der allgemeinen Dekolonisationspolitik zu Beginn 
der zweiten Hälfte des 20. Jahrhunderts forderte die 
UN-Generalversammlung 1965 erstmalig Spanien auf, 
das Gebiet in die Unabhängigkeit zu entlassen. Die 
UNO handelte dabei auf der Grundlage der Resolution 
1514 von 1960, in der die UN-Generalversammlung das 
Recht aller Völker auf freie Selbstbestimmung festlegte. 
Nachdem Spanien auf diese und die jährlich folgenden 
Aufforderungen zur Dekolonisation des Gebiets nicht 
reagierte, bildete sich die Frente-POLISARIO4 als 
nationale Befreiungsbewegung. Sie griff 1973 zu den 
Waffen und begann den Kampf gegen die spanische 
Kolonialmacht. Damit ist auch die Behauptung Kariohs 
widerlegt, die Frente-POLISARIO sei eine von Libyen 
und Algerien gesteuerte, sezessionistische, auf den Sturz 
der marokkanischen Monarchie hinarbeitende Organi-
sation: Schon bevor der Konflikt durch die Einmischung 
Marokkos eskalierte, kämpfte die Frente-POLISARIO 
für die Unabhängigkeit der Westsahara und gegen die 
damalige Kolonialmacht Spanien. 

Lange könnte noch debattiert werden über die Aus-
lassungen von Herrn Karioh zur Natur der 
Frente-POLISARIO (»Separatisten«, »undemokratisch«, 
»diktatorisch«, »Einparteienstaat« usw.). Allein der Name 
»Front« hätte ihn zu ein wenig mehr Vorsicht und 
Differenzierung veranlassen müssen, denn in dieser 

Front sind - wie bei fast allen afrikanischen Befreiungs-
bewegungen der damaligen Zeit - unterschiedliche 
politische Gruppierungen zusammengeschlossen, deren 
gemeinsames Hauptziel die Unabhängigkeit des Landes 
ist. 

Marokko und Mauretanien meldeten ihre oben 
erwähnten Ansprüche an. Wie Karioh richtig schreibt, 
erbat die UNO vom Internationalen Gerichtshof (IGH) 
eine Rechtauskunft zum Status des Gebiets und zur 
Rechtmäßigkeit der marokkanischen und maure-
tanischen Ansprüche. Herr Karioh nennt das Gutachten 
eine »fatale Fehleinschätzung«, statt es zu zitieren, 
berichtet er ausführlich über die Position dreier in der 
Minderheit befindlicher Richter, die die Position 
Marokkos und Mauretaniens stützten, und verweist 
darauf, dass »die fehlende fachliche Analyse des Instituts 
der Huldigung (…) das Gutachten (…) unverwertbar 
(machte).« Dass von dieser Huldigung als Rechtsinstitut 
im Gutachten gar nicht der Rede ist, verschweigt der 
Autor. Selbst der marokkanische König Ḥasan II. wür-
digte am Tage nach dem Gutachten in einer Rede 
lobend die Entscheidung der Richter, allerdings indem er 
behauptete, dass der IGH die marokkanische Position 
voll und ganz anerkannt habe. Um diesen Streitpunkt 
endgültig klarzustellen, sei hier der Kernsatz des von der 
Mehrheit der Richter des IGH formulierten Gutachtens 
im Wortlaut wiedergegeben:

»[…] dass weder die internen Akte noch die internationalen 
Akte, auf die Marokko sich beruft, die Existenz oder die inter-
nationale Anerkennung von juristischen Souveränitätsbind-
ungen zwischen der Westsahara dem marokkanischen Staat 
anzeigen. Selbst wenn man die besondere Struktur dieses 
(marokkanischen W.R.) Staats in Rechnung stellt, so zeigen 
sie nicht, dass Marokko eine wirkliche und ausschließliche 
staatliche Aktivität in der Westsahara ausgeübt hätte.«5

Als der IGH diese Feststellung traf, waren viele Zeug- 
nisse von Forschern und Seeleuten aus der zweiten 
Hälfte des 19. Jahrhunderts noch gar nicht bekannt. Sie 
alle bestätigen die fehlende Autorität des Sultans in der 
Westsahara.  König Ḥasan II. aber antwortete in seiner 
oben erwähnten Rede auf dieses klare Rechtsgutachten 
des Internationalen Gerichtshofs mit dem »Grünen 
Marsch« (al-Masīra al-Ḫuḍrāʾ), in dessen Rahmen 
zwischen 350.000 und 500.000 Marokkaner hoch 
organisiert und bewaffnet mit dem Koran, der sie 
vermeintlich legitimierte, wenige Kilometer in das 
Gebiet eindrangen. Zugleich griff die marokkanische 
Armee an. Hunderttausende Sahrawis flohen in Rich-

tung der algerischen Grenze. Die marokkanische Luft-
waffe bombardierte die Flüchtlingstrecks mit Splitter-
bomben und Napalm, der algerische Staatschef Boume-
dienne (Bū-Madyan) sprach in seiner Botschaft an die 
Blockfreien Staaten von einem »wahren Völkermordun-
ternehmen«.7 Der UN-Sicherheitsrat trat zusammen 
und forderte die Unterlassung jeder einseitigen 
Maßnahme (Res. 379 vom 2. Nov. 1975) und den 
Rückzug der Teilnehmer am »Grünen Marsch« (Res. 
380 vom 6. Nov. 1975).

Ungeachtet der Resolutionen der Generalversammlung 
und des Sicherheitsrats der Vereinten Nationen schlossen 
Spanien, Marokko und Mauretanien am 14. November 
1975 das sog. Dreierabkommen von Madrid, das bei 
Karioh noch nicht einmal Erwähnung findet. Spanien 
kündigte darin seinen endgültigen Rückzug aus der 
Kolonie für den 28. Februar 1976 an, übertrug seine 
Hoheit über das Territorium an Marokko und Maureta-
nien, war damit formal seine Kolonie los und versuchte, 
den Besatzern als »Rechtsnachfolgern« eine gewisse 
Legalität zu verschaffen. Im Gegenzug erhielt Spanien in 
einem geheimen Zusatzabkommen 35% der Anteile des 
Office Chérifien des Phosphates (OCP, s. u.) und umfang- 
reiche Fischereirechte in den Küstengewässern des Ge- 
biets.8

Spanien übergab also die Kolonie Westsahara, eine 
Sache, die ihm nicht gehörte, an Dritte. Die Gültigkeit 
dieses Vertragswerks ist daher mehr als zweifelhaft. Die 
Frente-POLISARIO rief am 27. Februar 1976 den Staat 
Demokratische Arabische Republik Sahara (DARS) aus, 
um kein völkerrechtliches Vakuum nach dem Abzug 
Spaniens entstehen zu lassen. Dieser Staat ist derzeit von 
ca. 60 vor allem afrikanischen und lateinamerikanischen 
Staaten anerkannt. Die marokkanische Annexion wird 
von keinem Staat der Welt für rechtmäßig erachtet. Die 
Vereinten Nationen erkennen zwar die DARS nicht an, 
aber die Frente-POLSARIO wird als »der legitime 
Repräsentant des sahrawischen Volkes« anerkannt und ist 
neben Marokko gleichberechtigter Partner in den von 
den UN geführten Verhandlungen über die Lösung des 
Konflikts.  

Ihren Befreiungskrieg hatte die Frente-POLISARIO bis 
weit nach Süd-Marokko und in Mauretanien sogar bis 
in die Hauptstadt Nouakchott getragen. 1978 schloss 

Mauretanien Frieden, zog sich aus der Westsahara 
zurück und erkannte die 1976 von der Frente-POLISA-
RIO ausgerufene DARS an. Daraufhin besetzte Marok-
ko auch diesen, von Mauretanien geräumten Teil des 
Gebiets. 1989 kam es zu einem - einmaligen - Treffen 
zwischen dem damaligen marokkanischen König Ḥasan 
dem II. und der Führung der POLSARIO. Am 29. April 
1991 verabschiedete der Sicherheitsrat der UNO die 
Resolution 690, mit der er die Einrichtung der MIN-
URSO beschloss. Das Kürzel steht für »Mission der 
Vereinten Nationen für das Referendum in der Westsa-
hara«: In einer unter Aufsicht der UN und der OAU 
durchzuführenden Volksabstimmung sollte die Be- 
völkerung die Wahl haben zwischen Unabhängigkeit 
und Anschluss an Marokko. Zusätzlich zur Vorbereitung 
der Volksabstimmung sollten Blauhelme der Mission 
den unter Vermittlung von UN und OAU geschlossenen 
Waffenstillstand zwischen den beiden Parteien überwa-
chen. Dieser Waffenstillstand hält bis heute.

Doch die Mission stand von Anfang an vor großen 
Schwierigkeiten.9 Marokko weigerte sich, seine im 
Territorium stationierte Armee von 160.000 Mann auf 
die vorgesehenen 65.000 zu reduzieren, es verbrachte 
auch schon in den 1990er Jahren etwa 200.000 Siedler 
aus Marokko in die besetzten Gebiete, ein klarer Völker-
rechtsverstoß. Die größte Schwierigkeit war aber die 
Identifizierung der Abstimmungsberechtigten: Jenseits 
der 73.497 in einem spanischen Zensus gezählten 
Sahrawis und ihrer Nachfahren bestand Marokko darauf, 
dass auch die inzwischen angesiedelten Marokkaner 

abstimmungsberechtigt sein sollten. Darüber hinaus 
schob Marokko eine Vielzahl von Wählern nach, die 
über Stammesälteste, die zum Teil in Marokko lebten, 
identifiziert wurden - ein schwieriges und problema-
tisches Vorgehen in einer nomadischen Gesellschaft, die 
sich nie um die Grenzziehung der Kolonialmächte 
geschert hatte. Trotz mehrerer Vorschläge der Vertreter 
des UN-Generalsekretärs konnte bisher keine endgül-
tige Einigung der Parteien erzielt werden.10

Marokko nutzte die Zeit des nun schon über dreißig 
Jahre dauernden Waffenstillstands nicht nur zur Besie-
delung und zum Ausbau des marokkanischen Bevölker-
ungsanteils, sondern auch zur militärischen Sicherung 
des Gebiets und zum Ausbau einer »Mauer«, die den 
größten Teil der Westsahara nach Westen absichert: 
Diese Befestigungsanlage beginnt nördlich der Westsa-
hara entlang der marokkanisch-algerischen Grenze und 
zieht sich über 2.800 km nach Süden zur maure-
tanischen Grenze, biegt dann nach Westen bis zum 
Atlantik ab. (Abb. 2) Sie besteht aus einem hohen Wall 
aus Geröll und Stein, wird gesichert durch gestaffelte 
Stacheldraht- und Elektrozäune und ist mit zehntausen-
den Landminen gesichert. Diese Minen werden von den 
alle paar Jahre wiederkehrenden sintflutartigen Regen-
fällen weit ins Gelände geschwemmt, wo sie eine 
permanente Gefahr für die Hirten und ihre Herden 
darstellen, die auf den von der Frente-POLISARIO 
kontrollierten Gebieten westlich der »Mauer« nomadis-
ieren. Entlang dieser »Grenze« überwacht die MINUR-
SO den Waffenstillstand.

Ökonomische Interessen und Rolle der EU

Die Westsahara verfügt über ungeheure Vorräte an qual-
itativ hochwertigem Phosphat, das im Tagebau abge-
baut werden kann. Zusammen mit den marokkanischen 
Phosphaten, die meist qualitativ schlechter und 
kostspieliger abbaubar sind, ist das OCP mit Sitz in 
Casablanca der größte Anbieter von Phosphat auf dem 
Weltmarkt. Phosphat ist u.a. Grundlage für die Herstel-
lung von Düngemitteln. Das OCP ist auf das Engste mit 
dem marokkanischen Staat verwoben: In seinem Auf-
sichtsrat sitzen neben dem Generaldirektor und der 
Banque Centrale Populaire sechs Ministerien, darunter 
Inneres, Auswärtiges, Wirtschaft und Finanzen, Energie 
und Minen sowie ein Staatssekretär.11 Die wichtigste 

Phosphatmine des OCP ist Bou Craa (Abū Krāʿ) in der 
Westsahara, nahe der Hauptstadt El Aaiún (al-ʿUyūn). 
Seit 2002 hält das OCP 100% der Anteile, nachdem 
Spanien seine Aktien an das OCP übertragen hat. Die 
Mine von Bou Craa ist durch ein knapp hundert Kilo-
meter langes Förderband (erbaut von Krupp) mit den 
Verladeanlagen am Atlantik verbunden (Abb. 2). Das 
OCP wird auch durch die deutsche Kreditanstalt für 
Wiederaufbau gefördert, die mit einem Darlehen von 
über 200 Millionen Euro eine Meerwasserentsalzungs- 
anlage mitfinanziert,12 da die Phosphataufbereitung 
äußerst wasserintensiv ist. Phosboucraa produziert rund 
drei Millionen Tonnen Phosphat im Jahr, außerdem 
Phosphorsäure und phosphatierte Düngemittel.13 Allein 
im Jahre 2018 exportierte Marokko Phosphat im Wert 
von 164 Millionen US-Dollar.14

Das zweite wichtige Produkt der Westsahara ist Fisch. 
Die Gewässer des Gebiets zählen zu den fischreichsten 
der Welt und sind der Tummelplatz der internationalen 
Fischfangflotten. Die Hoheitsgewässer (auch Territori-
algewässer genannt) eines Staates umfassen grundsät-
zlich das Gebiet zwölf Seemeilen vor der Küste. Dort übt 
der jeweilige Küstenstaat seine souveränen Hoheits-
rechte aus.15 Doch aufgrund des Drucks einiger Staaten 
haben die Vereinten Nationen im Seerechtsabkommen 
vom 10. Dezember 1982 das Meeresgebiet auf bis zu 200 
Seemeilen (ca. 380 km) ausgedehnt. Kontrolliert Marok-
ko die Küstengewässer vor der Westsahara, verfügt es 
über einen ungeheuren Fischreichtum und kann mit 
internationalen Fischfangflotten bzw. deren Heimatstaa- 
ten äußerst lukrative Geschäfte abschließen.

Darüber hinaus werden in der Westsahara und deren 
Offshore-Gebiet Öl, Gas, Uran und verschiedene Edel-
metalle vermutet. Bohrrechte hat die marokkanische 
Regierung an die US-amerikanische Kosmos-Energy 
und an den französischen Erdölkonzern Total vergeben.16

Immer größere Bedeutung, auch für die Versorgung 
Europas, gewinnen die erneuerbaren Energien. Wie die 
Bundesagentur German Trade & Invest (GTAI)17

berichtet, einigten sich Marokko und Spanien auf den 

Bau einer dritten Stromverbindung (Kosten 150 
Millionen Euro), die durch Wind und Sonne erzeugte 
Energie nach Europa führen soll.18 Die Erzeugung 
dieser Energie erfolgt zum überwiegenden Teil in der 
Westsahara. Marokko, das mit der EU durch ein Frei-
handelsabkommen verbunden ist, ist außerdem ein 
wichtiger Standort für die Fertigung von Flugzeug- und 
Kfz-Teilen. Eine herausragende Rolle spielt die 
Lieferung von landwirtschaftlichen Produkten, wobei 
gerade die Produktion von Gemüse wie Tomaten, 
Gurken und Melonen in der Region von Dakhla 
(ad-Daḫla) in der Westsahara erfolgt.19

Während der Handel mit der EU blüht, gerät Marokko 
in anderen Staaten der Welt unter Druck: So wurden 
Schiffe, die westsaharisches Phosphat transportierten, in 
Südafrika und Panama (beide Staaten erkennen die 
DARS an) beschlagnahmt.20 Diese Akte beförderten eine 
neue internationale Diskussion über den Rechtsstatus 
der Westsahara. Am 10. Dezember 2013 hatte sich das 
EU-Parlament mehrheitlich für die Erneuerung des 
»Partnerschaftlichen und Fischereiabkommens« mit 
Marokko ausgesprochen - ohne die Westsahara zu 
erwähnen. Dieser diplomatische Schachzug ermöglichte 
es der EU, das juristisch heiße Eisen nicht zu problema-
tisieren und Marokko, die bisherige Praxis, die 
Plünderung der westsaharischen Fischgründe, ungestört 
fortzusetzen. 

Die Beschlagnahmung des westsaharisches Phosphat 
transportierenden Schiffes in Südafrika führte zu einer 
Reihe juristischer Auseinandersetzungen, die schließlich 
in einer Klage der Frente-POLISARIO vor dem 
Europäischen Gerichtshof (EuGH) mündete. Dieser hat 
in seinem Urteil betont, dass es sich bei der Westsahara 
um ein »Hoheitsgebiet ohne Selbstregierung« nach Art. 
73 der Charta der Vereinten Nationen handelt. Daraus 
folgt, dass die Verfügung über die Ressourcen des Ge- 
biets ohne Zustimmung des sahrawischen Volkes 
unrechtmäßig ist und dass das zwischen der EU und 
Marokko abgeschlossene Handelsabkommen auf 
Produkte des Westsahara nicht anzuwenden sei.21 In der 
Folge müssen landwirtschaftliche und Fischereiproduk-

te eigens gekennzeichnet werden und dürfen nicht als 
marokkanische Produkte vermarktet werden. 

So klar die Rechtslage auch sein mag, es wird abzu-
warten sein, wie sich die EU aus dieser Situation 
herauswinden wird. Denn Marokko ist nicht nur ein 
starker Partner der EU (siehe auch die deutschen 
Kredite), es genießt schier uneingeschränkt die Unter-
stützung der ehemaligen Kolonialmächte Spanien und 
Frankreich. Letzteres beherrscht noch immer die Afri-
kapolitik der EU entscheidend. So hat Paris als Ständiges 
Mitglied des Sicherheitsrats der Vereinten Nationen 
bisher mit Erfolg verhindert, dass die jährlichen Resolu-
tionen zur Verlängerung des Mandats der MINURSO, 
wie bei anderen UN-Missionen üblich, eine Klausel zur 
Überwachung der Einhaltung der Menschenrechte im 
Konfliktgebiet erhielten.

Und Marokko hat noch ein ganz anderes Druckmittel 
gegen die EU: Neben Libyen und der Türkei ist das 
Land eines der wichtigsten Bollwerke gegen 
Geflüchtete, die die nur 14 km enge Straße von Gibral-
tar in Richtung Europa von den spanischen Enklaven 
Ceuta und Melilla aus zu überwinden versuchen. Die 
EU unterstützt Marokko bei der Flüchtlingsabwehr 
bereits jetzt mit jährlich 140 Millionen Euro.  Je nach 
Laune und Stand der politischen Beziehungen mit der 
EU scheint Marokko auch punktuell Gruppen von 
Flüchtlingen durchzulassen, um seinen Druck zu 
erhöhen.23

Das Bemühen um die »historischen Ansprüche« Marok-
kos auf die ehemalige spanische Kolonie wird in seiner 
politischen Zielsetzung erkennbar, wenn als Lösung des 
Konflikts, wie vom marokkanischen König oder dem 
Verfasser des hier kritisierten Artikels, »Autonomie« als 
Lösung vorgeschlagen wird. Autonomie gilt in der 
Staatenwelt in der Regel für (sprachliche, kulturelle, 
religiöse) Minderheiten, die sich durch diese Merkmale 
von der Mehrheitsbevölkerung eines Staates unter-
scheiden, wie beispielsweise die Kurden im Irak, zahlrei- 
che Republiken der Russischen Föderation oder Grön-
land innerhalb Dänemarks. In sehr unterschiedlichem 
Maße können autonome Gebiete eigene Gesetzge-
bungsorgane besitzen, aber sie haben keine Sou-
veränität: Außen-, Sicherheits- und Wirtschaftspolitik 

sind immer Angelegenheit des Zentralstaats. Daher ist 
Autonomie immer das Resultat eines Aushandlungs- 
prozesses zwischen politischen Akteuren. Solche Auto- 
nomie muss also von der betroffenen Bevölkerungs-
gruppe akzeptiert sein.

Die von Marokko ins Spiel gebrachte Autonomierege-
lung wird damit leicht erkennbar: Ja, die Sahrawis haben 
ihre Eigenheiten. Was aber »Autonomie« unter marok-
kanischer Herrschaft wohl hieße, ist unbekannt. So kann 
angenommen werden, das die Sahrawis, wenn sie 
wollen, weiterhin ihre Sprache, das dem Hochara-
bischen verwandte Ḥassānīya, sprechen dürften; ihre 
Frauen dürften wohl weiterhin ihren farbigen Umhang 
tragen; sie dürften weiterhin ihr traditionelles Wüsten-
zelt, die Ḫaima, besitzen und vielleicht für Touristen 
Volkstänze aufführen. Die entscheidenden Fragen aber 
bleiben in der Kompetenz des Zentralstaats – im Falle 
Marokkos letztlich des Königs.

Vor allem aber wird die wie auch immer gewährte 
Autonomie als eine Konzession Marokkos an die 
Sahrawis, also ein vom König zugestandener Gnaden- 
akt, verstanden. Damit soll die vorausgegangene Ges-
chichte gelöscht, die nicht vollzogene Entkolonisierung, 
die militärische Eroberung des Gebiets und seine völker-
rechtswidrige Annexion vertuscht werden. Vermieden 
würde durch diesen Akt auch die selbst für eine »Auto- 
nomie« notwendige Zustimmung der betroffenen Be- 
völkerung. So dürfte der Grund für die Ablehnung des 
Baker-Plans von 2003 (s. Fn. 10) durch Marokko wohl 
die Tatsache gewesen sein, dass im Abstim-
mungsvorschlag überhaupt die Unabhängigkeit des 
Gebietes als eine Alternative neben der »Autonomie« 
und dem Anschluss an Marokko genannt wurde. In 
zahlreichen Äußerungen Marokkos wurde immer 
wieder unterstrichen, dass nur ein »Zustimmungsrefer-

endum« infrage komme.24 Damit ist jede demokratische 
Legitimation auch der »Autonomie« ausgeschlossen. 

So hat sich eine fast paradoxe Situation ergeben: In den 
Flüchtlingslagern in der Nähe der algerischen Oase 
Tindouf leben seit fast einem halben Jahrhundert etwa 
160.000 Geflüchtete mit ihren Kindern und Kindeskin-
dern, regiert von der  Frente-POLISARIO, die in der 
UNO, der AU und auch vor Gerichten wie dem EuGH 
als Repräsentantin des sahrawischen Volkes anerkannt 
wird. Immer wieder fordert sie unter Berufung auf das 
Völkerrecht die marokkanische Besetzung und Annex-
ion rückgängig zu machen und den seit einem halben 
Jahrhundert fälligen Dekolonisationsprozess endlich in 
Gang zu setzen. Effektiver Widerstand gegen die 
Besatzung, vor allem aber wachsende Unterstützung für 
die Frente-POLISARIO ist in den letzten Jahren in den 
besetzten Gebieten selbst entstanden, wo immer wieder 
Demonstrationen und Proteste stattfinden, deren 
Umfang durch massive Repression klein gehalten 
werden soll. Einreisebeschränkungen für Touristen, 
Politiker, Menschenrechtler und Journalisten sorgen 
dafür, dass über den Konflikt und die Zustände in den 
besetzten Gebieten kaum berichtet werden kann.

Eine gewisse Beachtung fanden in jüngster Zeit die 
Proteste und der Hungerstreik von Aminatū Ḥaidār, 
Trägerin des alternativen Nobelpreises, die selbst Jahre in 
marokkanischen Gefängnissen verbrachte und schwer 
gefoltert wurde, sowie die brutale Vernichtung des 
Protestcamps »Gdeim Izik« (Akdīm az-Zīk) rund 20 km 
vor der Hauptstadt El Aaiún: Tausende Sahrawis hatten 
im Oktober 2010 die Stadt verlassen, ihre Ḫaimāt aufge-
baut und eine Selbstverwaltung organisiert. Marok-
kanische Sicherheitskräfte stürmten schließlich das 
Lager, zerstörten es und töteten wahrscheinlich ein 
rundes Dutzend Menschen. Willkürlich als »Rädels-
führer« des friedlichen Protests Verhaftete wurden 
gefoltert und von Militärgerichten zum Teil zu 
lebenslänglichen Haftstrafen verurteilt. Dies alles zeigt, 
dass der Wunsch nach Souveränität durch eine wie auch 
immer geartete, von außen aufoktroyierte Autonomie 
nicht gebrochen werden kann. Die Einhaltung des 
Völkerrechts erscheint noch immer als die einzige sinn-
volle und gerechte Lösung des Konflikts.

Die Ausübung der Selbstbestimmung der betroffenen 
Bevölkerung auf der Grundlage des Völkerrechts könnte 
Marokko auch von seinem Militärhaushalt in Höhe von 
vier Milliarden US-Dollar im Jahr25 befreien, der zum 

24  Ruf. „Die Polisario am Ende?“: 42.
25  Hildebrandt, Paul. „Westsahara-Konflikt – ‚Die Waffenruhe war ein Fehler‘.“ 

In: Deutschland Funkkultur Online, 26.06.2019 
https://www.deutschlandfunkkultur.de/westsahara-konflikt-die-waffenruhe
-war-ein-fehler.979.de.html?dram:article_id=452170 (letzter Zugriff am: 
28.03.2020).

größten Teil für die Instandhaltung und Bewachung der 
2.800 km langen »Mauer« benötigt wird. Der wirkliche 
Gegner einer rechtskonformen Lösung ist wohl das 
Bündnis aus Palast und internationalen Konzernen. Vom 
Beitrag eines Juristen zu diesem Konflikt wäre zu 
erwarten gewesen, dass er die zwei letzten Jahre der 
Rechtsentwicklung in Europa nicht einfach ausblendet, 
sondern die Urteile europäischer Gerichte und des 
EuGH zumindest benennt, auch wenn sie seiner Argu-
mentation den Boden entziehen.
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Von Carl Heinrich Becker zu Alice Weidel

Der Politikwissenschaftler Ozan Zakariya Keskinkiliç 
geht in seiner Untersuchung der Frage nach den Paral-
lelen zwischen den aktuellen antimuslimischen Diskur-
sen, insbesondere der AfD, und denen im Deutschen 
Kaiserreich nach. Er vergleicht dafür schriftliche Quel-
len und Reden von AfD-Politikern mit den Debatten, 
die auf den beiden Deutschen Kolonialkongressen 1905 
und 1910 geführt wurden. Dabei geht er davon aus, dass 
antimuslimische Narrative und Stereotype »weit mehr 
über die Produzenten des Diskurses als über sein Objekt« 
(S. 8) aussagen. Worum es seiner Meinung nach bei 
diesen »Islamdebatten« in Wahrheit geht, macht er 
bereits im Vorwort deutlich: »Das Problem lautet anti-
muslimischer Rassismus.« (Ebd.) Was manch einen 
veranlassen könnte, dem Autor Voreingenommenheit 
bei seiner Untersuchung vorzuwerfen, ist in Wirklich-
keit erfrischend. Wissenschaft findet nicht im luftleeren 
Raum statt. Es gibt genug Meinungsmacher, die ihre 
Sichtweise mit vermeintlicher Objektivität zu kaschie-
ren versuchen. Es steht Keskinkiliç gut zu Gesicht, 
gleich zu Beginn Farbe zu bekennen.

Die Kolonialkongresse fanden im Kaiserreich ab 1902 
regelmäßig statt. Neben Vertretern und Lobbyisten der 
imperialistischen Wirtschaftsbranchen und christlichen 
Missionsgesellschaften nahmen auch Wissenschaftler, 
vor allem Ethnologen und Orientalisten, Teil. Der 
zweite Kongress 1905 verzeichnete mehr als 2000 Teil-
nehmer. Wie auch der von 1910 widmet er sich u.a. 
ausführlich der »Gefahr einer Islamisierung deutscher 

Kolonien«. Keskinkiliç legt dabei offen, dass zahlreiche 
der von der AfD postulierten islamfeindlichen Motive 
bereits Teil der Debatten der deutschen Kolonialherren 
waren. Schon damals wähnte sich das Kaiserreich als 
dem »rückständigen« Islam überlegen. Wenige Jahre 
bevor die deutschen Militärs und Wirtschaftseliten zum 
ersten Mal einen Weltkrieg gegen die anderen europäi-
schen Mächte vom Zaun brachen, war man in Berlin 
überzeugt, »der« Islam bedeute Gewalt und Sklaverei, 
Feindschaft gegen Europa und Expansionismus. (S. 37 
f.) Die Parallelen zur Bekenntnis der Neuen Rechten 
zum »christlich-abendländischen Europa« auf der einen 
und ihrem realen Nationalchauvinismus auf der anderen 
Seite sind offensichtlich. Weitere Übereinstimmungen, 
die der Autor ausmacht, sind etwa das Motiv der »Leit-
kultur«, dem Moscheebau-Verbot und der Forderung 
nach einer Deutschpflicht sowie der Behauptung, das 
Christentum sei per se humanistisch und vernünftig, 
während der Islam als archaisch, gewalttätig und irratio-
nal gilt. Auch Frauenfeindlichkeit unterstellte man den 
muslimischen Männern, während in Deutschland selbst 
Frauen weder wählen noch sich in Vereinen organisieren 
durften. Wie heute muslimische Frauen mit Kopftuch 
häufig als vermeintliche Opfer entmündigt werden, 
sahen auch die männlichen Kolonialbeamten sie damals 
als unterdrückt, passiv, »ungebildet und naiv«. (S. 51)

Keskinkiliç zeigt auch, dass der moderne Kulturrassis-
mus schon zu Beginn des 19. Jahrhunderts vorhanden 
war. Während die Rassismus-Forschung von der Rassifi-
zierung der Kultur spricht, etwa wenn die AfD Muslime 
als homogene, durch ihre Religion und Kultur determi-
nierte Gruppe darstellt, bekannte der Orientalist Carl 
Heinrich Becker 1910 offen, der angebliche Gegensatz 
zwischen Islam und Christentum sei »der ganz naturge-
mässe Ausdruck der natürlichen Verschiedenheit der 
Rassen«. (S. 40) Dabei ähneln sich nicht nur die Inhalte, 
sondern auch die sprachliche Form. Rechtspopulisten 
und Kolonialpolitiker teilen einen Fable für kriegerische 
und fatalistische Ausdrücke: Während der Missionar und 
Vordenker der Ökumene, Julius Richter, 1905 vom 

»grossen Kampfe zwischen Islam und Christentum« 
sprach, verkündet die AfD den unausweichlichen »Kul-
turkrieg« mit dem Islam und den Drohenden Untergang 
des Abendlandes. (S. 37) Aber auch Metaphern, die den 
Islam als Krankheit darstellen, sind beliebt. Dabei 
handelt es sich zudem offensichtlich um eine Parallele 
zum Antisemitismus mit seiner Darstellung des Juden 
als Krebsgeschwür oder Parasit.

Dem Thema Antisemitismus und dessen Zusammen-
hängen mit der Islamfeindlichkeit widmet sich Keskin-
kiliç in einem eigenen Exkurs. Dankenswerterweise 
erteilt er der um sich greifenden Behauptung, bei Anti-
semitismus handle es sich um eine eigene Ideologie und 
nicht um eine Form von Rassismus, eine klare Absage. 
Er weist darauf hin, dass dieser zwar im Genozid gipfeln 
könne, es aber nicht zwangsläufig müsse, wie dies etwa 
Theodor Adorno und Max Horkheimer, aber auch Wis-
senschaftler und Publizisten aus neokonservativen Krei-
sen behaupten. Darin liege kein Unterschied, sondern 
gerade eine Gemeinsamkeit mit anderen Formen von 
Rassismus. Es sei daran erinnert, dass die Nazis selbst 
neben Juden auch Sinti und Roma systematisch verfolg-
ten und einen Vernichtungskrieg gegen die »slavische 
Untermenschenrasse« führten. Von den Völkermorden in 
den Kolonien Europas soll hier gar nicht die Rede sein. 
Der Autor weist zudem sowohl auf die Parallelen 
zwischen antisemitischen und antimuslimischen Narra-
tiven als auch auf die historische Verflechtung dieser 
Feindbilder hin: Der Jude galt stets auch als »Orientale«. 
Als gemeinsame Zäsur kann zudem die Verfolgung und 
Vertreibung europäischer Muslime und Juden aus 
Spanien nach 1492 gelten. Heute, wo vor dem Hinter-
grund des Palästinakonflikts von vielen Seiten ein 
jüdisch-muslimischer Gegensatz konstruiert wird, wird 
der Islam oftmals mit dem Faschismus gleichgesetzt. 
Hierbei sieht Keskinkiliç nicht nur antimuslimische, 
sondern auch antisemitische Motive am Werk: Juden 
würden zum Alibi für islamfeindlichen Rassismus und 
die deutsche Schuld so gleich mit entsorgt.

Nicht zuletzt dieser gelungene Exkurs macht Keskinki-
liçs Buch lesenswert. Ansonsten liefert sein Buch zwar 
keine neuen theoretischen Erkenntnisse, denn er stützt 
sich weitgehend auf bereits etablierte Theorien und 
auch die historische Verankerung des Feindbild Islam ist 
bekannt. Aber der Autor trägt in jedem Fall zu einem 
umfangreicheren Bild der rassistischen Islamfeindlich-
keit in der deutschen Geschichte und Gegenwart bei, 
das er mit bislang nicht untersuchten Fallbeispielen 
ergänzt. Dabei entblößt er einmal mehr sowohl die kolo-
nialistische Tradition der deutschen akademischen Eliten 
als auch der neurechten Parteien.

Die Eziden erlangten in den letzten Jahren vor allem 
deshalb traurige Berühmtheit, weil 2014 der sog. Islami-
sche Staat (IS) im Irak in ihren Gebieten wütete. Die 
UN sprach in diesem Zusammenhang von einem 
Völkermord. Dieses traurige Kapitel reiht sich ein in 
eine Geschichte der Diskriminierung, die in den letzten 
150 Jahren mehrere ähnliche Ereignisse hervorgebracht 
hat. Aber die Eziden sind mehr als nur die Opfer, die von 
westlichen Politikern und Medien plötzlich entdeckt und 
für eine kurze Zeit als lebendiges, aber meist stummes 
Beispiel für die Grausamkeiten in der »islamischen Welt« 
stilisierten wurden. Ihre Geschichte, Kultur und Religi-
on sind relativ unbekannt, sowohl für die Mehrheitsge-
sellschaften in denen sie leben, als auch für jene im 
Westen. Banu Yalkut-Breddermann, die in Ankara und 
Berlin Ethnologie und Religionswissenschaften studier-
te, führt den Leser in die Thematik ein, indem sie 
zunächst von ihren eigenen ersten Berührungspunkten 
mit dem Ezidentum berichtet, kleine Anekdoten schil-
dert und erklärt, wie sie ihre Rechercheverfahren mit der 
Zeit modifiziert hat, indem sie die Interviewten zuneh-
mend die Leitung der Gespräche übernehmen ließ.

Der Leser erfährt Grundlegendes über das Ezidentum: 
über die nach wie vor umstrittenen Ursprünge der Reli-
gion, ihre schriftlichen und mündlichen normativen 
Überlieferungen und ihre soziale und institutionelle 
Gliederung. Auch das spannungsreiche und vielschich-
tige Verhältnis zu den großen Religionen der Region 
wird deutlich gemacht. So beziehen sich die Eziden u.a. 
auf den bekannten muslimischen Gelehrten Ḥasan 
al-Baṣrī (642-728) und auch zum Sufismus sind Paralle-
len unübersehbar. Mit den Christen teilte man die 
Erfahrung, oft Staatsbürger zweiter Klasse zu sein, und 
während des Völkermords an den Armeniern gewährten 
viele Eziden ihren christlichen Nachbarn Zuflucht. Auf 
der anderen Seite wird der von ihnen verehrte Engel Pfau
von Christen wie auch Muslimen oftmals mit dem gefal-
lenen Engel Lucifer bzw. mit Iblīs gleichgesetzt, weshalb 
die Eziden als »Teufelsanbeter« diskriminiert und 
verfolgt wurden. Als solche stellte sie auch der IS nicht 
vor die Wahl, Kopfsteuer zu zahlen oder zu fliehen, 
sondern begann gleich mit einem erbarmungslosen 
Vernichtungsfeldzug gegen ihre Dörfer. Außerdem 
erfährt man, wieso die gängige Bezeichnung »Jezide« 

eigentlich ein abwertender Begriff ist: Er suggeriert, die 
Religion gehe auf Yazīd ibn Muʿāwiya zurück. Als 
Mörder Ḥusain ibn ʿAlīs, der von den Schiiten als dritter 
Imam verehrt wird, und als zweiter Khalif der Ummaya-
den, die bei den Sunniten einen schlechten Ruf haben, 
wurde die mit seinem Namen verknüpfte Bezeichnung 
»yazīdīy« zum Stigma.

Das Siedlungsgebiet der Eziden erstreckte sich bis zu 
den politischen Verwerfungen im nahöstlichen Raum im 
19. und 20. Jahrhundert über die nördlichen Regionen 
Syriens, Iraks und Irans, den Osten der Türkei und Teile 
Armeniens und Georgiens, wohin viele von ihnen in 
dieser Zeit flohen. Während sie in der Sowjetunion, wie 
so viele Minderheiten, von den guten Bildungschancen 
profitierten, litten sie in den anderen Staaten unter zum 
Teil massiver Diskriminierung. Als Anhänger einer 
nicht als Buchreligion anerkannten Glaubensgemein-
schaft wurde ihnen im Osmanischen Reich kein 
ḏimmī-Status zuerkannt. In der säkularen Türkei erging 
es ihnen nicht besser: Da das Ezidentum mit der kurdi-
schen Nationalität eng verknüpft ist, passten die Eziden 
gleich doppelt nicht zum ethnisch-religiösen Nationa-
lismus der Kemalisten. Als Kurden wurden sie verleug-
net (»Bergtürken«) und ihre Religion nicht anerkannt, 
weshalb man ihre Pässe mit einem »X« kennzeichnete. 
Der Staat vernachlässigte ihre Siedlungsgebiete in der 
Osttürkei lange und die meisten lebten noch immer als 
Bauern, als das Militär nach dem Putsch 1980 gegen 
Linke und kurdische Nationalisten vorging und der 
Krieg mit der Arbeiterpartei Kurdistans (PKK) 
entbrandte. In dieser Zeit flohen erstmals zahlreiche 
Eziden nach Westeuropa, wo sie Asyl beantragten. Laut 
Yalkut-Breddermann leben heute 99% der türkeistäm-
migen Eziden in Europa. (S. 31)

In der Diaspora macht die ezidische Community aktuell 
tiefgreifende Wandlungsprozesse durch. Wie die Auto-
rin erklärt, vollziehen sich diese im Rahmen zweier 
Spannungsverhätlnisse, nämlich zwischen eigener 
Tradition und Identität auf der einen und den kulturellen 
und moralischen Ansprüchen westlich-kapitalistischer 
Gesellschaften auf der anderen Seite, sowie der Ausein-
andersetzung um die Einheit von Ezidentum und kurdi-
scher Nationalität. Derzeit befinde sich die ezdische 
Gemeinschaft in einem Interregnum: »Bisherige Struk-
turen sind nicht mehr erkennbar, neue haben sich noch 
nicht gebildet.« (S. 39) Das öffne Perspektiven für soziale 
und theologische Reformen und Pluralität, nicht zuletzt 
aufgrund der Tatsache, dass die hier geborenen Genera-
tionen bereits entsprechend geprägte Bedürfnisse ausge-
bildet hätten. Auf der Suche nach einer den neuen Rea-
litäten entsprechenden Form, ihre religiöse Identität 
auszuleben, würden heute verschiedene Wege gegan-
gen, wobei alte Strukturen, wie etwa das Kastenwesen, 
die Endogamie und die Exklusivität, zunehmend 

aufbrächen. Dabei scheint der Autorin zufolge die 
Akzeptanz innerhalb der Community, auch vonseiten 
der traditionellen Eliten, relativ hoch zu sein.

Allerdings bestehen auch im Exil Gräben und Konflikte 
innerhalb der Gemeinschaft. So etwa zwischen den 
Strömungen, die die Wurzeln des Ezidentums im Zoro-
astrismus sehen und die mit der kurdischen Nationalbe-
wegung eng verbunden sind, und jenen, die diesen 
Bezug ablehnen. Die erste Gruppe identifiziert das 
Ezidentum mit dem kurdischen Volk und sieht in den 
Lehren Zarathustras die gemeinsamen Wurzeln auch 
mit den kurdischen Aleviten. Diese Sichtweise dient der 
Autorin zufolge in erster Linie der Schaffung einer 
kurdisch-nationalistischen Identität und Ideologie; sie 
bilde »das Bindeglied der unterschiedlichen religiösen 
Gemeinschaften« der Kurden im Interesse einer »Ho-
mogenisierung Kurdistans zu einer Nation«. (S. 119 f.) 
Die zweite Gruppe befinde sich dagegen in einem offe-
neren Diskussionsprozess, in dem zum Teil einander 
völlig widersprechende Positionen nebeneinander 
bestünden und in dem auch Stimmen von Außerhalb, 
etwa aus der wissenschaftlichen Forschung, Gehör 
geschenkt werde. Indem sie derartige Querverbindun-
gen zwischen der Religion selbst und ihren vielseitigen 
Verstrickungen mit den historischen wie aktuellen sozi-
alen und politischen Realitäten zieht, dies mit ihren 
eigenen Erfarhungen, mit O-Tönen von Ezidinnen und 
Eziden und mit ihrer eigenen ebenso kritischen wie 
respektvollen Meinung vermischt, ist es der Autorin 
gelungen, eine interessante Einführung in dieses auch 
wenigen Islamwissenschaftlern bekannte Thema zu 
geben. Dabei beschränkt sie sich nicht nur auf histori-
sche Fakten und die Nennung religiöser Schlagwörter, 
sondern gibt Einblick in die aktuellen, sehr lebendigen 
und dynamischen Prozesse innerhalb dieser Gemein-
schaft.
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Die »historischen« Ansprüche Marokkos

In seinem Beitrag zu diesem fast ein halbes Jahrhundert 
währenden Konflikt plädiert Herr Rechtsanwalt Azza-
dine Karioh für die Autonomie der ehemaligen span-
ischen Kolonie. Schon in dem seinem Text vorangestell-
ten Abstract wird angekündigt, dass der Autor sich »auf 
der Basis juristischer Argumentation bei gleichzeitiger 
Schilderung der historischen Aspekte des Themas ange-
nommen« hat. Genau diese rechtliche Bewertung des 
Konflikts aber fehlt in seinem Beitrag so gut wie völlig. 
Dies soll im Folgenden nachgeholt werden, da der Leser 
einen Anspruch darauf hat, diesen Konflikt zu verstehen.

Ja, Marokko ist im Wesentlichen bis heute eine 
Stammesgesellschaft. Dies zeigt das jährlich mit großem 
Pomp am 30. Juli gefeierte Thronfest, an dem die 
Stammesführer und hohen Militärs dem König die 
Hand küssen dürfen bzw. müssen, um ihre Loyalität 
zum »Herrscher der Gläubigen« (Amīr al-Muʾminīn) 
öffentlich zu demonstrieren. Inwieweit diese »Huldi-
gung« nach Meinung von Herrn Karioh Teil des 
marokkanischen Staatsrechts sein soll – es wäre ein 

staatsrechtliches Unikat – lasse ich hier dahingestellt. 
Diese Loyalität zum Herrscher hatte historisch schon 
immer die Reichweite der Macht des Sultans (heute 
König) bestimmt, deren Grenzen fluktuierten. Das Land 
bestand in vorkolonialer Zeit aus zwei Teilen, dem Bilād 
al-Maḫzan (»Land der Herrschaft des Sultans«) und dem 
Bilād as-Sība (»Land des Aufruhrs«), das allein von den 
jeweiligen Stämmen kontrolliert wurde.1 Die Ausdeh-
nung des Maḫzan fluktuierte also je nach der - vor allem 
militärischen - Macht oder aber Schwäche des jeweili-
gen Sultans. Seine heutigen geographischen Grenzen 
verdankt Marokko letztlich der französischen Kolonial-
macht.

Geradezu grotesk wird die Argumentation des Autors, 
wenn er die Zugehörigkeit der Westsahara zum Staats-
gebiet Marokkos mit den aus der Gegend der Westsahara 
stammenden Dynastien der Almoraviden und der 
Almohaden begründet, die im Hochmittelalter Marok-
ko und Andalusien eroberten. Nicht nur, dass mit 
solchen Begründungen die Bundesrepublik Deutsch-
land die Wiederherstellung des Heiligen Römischen 
Reiches Deutscher Nation, Italien im Gegenzug die 
Rückkehr zum Imperium Romanum fordern könnten. 

Folgt man dieser Logik konsequent, so heißt diese 
Forderung doch, dass nicht die Westsahara Teil Marok-
kos, sondern Marokko Teil der Westsahara sein müsste, 
weil es einst von den saharischen Stämmen erobert 
wurde.

Mit all diesen »historischen« Argumenten hat Marokko 
schon bald nach seiner Unabhängigkeit immer wieder 
große Gebietsansprüche erhoben. Dies zeigt eine 
offizielle Karte von »Großmarokko«, wie sie in den 
1960er Jahren in allen Amtsstuben des Königreichs zu 
sehen war (Abb. 1). Als »marokkanisch« werden 
beansprucht: Der Westen Algeriens, ein Teil Malis und 
das gesamte Territorium Mauretaniens - die Westsahara 
liegt genau in der Mitte dieses Gebiets! Mit diesen Ge- 
bietsansprüchen widerspricht Marokko klar den 
Prinzipen der Charta der Organisation für Afrikanische 
Einheit (OAU) und ihrer Nachfolgeorganisation, der 
Afrikanischen Union (AU), die in Art. II Abs. 1 lit. c als 
Ziel der afrikanischen Staaten die Verteidigung der Sou-
veränität, der territorialen Integrität (wie sie aus der 
Dekolonisation resultierte, W.R.) und der Unabhän-
gigkeit festlegt.

Marokko unternahm auch schon lange vor dem hier 
behandelten Konflikt massive Versuche, um seine terri-
torialen Ansprüche zu verwirklichen. So bedrohte es alle 
Staaten mit dem Abbruch der diplomatischen Beziehun-
gen, sollten diese das 1960 unabhängig gewordene 
Mauretanien anerkennen.3 Erst zu Beginn der 1970er 
Jahre erfolgte eine Annäherung beider Staaten, die sich 
auf die gemeinsame Besetzung und Aufteilung der zu 
dekolonisierenden Westsahara richtete. Gegen Algerien 
führte Marokko, immer gestützt auf »historische« 
Ansprüche, bereits anderthalb Jahre nach dessen 1962 
mühsam errungener Unabhängigkeit einen Angriff-
skrieg mit dem Ziel der Einverleibung der Grenzregion 
Tindouf (Tindūf) und damit den Versuch, die marok-
kanische Grenze auf Kosten Algeriens nach Osten zu 
verschieben. Dieser Konflikt konnte unter Vermittlung 
der OAU beendet werden. 

Die unvollendete Dekolonisation

Erstaunlich an der »historischen« Darstellung von 
Karioh ist auch, dass er auf die Kolonisation der Westsa-
hara durch Spanien kaum eingeht. So erwähnt er nicht, 
dass diese auf den Vereinbarungen der Berliner »Kon-
go-Konferenz« basiert, die von November 1884 bis 
Februar 1885 unter Vorsitz des deutschen Reichskanzlers 

Bismarck tagte und auf der die koloniale Aufteilung 
Afrikas beschlossen wurde.

Spanien erhielt das Territorium der heutigen West- 
sahara, wo es bereits Handelsstützpunkte besaß. Im 
Zuge der allgemeinen Dekolonisationspolitik zu Beginn 
der zweiten Hälfte des 20. Jahrhunderts forderte die 
UN-Generalversammlung 1965 erstmalig Spanien auf, 
das Gebiet in die Unabhängigkeit zu entlassen. Die 
UNO handelte dabei auf der Grundlage der Resolution 
1514 von 1960, in der die UN-Generalversammlung das 
Recht aller Völker auf freie Selbstbestimmung festlegte. 
Nachdem Spanien auf diese und die jährlich folgenden 
Aufforderungen zur Dekolonisation des Gebiets nicht 
reagierte, bildete sich die Frente-POLISARIO4 als 
nationale Befreiungsbewegung. Sie griff 1973 zu den 
Waffen und begann den Kampf gegen die spanische 
Kolonialmacht. Damit ist auch die Behauptung Kariohs 
widerlegt, die Frente-POLISARIO sei eine von Libyen 
und Algerien gesteuerte, sezessionistische, auf den Sturz 
der marokkanischen Monarchie hinarbeitende Organi-
sation: Schon bevor der Konflikt durch die Einmischung 
Marokkos eskalierte, kämpfte die Frente-POLISARIO 
für die Unabhängigkeit der Westsahara und gegen die 
damalige Kolonialmacht Spanien. 

Lange könnte noch debattiert werden über die Aus-
lassungen von Herrn Karioh zur Natur der 
Frente-POLISARIO (»Separatisten«, »undemokratisch«, 
»diktatorisch«, »Einparteienstaat« usw.). Allein der Name 
»Front« hätte ihn zu ein wenig mehr Vorsicht und 
Differenzierung veranlassen müssen, denn in dieser 

Front sind - wie bei fast allen afrikanischen Befreiungs-
bewegungen der damaligen Zeit - unterschiedliche 
politische Gruppierungen zusammengeschlossen, deren 
gemeinsames Hauptziel die Unabhängigkeit des Landes 
ist. 

Marokko und Mauretanien meldeten ihre oben 
erwähnten Ansprüche an. Wie Karioh richtig schreibt, 
erbat die UNO vom Internationalen Gerichtshof (IGH) 
eine Rechtauskunft zum Status des Gebiets und zur 
Rechtmäßigkeit der marokkanischen und maure-
tanischen Ansprüche. Herr Karioh nennt das Gutachten 
eine »fatale Fehleinschätzung«, statt es zu zitieren, 
berichtet er ausführlich über die Position dreier in der 
Minderheit befindlicher Richter, die die Position 
Marokkos und Mauretaniens stützten, und verweist 
darauf, dass »die fehlende fachliche Analyse des Instituts 
der Huldigung (…) das Gutachten (…) unverwertbar 
(machte).« Dass von dieser Huldigung als Rechtsinstitut 
im Gutachten gar nicht der Rede ist, verschweigt der 
Autor. Selbst der marokkanische König Ḥasan II. wür-
digte am Tage nach dem Gutachten in einer Rede 
lobend die Entscheidung der Richter, allerdings indem er 
behauptete, dass der IGH die marokkanische Position 
voll und ganz anerkannt habe. Um diesen Streitpunkt 
endgültig klarzustellen, sei hier der Kernsatz des von der 
Mehrheit der Richter des IGH formulierten Gutachtens 
im Wortlaut wiedergegeben:

»[…] dass weder die internen Akte noch die internationalen 
Akte, auf die Marokko sich beruft, die Existenz oder die inter-
nationale Anerkennung von juristischen Souveränitätsbind-
ungen zwischen der Westsahara dem marokkanischen Staat 
anzeigen. Selbst wenn man die besondere Struktur dieses 
(marokkanischen W.R.) Staats in Rechnung stellt, so zeigen 
sie nicht, dass Marokko eine wirkliche und ausschließliche 
staatliche Aktivität in der Westsahara ausgeübt hätte.«5

Als der IGH diese Feststellung traf, waren viele Zeug- 
nisse von Forschern und Seeleuten aus der zweiten 
Hälfte des 19. Jahrhunderts noch gar nicht bekannt. Sie 
alle bestätigen die fehlende Autorität des Sultans in der 
Westsahara.  König Ḥasan II. aber antwortete in seiner 
oben erwähnten Rede auf dieses klare Rechtsgutachten 
des Internationalen Gerichtshofs mit dem »Grünen 
Marsch« (al-Masīra al-Ḫuḍrāʾ), in dessen Rahmen 
zwischen 350.000 und 500.000 Marokkaner hoch 
organisiert und bewaffnet mit dem Koran, der sie 
vermeintlich legitimierte, wenige Kilometer in das 
Gebiet eindrangen. Zugleich griff die marokkanische 
Armee an. Hunderttausende Sahrawis flohen in Rich-

tung der algerischen Grenze. Die marokkanische Luft-
waffe bombardierte die Flüchtlingstrecks mit Splitter-
bomben und Napalm, der algerische Staatschef Boume-
dienne (Bū-Madyan) sprach in seiner Botschaft an die 
Blockfreien Staaten von einem »wahren Völkermordun-
ternehmen«.7 Der UN-Sicherheitsrat trat zusammen 
und forderte die Unterlassung jeder einseitigen 
Maßnahme (Res. 379 vom 2. Nov. 1975) und den 
Rückzug der Teilnehmer am »Grünen Marsch« (Res. 
380 vom 6. Nov. 1975).

Ungeachtet der Resolutionen der Generalversammlung 
und des Sicherheitsrats der Vereinten Nationen schlossen 
Spanien, Marokko und Mauretanien am 14. November 
1975 das sog. Dreierabkommen von Madrid, das bei 
Karioh noch nicht einmal Erwähnung findet. Spanien 
kündigte darin seinen endgültigen Rückzug aus der 
Kolonie für den 28. Februar 1976 an, übertrug seine 
Hoheit über das Territorium an Marokko und Maureta-
nien, war damit formal seine Kolonie los und versuchte, 
den Besatzern als »Rechtsnachfolgern« eine gewisse 
Legalität zu verschaffen. Im Gegenzug erhielt Spanien in 
einem geheimen Zusatzabkommen 35% der Anteile des 
Office Chérifien des Phosphates (OCP, s. u.) und umfang- 
reiche Fischereirechte in den Küstengewässern des Ge- 
biets.8

Spanien übergab also die Kolonie Westsahara, eine 
Sache, die ihm nicht gehörte, an Dritte. Die Gültigkeit 
dieses Vertragswerks ist daher mehr als zweifelhaft. Die 
Frente-POLISARIO rief am 27. Februar 1976 den Staat 
Demokratische Arabische Republik Sahara (DARS) aus, 
um kein völkerrechtliches Vakuum nach dem Abzug 
Spaniens entstehen zu lassen. Dieser Staat ist derzeit von 
ca. 60 vor allem afrikanischen und lateinamerikanischen 
Staaten anerkannt. Die marokkanische Annexion wird 
von keinem Staat der Welt für rechtmäßig erachtet. Die 
Vereinten Nationen erkennen zwar die DARS nicht an, 
aber die Frente-POLSARIO wird als »der legitime 
Repräsentant des sahrawischen Volkes« anerkannt und ist 
neben Marokko gleichberechtigter Partner in den von 
den UN geführten Verhandlungen über die Lösung des 
Konflikts.  

Ihren Befreiungskrieg hatte die Frente-POLISARIO bis 
weit nach Süd-Marokko und in Mauretanien sogar bis 
in die Hauptstadt Nouakchott getragen. 1978 schloss 

Mauretanien Frieden, zog sich aus der Westsahara 
zurück und erkannte die 1976 von der Frente-POLISA-
RIO ausgerufene DARS an. Daraufhin besetzte Marok-
ko auch diesen, von Mauretanien geräumten Teil des 
Gebiets. 1989 kam es zu einem - einmaligen - Treffen 
zwischen dem damaligen marokkanischen König Ḥasan 
dem II. und der Führung der POLSARIO. Am 29. April 
1991 verabschiedete der Sicherheitsrat der UNO die 
Resolution 690, mit der er die Einrichtung der MIN-
URSO beschloss. Das Kürzel steht für »Mission der 
Vereinten Nationen für das Referendum in der Westsa-
hara«: In einer unter Aufsicht der UN und der OAU 
durchzuführenden Volksabstimmung sollte die Be- 
völkerung die Wahl haben zwischen Unabhängigkeit 
und Anschluss an Marokko. Zusätzlich zur Vorbereitung 
der Volksabstimmung sollten Blauhelme der Mission 
den unter Vermittlung von UN und OAU geschlossenen 
Waffenstillstand zwischen den beiden Parteien überwa-
chen. Dieser Waffenstillstand hält bis heute.

Doch die Mission stand von Anfang an vor großen 
Schwierigkeiten.9 Marokko weigerte sich, seine im 
Territorium stationierte Armee von 160.000 Mann auf 
die vorgesehenen 65.000 zu reduzieren, es verbrachte 
auch schon in den 1990er Jahren etwa 200.000 Siedler 
aus Marokko in die besetzten Gebiete, ein klarer Völker-
rechtsverstoß. Die größte Schwierigkeit war aber die 
Identifizierung der Abstimmungsberechtigten: Jenseits 
der 73.497 in einem spanischen Zensus gezählten 
Sahrawis und ihrer Nachfahren bestand Marokko darauf, 
dass auch die inzwischen angesiedelten Marokkaner 

abstimmungsberechtigt sein sollten. Darüber hinaus 
schob Marokko eine Vielzahl von Wählern nach, die 
über Stammesälteste, die zum Teil in Marokko lebten, 
identifiziert wurden - ein schwieriges und problema-
tisches Vorgehen in einer nomadischen Gesellschaft, die 
sich nie um die Grenzziehung der Kolonialmächte 
geschert hatte. Trotz mehrerer Vorschläge der Vertreter 
des UN-Generalsekretärs konnte bisher keine endgül-
tige Einigung der Parteien erzielt werden.10

Marokko nutzte die Zeit des nun schon über dreißig 
Jahre dauernden Waffenstillstands nicht nur zur Besie-
delung und zum Ausbau des marokkanischen Bevölker-
ungsanteils, sondern auch zur militärischen Sicherung 
des Gebiets und zum Ausbau einer »Mauer«, die den 
größten Teil der Westsahara nach Westen absichert: 
Diese Befestigungsanlage beginnt nördlich der Westsa-
hara entlang der marokkanisch-algerischen Grenze und 
zieht sich über 2.800 km nach Süden zur maure-
tanischen Grenze, biegt dann nach Westen bis zum 
Atlantik ab. (Abb. 2) Sie besteht aus einem hohen Wall 
aus Geröll und Stein, wird gesichert durch gestaffelte 
Stacheldraht- und Elektrozäune und ist mit zehntausen-
den Landminen gesichert. Diese Minen werden von den 
alle paar Jahre wiederkehrenden sintflutartigen Regen-
fällen weit ins Gelände geschwemmt, wo sie eine 
permanente Gefahr für die Hirten und ihre Herden 
darstellen, die auf den von der Frente-POLISARIO 
kontrollierten Gebieten westlich der »Mauer« nomadis-
ieren. Entlang dieser »Grenze« überwacht die MINUR-
SO den Waffenstillstand.

Ökonomische Interessen und Rolle der EU

Die Westsahara verfügt über ungeheure Vorräte an qual-
itativ hochwertigem Phosphat, das im Tagebau abge-
baut werden kann. Zusammen mit den marokkanischen 
Phosphaten, die meist qualitativ schlechter und 
kostspieliger abbaubar sind, ist das OCP mit Sitz in 
Casablanca der größte Anbieter von Phosphat auf dem 
Weltmarkt. Phosphat ist u.a. Grundlage für die Herstel-
lung von Düngemitteln. Das OCP ist auf das Engste mit 
dem marokkanischen Staat verwoben: In seinem Auf-
sichtsrat sitzen neben dem Generaldirektor und der 
Banque Centrale Populaire sechs Ministerien, darunter 
Inneres, Auswärtiges, Wirtschaft und Finanzen, Energie 
und Minen sowie ein Staatssekretär.11 Die wichtigste 

Phosphatmine des OCP ist Bou Craa (Abū Krāʿ) in der 
Westsahara, nahe der Hauptstadt El Aaiún (al-ʿUyūn). 
Seit 2002 hält das OCP 100% der Anteile, nachdem 
Spanien seine Aktien an das OCP übertragen hat. Die 
Mine von Bou Craa ist durch ein knapp hundert Kilo-
meter langes Förderband (erbaut von Krupp) mit den 
Verladeanlagen am Atlantik verbunden (Abb. 2). Das 
OCP wird auch durch die deutsche Kreditanstalt für 
Wiederaufbau gefördert, die mit einem Darlehen von 
über 200 Millionen Euro eine Meerwasserentsalzungs- 
anlage mitfinanziert,12 da die Phosphataufbereitung 
äußerst wasserintensiv ist. Phosboucraa produziert rund 
drei Millionen Tonnen Phosphat im Jahr, außerdem 
Phosphorsäure und phosphatierte Düngemittel.13 Allein 
im Jahre 2018 exportierte Marokko Phosphat im Wert 
von 164 Millionen US-Dollar.14

Das zweite wichtige Produkt der Westsahara ist Fisch. 
Die Gewässer des Gebiets zählen zu den fischreichsten 
der Welt und sind der Tummelplatz der internationalen 
Fischfangflotten. Die Hoheitsgewässer (auch Territori-
algewässer genannt) eines Staates umfassen grundsät-
zlich das Gebiet zwölf Seemeilen vor der Küste. Dort übt 
der jeweilige Küstenstaat seine souveränen Hoheits-
rechte aus.15 Doch aufgrund des Drucks einiger Staaten 
haben die Vereinten Nationen im Seerechtsabkommen 
vom 10. Dezember 1982 das Meeresgebiet auf bis zu 200 
Seemeilen (ca. 380 km) ausgedehnt. Kontrolliert Marok-
ko die Küstengewässer vor der Westsahara, verfügt es 
über einen ungeheuren Fischreichtum und kann mit 
internationalen Fischfangflotten bzw. deren Heimatstaa- 
ten äußerst lukrative Geschäfte abschließen.

Darüber hinaus werden in der Westsahara und deren 
Offshore-Gebiet Öl, Gas, Uran und verschiedene Edel-
metalle vermutet. Bohrrechte hat die marokkanische 
Regierung an die US-amerikanische Kosmos-Energy 
und an den französischen Erdölkonzern Total vergeben.16

Immer größere Bedeutung, auch für die Versorgung 
Europas, gewinnen die erneuerbaren Energien. Wie die 
Bundesagentur German Trade & Invest (GTAI)17

berichtet, einigten sich Marokko und Spanien auf den 

Bau einer dritten Stromverbindung (Kosten 150 
Millionen Euro), die durch Wind und Sonne erzeugte 
Energie nach Europa führen soll.18 Die Erzeugung 
dieser Energie erfolgt zum überwiegenden Teil in der 
Westsahara. Marokko, das mit der EU durch ein Frei-
handelsabkommen verbunden ist, ist außerdem ein 
wichtiger Standort für die Fertigung von Flugzeug- und 
Kfz-Teilen. Eine herausragende Rolle spielt die 
Lieferung von landwirtschaftlichen Produkten, wobei 
gerade die Produktion von Gemüse wie Tomaten, 
Gurken und Melonen in der Region von Dakhla 
(ad-Daḫla) in der Westsahara erfolgt.19

Während der Handel mit der EU blüht, gerät Marokko 
in anderen Staaten der Welt unter Druck: So wurden 
Schiffe, die westsaharisches Phosphat transportierten, in 
Südafrika und Panama (beide Staaten erkennen die 
DARS an) beschlagnahmt.20 Diese Akte beförderten eine 
neue internationale Diskussion über den Rechtsstatus 
der Westsahara. Am 10. Dezember 2013 hatte sich das 
EU-Parlament mehrheitlich für die Erneuerung des 
»Partnerschaftlichen und Fischereiabkommens« mit 
Marokko ausgesprochen - ohne die Westsahara zu 
erwähnen. Dieser diplomatische Schachzug ermöglichte 
es der EU, das juristisch heiße Eisen nicht zu problema-
tisieren und Marokko, die bisherige Praxis, die 
Plünderung der westsaharischen Fischgründe, ungestört 
fortzusetzen. 

Die Beschlagnahmung des westsaharisches Phosphat 
transportierenden Schiffes in Südafrika führte zu einer 
Reihe juristischer Auseinandersetzungen, die schließlich 
in einer Klage der Frente-POLISARIO vor dem 
Europäischen Gerichtshof (EuGH) mündete. Dieser hat 
in seinem Urteil betont, dass es sich bei der Westsahara 
um ein »Hoheitsgebiet ohne Selbstregierung« nach Art. 
73 der Charta der Vereinten Nationen handelt. Daraus 
folgt, dass die Verfügung über die Ressourcen des Ge- 
biets ohne Zustimmung des sahrawischen Volkes 
unrechtmäßig ist und dass das zwischen der EU und 
Marokko abgeschlossene Handelsabkommen auf 
Produkte des Westsahara nicht anzuwenden sei.21 In der 
Folge müssen landwirtschaftliche und Fischereiproduk-

te eigens gekennzeichnet werden und dürfen nicht als 
marokkanische Produkte vermarktet werden. 

So klar die Rechtslage auch sein mag, es wird abzu-
warten sein, wie sich die EU aus dieser Situation 
herauswinden wird. Denn Marokko ist nicht nur ein 
starker Partner der EU (siehe auch die deutschen 
Kredite), es genießt schier uneingeschränkt die Unter-
stützung der ehemaligen Kolonialmächte Spanien und 
Frankreich. Letzteres beherrscht noch immer die Afri-
kapolitik der EU entscheidend. So hat Paris als Ständiges 
Mitglied des Sicherheitsrats der Vereinten Nationen 
bisher mit Erfolg verhindert, dass die jährlichen Resolu-
tionen zur Verlängerung des Mandats der MINURSO, 
wie bei anderen UN-Missionen üblich, eine Klausel zur 
Überwachung der Einhaltung der Menschenrechte im 
Konfliktgebiet erhielten.

Und Marokko hat noch ein ganz anderes Druckmittel 
gegen die EU: Neben Libyen und der Türkei ist das 
Land eines der wichtigsten Bollwerke gegen 
Geflüchtete, die die nur 14 km enge Straße von Gibral-
tar in Richtung Europa von den spanischen Enklaven 
Ceuta und Melilla aus zu überwinden versuchen. Die 
EU unterstützt Marokko bei der Flüchtlingsabwehr 
bereits jetzt mit jährlich 140 Millionen Euro.  Je nach 
Laune und Stand der politischen Beziehungen mit der 
EU scheint Marokko auch punktuell Gruppen von 
Flüchtlingen durchzulassen, um seinen Druck zu 
erhöhen.23

Das Bemühen um die »historischen Ansprüche« Marok-
kos auf die ehemalige spanische Kolonie wird in seiner 
politischen Zielsetzung erkennbar, wenn als Lösung des 
Konflikts, wie vom marokkanischen König oder dem 
Verfasser des hier kritisierten Artikels, »Autonomie« als 
Lösung vorgeschlagen wird. Autonomie gilt in der 
Staatenwelt in der Regel für (sprachliche, kulturelle, 
religiöse) Minderheiten, die sich durch diese Merkmale 
von der Mehrheitsbevölkerung eines Staates unter-
scheiden, wie beispielsweise die Kurden im Irak, zahlrei- 
che Republiken der Russischen Föderation oder Grön-
land innerhalb Dänemarks. In sehr unterschiedlichem 
Maße können autonome Gebiete eigene Gesetzge-
bungsorgane besitzen, aber sie haben keine Sou-
veränität: Außen-, Sicherheits- und Wirtschaftspolitik 

sind immer Angelegenheit des Zentralstaats. Daher ist 
Autonomie immer das Resultat eines Aushandlungs- 
prozesses zwischen politischen Akteuren. Solche Auto- 
nomie muss also von der betroffenen Bevölkerungs-
gruppe akzeptiert sein.

Die von Marokko ins Spiel gebrachte Autonomierege-
lung wird damit leicht erkennbar: Ja, die Sahrawis haben 
ihre Eigenheiten. Was aber »Autonomie« unter marok-
kanischer Herrschaft wohl hieße, ist unbekannt. So kann 
angenommen werden, das die Sahrawis, wenn sie 
wollen, weiterhin ihre Sprache, das dem Hochara-
bischen verwandte Ḥassānīya, sprechen dürften; ihre 
Frauen dürften wohl weiterhin ihren farbigen Umhang 
tragen; sie dürften weiterhin ihr traditionelles Wüsten-
zelt, die Ḫaima, besitzen und vielleicht für Touristen 
Volkstänze aufführen. Die entscheidenden Fragen aber 
bleiben in der Kompetenz des Zentralstaats – im Falle 
Marokkos letztlich des Königs.

Vor allem aber wird die wie auch immer gewährte 
Autonomie als eine Konzession Marokkos an die 
Sahrawis, also ein vom König zugestandener Gnaden- 
akt, verstanden. Damit soll die vorausgegangene Ges-
chichte gelöscht, die nicht vollzogene Entkolonisierung, 
die militärische Eroberung des Gebiets und seine völker-
rechtswidrige Annexion vertuscht werden. Vermieden 
würde durch diesen Akt auch die selbst für eine »Auto- 
nomie« notwendige Zustimmung der betroffenen Be- 
völkerung. So dürfte der Grund für die Ablehnung des 
Baker-Plans von 2003 (s. Fn. 10) durch Marokko wohl 
die Tatsache gewesen sein, dass im Abstim-
mungsvorschlag überhaupt die Unabhängigkeit des 
Gebietes als eine Alternative neben der »Autonomie« 
und dem Anschluss an Marokko genannt wurde. In 
zahlreichen Äußerungen Marokkos wurde immer 
wieder unterstrichen, dass nur ein »Zustimmungsrefer-

endum« infrage komme.24 Damit ist jede demokratische 
Legitimation auch der »Autonomie« ausgeschlossen. 

So hat sich eine fast paradoxe Situation ergeben: In den 
Flüchtlingslagern in der Nähe der algerischen Oase 
Tindouf leben seit fast einem halben Jahrhundert etwa 
160.000 Geflüchtete mit ihren Kindern und Kindeskin-
dern, regiert von der  Frente-POLISARIO, die in der 
UNO, der AU und auch vor Gerichten wie dem EuGH 
als Repräsentantin des sahrawischen Volkes anerkannt 
wird. Immer wieder fordert sie unter Berufung auf das 
Völkerrecht die marokkanische Besetzung und Annex-
ion rückgängig zu machen und den seit einem halben 
Jahrhundert fälligen Dekolonisationsprozess endlich in 
Gang zu setzen. Effektiver Widerstand gegen die 
Besatzung, vor allem aber wachsende Unterstützung für 
die Frente-POLISARIO ist in den letzten Jahren in den 
besetzten Gebieten selbst entstanden, wo immer wieder 
Demonstrationen und Proteste stattfinden, deren 
Umfang durch massive Repression klein gehalten 
werden soll. Einreisebeschränkungen für Touristen, 
Politiker, Menschenrechtler und Journalisten sorgen 
dafür, dass über den Konflikt und die Zustände in den 
besetzten Gebieten kaum berichtet werden kann.

Eine gewisse Beachtung fanden in jüngster Zeit die 
Proteste und der Hungerstreik von Aminatū Ḥaidār, 
Trägerin des alternativen Nobelpreises, die selbst Jahre in 
marokkanischen Gefängnissen verbrachte und schwer 
gefoltert wurde, sowie die brutale Vernichtung des 
Protestcamps »Gdeim Izik« (Akdīm az-Zīk) rund 20 km 
vor der Hauptstadt El Aaiún: Tausende Sahrawis hatten 
im Oktober 2010 die Stadt verlassen, ihre Ḫaimāt aufge-
baut und eine Selbstverwaltung organisiert. Marok-
kanische Sicherheitskräfte stürmten schließlich das 
Lager, zerstörten es und töteten wahrscheinlich ein 
rundes Dutzend Menschen. Willkürlich als »Rädels-
führer« des friedlichen Protests Verhaftete wurden 
gefoltert und von Militärgerichten zum Teil zu 
lebenslänglichen Haftstrafen verurteilt. Dies alles zeigt, 
dass der Wunsch nach Souveränität durch eine wie auch 
immer geartete, von außen aufoktroyierte Autonomie 
nicht gebrochen werden kann. Die Einhaltung des 
Völkerrechts erscheint noch immer als die einzige sinn-
volle und gerechte Lösung des Konflikts.

Die Ausübung der Selbstbestimmung der betroffenen 
Bevölkerung auf der Grundlage des Völkerrechts könnte 
Marokko auch von seinem Militärhaushalt in Höhe von 
vier Milliarden US-Dollar im Jahr25 befreien, der zum 

größten Teil für die Instandhaltung und Bewachung der 
2.800 km langen »Mauer« benötigt wird. Der wirkliche 
Gegner einer rechtskonformen Lösung ist wohl das 
Bündnis aus Palast und internationalen Konzernen. Vom 
Beitrag eines Juristen zu diesem Konflikt wäre zu 
erwarten gewesen, dass er die zwei letzten Jahre der 
Rechtsentwicklung in Europa nicht einfach ausblendet, 
sondern die Urteile europäischer Gerichte und des 
EuGH zumindest benennt, auch wenn sie seiner Argu-
mentation den Boden entziehen.
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Von Carl Heinrich Becker zu Alice Weidel

Der Politikwissenschaftler Ozan Zakariya Keskinkiliç 
geht in seiner Untersuchung der Frage nach den Paral-
lelen zwischen den aktuellen antimuslimischen Diskur-
sen, insbesondere der AfD, und denen im Deutschen 
Kaiserreich nach. Er vergleicht dafür schriftliche Quel-
len und Reden von AfD-Politikern mit den Debatten, 
die auf den beiden Deutschen Kolonialkongressen 1905 
und 1910 geführt wurden. Dabei geht er davon aus, dass 
antimuslimische Narrative und Stereotype »weit mehr 
über die Produzenten des Diskurses als über sein Objekt« 
(S. 8) aussagen. Worum es seiner Meinung nach bei 
diesen »Islamdebatten« in Wahrheit geht, macht er 
bereits im Vorwort deutlich: »Das Problem lautet anti-
muslimischer Rassismus.« (Ebd.) Was manch einen 
veranlassen könnte, dem Autor Voreingenommenheit 
bei seiner Untersuchung vorzuwerfen, ist in Wirklich-
keit erfrischend. Wissenschaft findet nicht im luftleeren 
Raum statt. Es gibt genug Meinungsmacher, die ihre 
Sichtweise mit vermeintlicher Objektivität zu kaschie-
ren versuchen. Es steht Keskinkiliç gut zu Gesicht, 
gleich zu Beginn Farbe zu bekennen.

Die Kolonialkongresse fanden im Kaiserreich ab 1902 
regelmäßig statt. Neben Vertretern und Lobbyisten der 
imperialistischen Wirtschaftsbranchen und christlichen 
Missionsgesellschaften nahmen auch Wissenschaftler, 
vor allem Ethnologen und Orientalisten, Teil. Der 
zweite Kongress 1905 verzeichnete mehr als 2000 Teil-
nehmer. Wie auch der von 1910 widmet er sich u.a. 
ausführlich der »Gefahr einer Islamisierung deutscher 

Kolonien«. Keskinkiliç legt dabei offen, dass zahlreiche 
der von der AfD postulierten islamfeindlichen Motive 
bereits Teil der Debatten der deutschen Kolonialherren 
waren. Schon damals wähnte sich das Kaiserreich als 
dem »rückständigen« Islam überlegen. Wenige Jahre 
bevor die deutschen Militärs und Wirtschaftseliten zum 
ersten Mal einen Weltkrieg gegen die anderen europäi-
schen Mächte vom Zaun brachen, war man in Berlin 
überzeugt, »der« Islam bedeute Gewalt und Sklaverei, 
Feindschaft gegen Europa und Expansionismus. (S. 37 
f.) Die Parallelen zur Bekenntnis der Neuen Rechten 
zum »christlich-abendländischen Europa« auf der einen 
und ihrem realen Nationalchauvinismus auf der anderen 
Seite sind offensichtlich. Weitere Übereinstimmungen, 
die der Autor ausmacht, sind etwa das Motiv der »Leit-
kultur«, dem Moscheebau-Verbot und der Forderung 
nach einer Deutschpflicht sowie der Behauptung, das 
Christentum sei per se humanistisch und vernünftig, 
während der Islam als archaisch, gewalttätig und irratio-
nal gilt. Auch Frauenfeindlichkeit unterstellte man den 
muslimischen Männern, während in Deutschland selbst 
Frauen weder wählen noch sich in Vereinen organisieren 
durften. Wie heute muslimische Frauen mit Kopftuch 
häufig als vermeintliche Opfer entmündigt werden, 
sahen auch die männlichen Kolonialbeamten sie damals 
als unterdrückt, passiv, »ungebildet und naiv«. (S. 51)

Keskinkiliç zeigt auch, dass der moderne Kulturrassis-
mus schon zu Beginn des 19. Jahrhunderts vorhanden 
war. Während die Rassismus-Forschung von der Rassifi-
zierung der Kultur spricht, etwa wenn die AfD Muslime 
als homogene, durch ihre Religion und Kultur determi-
nierte Gruppe darstellt, bekannte der Orientalist Carl 
Heinrich Becker 1910 offen, der angebliche Gegensatz 
zwischen Islam und Christentum sei »der ganz naturge-
mässe Ausdruck der natürlichen Verschiedenheit der 
Rassen«. (S. 40) Dabei ähneln sich nicht nur die Inhalte, 
sondern auch die sprachliche Form. Rechtspopulisten 
und Kolonialpolitiker teilen einen Fable für kriegerische 
und fatalistische Ausdrücke: Während der Missionar und 
Vordenker der Ökumene, Julius Richter, 1905 vom 

»grossen Kampfe zwischen Islam und Christentum« 
sprach, verkündet die AfD den unausweichlichen »Kul-
turkrieg« mit dem Islam und den Drohenden Untergang 
des Abendlandes. (S. 37) Aber auch Metaphern, die den 
Islam als Krankheit darstellen, sind beliebt. Dabei 
handelt es sich zudem offensichtlich um eine Parallele 
zum Antisemitismus mit seiner Darstellung des Juden 
als Krebsgeschwür oder Parasit.

Dem Thema Antisemitismus und dessen Zusammen-
hängen mit der Islamfeindlichkeit widmet sich Keskin-
kiliç in einem eigenen Exkurs. Dankenswerterweise 
erteilt er der um sich greifenden Behauptung, bei Anti-
semitismus handle es sich um eine eigene Ideologie und 
nicht um eine Form von Rassismus, eine klare Absage. 
Er weist darauf hin, dass dieser zwar im Genozid gipfeln 
könne, es aber nicht zwangsläufig müsse, wie dies etwa 
Theodor Adorno und Max Horkheimer, aber auch Wis-
senschaftler und Publizisten aus neokonservativen Krei-
sen behaupten. Darin liege kein Unterschied, sondern 
gerade eine Gemeinsamkeit mit anderen Formen von 
Rassismus. Es sei daran erinnert, dass die Nazis selbst 
neben Juden auch Sinti und Roma systematisch verfolg-
ten und einen Vernichtungskrieg gegen die »slavische 
Untermenschenrasse« führten. Von den Völkermorden in 
den Kolonien Europas soll hier gar nicht die Rede sein. 
Der Autor weist zudem sowohl auf die Parallelen 
zwischen antisemitischen und antimuslimischen Narra-
tiven als auch auf die historische Verflechtung dieser 
Feindbilder hin: Der Jude galt stets auch als »Orientale«. 
Als gemeinsame Zäsur kann zudem die Verfolgung und 
Vertreibung europäischer Muslime und Juden aus 
Spanien nach 1492 gelten. Heute, wo vor dem Hinter-
grund des Palästinakonflikts von vielen Seiten ein 
jüdisch-muslimischer Gegensatz konstruiert wird, wird 
der Islam oftmals mit dem Faschismus gleichgesetzt. 
Hierbei sieht Keskinkiliç nicht nur antimuslimische, 
sondern auch antisemitische Motive am Werk: Juden 
würden zum Alibi für islamfeindlichen Rassismus und 
die deutsche Schuld so gleich mit entsorgt.

Nicht zuletzt dieser gelungene Exkurs macht Keskinki-
liçs Buch lesenswert. Ansonsten liefert sein Buch zwar 
keine neuen theoretischen Erkenntnisse, denn er stützt 
sich weitgehend auf bereits etablierte Theorien und 
auch die historische Verankerung des Feindbild Islam ist 
bekannt. Aber der Autor trägt in jedem Fall zu einem 
umfangreicheren Bild der rassistischen Islamfeindlich-
keit in der deutschen Geschichte und Gegenwart bei, 
das er mit bislang nicht untersuchten Fallbeispielen 
ergänzt. Dabei entblößt er einmal mehr sowohl die kolo-
nialistische Tradition der deutschen akademischen Eliten 
als auch der neurechten Parteien.

Die Eziden erlangten in den letzten Jahren vor allem 
deshalb traurige Berühmtheit, weil 2014 der sog. Islami-
sche Staat (IS) im Irak in ihren Gebieten wütete. Die 
UN sprach in diesem Zusammenhang von einem 
Völkermord. Dieses traurige Kapitel reiht sich ein in 
eine Geschichte der Diskriminierung, die in den letzten 
150 Jahren mehrere ähnliche Ereignisse hervorgebracht 
hat. Aber die Eziden sind mehr als nur die Opfer, die von 
westlichen Politikern und Medien plötzlich entdeckt und 
für eine kurze Zeit als lebendiges, aber meist stummes 
Beispiel für die Grausamkeiten in der »islamischen Welt« 
stilisierten wurden. Ihre Geschichte, Kultur und Religi-
on sind relativ unbekannt, sowohl für die Mehrheitsge-
sellschaften in denen sie leben, als auch für jene im 
Westen. Banu Yalkut-Breddermann, die in Ankara und 
Berlin Ethnologie und Religionswissenschaften studier-
te, führt den Leser in die Thematik ein, indem sie 
zunächst von ihren eigenen ersten Berührungspunkten 
mit dem Ezidentum berichtet, kleine Anekdoten schil-
dert und erklärt, wie sie ihre Rechercheverfahren mit der 
Zeit modifiziert hat, indem sie die Interviewten zuneh-
mend die Leitung der Gespräche übernehmen ließ.

Der Leser erfährt Grundlegendes über das Ezidentum: 
über die nach wie vor umstrittenen Ursprünge der Reli-
gion, ihre schriftlichen und mündlichen normativen 
Überlieferungen und ihre soziale und institutionelle 
Gliederung. Auch das spannungsreiche und vielschich-
tige Verhältnis zu den großen Religionen der Region 
wird deutlich gemacht. So beziehen sich die Eziden u.a. 
auf den bekannten muslimischen Gelehrten Ḥasan 
al-Baṣrī (642-728) und auch zum Sufismus sind Paralle-
len unübersehbar. Mit den Christen teilte man die 
Erfahrung, oft Staatsbürger zweiter Klasse zu sein, und 
während des Völkermords an den Armeniern gewährten 
viele Eziden ihren christlichen Nachbarn Zuflucht. Auf 
der anderen Seite wird der von ihnen verehrte Engel Pfau
von Christen wie auch Muslimen oftmals mit dem gefal-
lenen Engel Lucifer bzw. mit Iblīs gleichgesetzt, weshalb 
die Eziden als »Teufelsanbeter« diskriminiert und 
verfolgt wurden. Als solche stellte sie auch der IS nicht 
vor die Wahl, Kopfsteuer zu zahlen oder zu fliehen, 
sondern begann gleich mit einem erbarmungslosen 
Vernichtungsfeldzug gegen ihre Dörfer. Außerdem 
erfährt man, wieso die gängige Bezeichnung »Jezide« 

eigentlich ein abwertender Begriff ist: Er suggeriert, die 
Religion gehe auf Yazīd ibn Muʿāwiya zurück. Als 
Mörder Ḥusain ibn ʿAlīs, der von den Schiiten als dritter 
Imam verehrt wird, und als zweiter Khalif der Ummaya-
den, die bei den Sunniten einen schlechten Ruf haben, 
wurde die mit seinem Namen verknüpfte Bezeichnung 
»yazīdīy« zum Stigma.

Das Siedlungsgebiet der Eziden erstreckte sich bis zu 
den politischen Verwerfungen im nahöstlichen Raum im 
19. und 20. Jahrhundert über die nördlichen Regionen 
Syriens, Iraks und Irans, den Osten der Türkei und Teile 
Armeniens und Georgiens, wohin viele von ihnen in 
dieser Zeit flohen. Während sie in der Sowjetunion, wie 
so viele Minderheiten, von den guten Bildungschancen 
profitierten, litten sie in den anderen Staaten unter zum 
Teil massiver Diskriminierung. Als Anhänger einer 
nicht als Buchreligion anerkannten Glaubensgemein-
schaft wurde ihnen im Osmanischen Reich kein 
ḏimmī-Status zuerkannt. In der säkularen Türkei erging 
es ihnen nicht besser: Da das Ezidentum mit der kurdi-
schen Nationalität eng verknüpft ist, passten die Eziden 
gleich doppelt nicht zum ethnisch-religiösen Nationa-
lismus der Kemalisten. Als Kurden wurden sie verleug-
net (»Bergtürken«) und ihre Religion nicht anerkannt, 
weshalb man ihre Pässe mit einem »X« kennzeichnete. 
Der Staat vernachlässigte ihre Siedlungsgebiete in der 
Osttürkei lange und die meisten lebten noch immer als 
Bauern, als das Militär nach dem Putsch 1980 gegen 
Linke und kurdische Nationalisten vorging und der 
Krieg mit der Arbeiterpartei Kurdistans (PKK) 
entbrandte. In dieser Zeit flohen erstmals zahlreiche 
Eziden nach Westeuropa, wo sie Asyl beantragten. Laut 
Yalkut-Breddermann leben heute 99% der türkeistäm-
migen Eziden in Europa. (S. 31)

In der Diaspora macht die ezidische Community aktuell 
tiefgreifende Wandlungsprozesse durch. Wie die Auto-
rin erklärt, vollziehen sich diese im Rahmen zweier 
Spannungsverhätlnisse, nämlich zwischen eigener 
Tradition und Identität auf der einen und den kulturellen 
und moralischen Ansprüchen westlich-kapitalistischer 
Gesellschaften auf der anderen Seite, sowie der Ausein-
andersetzung um die Einheit von Ezidentum und kurdi-
scher Nationalität. Derzeit befinde sich die ezdische 
Gemeinschaft in einem Interregnum: »Bisherige Struk-
turen sind nicht mehr erkennbar, neue haben sich noch 
nicht gebildet.« (S. 39) Das öffne Perspektiven für soziale 
und theologische Reformen und Pluralität, nicht zuletzt 
aufgrund der Tatsache, dass die hier geborenen Genera-
tionen bereits entsprechend geprägte Bedürfnisse ausge-
bildet hätten. Auf der Suche nach einer den neuen Rea-
litäten entsprechenden Form, ihre religiöse Identität 
auszuleben, würden heute verschiedene Wege gegan-
gen, wobei alte Strukturen, wie etwa das Kastenwesen, 
die Endogamie und die Exklusivität, zunehmend 

aufbrächen. Dabei scheint der Autorin zufolge die 
Akzeptanz innerhalb der Community, auch vonseiten 
der traditionellen Eliten, relativ hoch zu sein.

Allerdings bestehen auch im Exil Gräben und Konflikte 
innerhalb der Gemeinschaft. So etwa zwischen den 
Strömungen, die die Wurzeln des Ezidentums im Zoro-
astrismus sehen und die mit der kurdischen Nationalbe-
wegung eng verbunden sind, und jenen, die diesen 
Bezug ablehnen. Die erste Gruppe identifiziert das 
Ezidentum mit dem kurdischen Volk und sieht in den 
Lehren Zarathustras die gemeinsamen Wurzeln auch 
mit den kurdischen Aleviten. Diese Sichtweise dient der 
Autorin zufolge in erster Linie der Schaffung einer 
kurdisch-nationalistischen Identität und Ideologie; sie 
bilde »das Bindeglied der unterschiedlichen religiösen 
Gemeinschaften« der Kurden im Interesse einer »Ho-
mogenisierung Kurdistans zu einer Nation«. (S. 119 f.) 
Die zweite Gruppe befinde sich dagegen in einem offe-
neren Diskussionsprozess, in dem zum Teil einander 
völlig widersprechende Positionen nebeneinander 
bestünden und in dem auch Stimmen von Außerhalb, 
etwa aus der wissenschaftlichen Forschung, Gehör 
geschenkt werde. Indem sie derartige Querverbindun-
gen zwischen der Religion selbst und ihren vielseitigen 
Verstrickungen mit den historischen wie aktuellen sozi-
alen und politischen Realitäten zieht, dies mit ihren 
eigenen Erfarhungen, mit O-Tönen von Ezidinnen und 
Eziden und mit ihrer eigenen ebenso kritischen wie 
respektvollen Meinung vermischt, ist es der Autorin 
gelungen, eine interessante Einführung in dieses auch 
wenigen Islamwissenschaftlern bekannte Thema zu 
geben. Dabei beschränkt sie sich nicht nur auf histori-
sche Fakten und die Nennung religiöser Schlagwörter, 
sondern gibt Einblick in die aktuellen, sehr lebendigen 
und dynamischen Prozesse innerhalb dieser Gemein-
schaft.
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